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Neuer „Burger-Meister“
für Landshut
Der CSU-Politiker wurde bereits im ersten
Anlauf zum Nachfolger des langjährigen
Rathauschefs Josef Dei-
mer gewählt. Seite 13

Hans Rampf:

Partnerschaft zwischen 
Staat und Kommunen
Beim kommunalpolitischen Kongress der
CSU-Niederbayern in Deggendorf erläuterte
der Finanzstaatssekretär den
Doppelhaushalt 2005/2006. Seite 15

Franz Meyer:

Überzeugende Politik
mit Augenmaß
Starnbergs Landrat feierte am 6. Oktober
seinen 65. Geburtstag. „Nahe an den Men-
schen“ lautet das Leitbild
seiner Politik. Seite 16

Heinrich Frey:

Die Vorzimmerperle und ihr
Bürgermeister sind sich ei-
nig: Für ein Privatunterneh-
men muss sich eine Maß-
nahme rechnen und meis-
tens rechnet sich nur, was
den Kunden Vorteile bringt -
siehe Post und Telekom.
Nicht zu Unrecht meint der
Schriftsteller Salman Rush-
die: „Es ist erstaunlich, was
man alles lernen kann, wenn
man will. Jede Gewohnheit
lässt sich ändern.“           S. 15

Landesdelegiertenversammlung der Freien Wähler:

Familienförderung im Visier
Mit neuem Profil die Zukunft sichern / Flexible Lebensarbeitszeitmodelle

Wer heute geboren wird, muss als 26-Jähriger für 80 Prozent
der Bezüge eines Rentners aufkommen, prognostiziert das
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung für das Jahr 2030.
Auf 100 Einwohner im Alter zwischen 25 und 65 Jahren kom-
men dann 77 Einwohner über 65 Jahre. Wie Landesvorsitzen-
der Armin Grein auf einer Landesdelegiertenversammlung der
Freien Wähler in Naila konstatierte, sind diese Zahlen
schockierend. Noch schockierender sei aber, „dass keine Partei
und kein Politiker ernsthaft etwas unternimmt, um diese Ent-
wicklung zu stoppen“. 

Vor diesem Hintergrund stell-
ten die Freien Wähler ihren neu-
en Schwerpunkt „Familie - Be-
treuung - Schule“ vor. Die FW
setzen sich für einen Bewusst-
seinswandel hin zu einem mo-
dernen, offenen und liberalen
Gesellschaftsbild ein. Der Erzie-
hung sei dabei der gleiche Rang
einzuräumen wie der Erwerbsar-
beit. Neue Rahmenbedingungen
müssten es jungen Paaren er-

möglichen, sich wieder verstärkt
für Kinder zu entscheiden. 

Kindergutschein

So sollte nach
Ansicht der FW
ein sog. Kinder-
gutschein für die
Eltern von Neu-
geborenen einge-
führt werden.
Dazu gehöre ein
Begrüßungsgeld
sowie ein Gut-
schein, der auf
zweierlei Weise
eingelöst werden
könnte: 
? Kinderbetreu-
ung in einem
ganztägigen Kin-
derhort für Kin-
der von null bis drei Jahren
(wenn beide Elternteile sich
dafür entscheiden, im Beruf zu
bleiben). 
? Familiengeld, das einen
mehr als nur symbolischen Aus-
gleich für die Einkommensver-
luste bietet, wenn die Frau/der
Mann sich voll der Familie zu
widmen möchte. 

Betreuungsnetz

Darüber hinaus treten die Frei-
en Wähler für ein durchgehendes
Betreuungsnetz vom Kindergar-
ten bis zum Schulabschluss ein,

d.h.: Kinderkrippe auch für
Kleinstkinder, ein verpflichten-
des Vorschuljahr am Kindergar-
ten, Ganztagsschulen mit Nach-
mittagsbetreuung an den Grund-
und Hauptschulen, später auch
an Gymnasien und Realschulen.
Die Schule als Heimat und Le-
bensraum sollte die Familie
nicht ersetzen, aber ergänzen.
Das Miteinander von Schülern,
Lehrern/Erziehern und Eltern
müsse den Schulalltag in we-
sentlich stärkerem Umfang als

jetzt prägen. 

In Einklang
mit der 
Arbeitswelt

Die Arbeits -
welt wiederum
ist nach Ansicht
der Freien Wäh-
ler so umzuge-
stalten, dass Kin-
dererziehung und
Erwerbstätigkeit
wieder in Ein-
klang gebracht
werden können.

(Forts. Seite 4)

Die Kommunale Verdienstmedaille in Silber überreichte Innen-
minister Dr. Günter Beckstein an GZ-Herausgeber Luitpold
Braun. Gewürdigt werden damit die vielfältigen Verdienste des
Schongauer Landrats vor allem auch für seinen langjährigen
Einsatz als Landesvorsitzender der Kommunalpolitischen Ver-
einigung. Wer sonst noch zu den neuen Ausgezeichneten gehört,
finden Sie auf Seite 3. ?

Rechtzeitig zur Frankfurter Buchmesse ist ein besonderes
Landshuter Buchprojekt erschienen: „Das Nest im Kopf“
lautet der Titel eines Buches über den dienstältesten Ober-
bürgermeister Deutschlands, Josef Deimer, der im Dezember
nach 35 Jahren sein Amt abgibt. 

Bei einem Pressetermin im Rathaus der Drei-Helmen-Stadt
präsentierten OB Deimer und sein Team Helmut Stix, Christoph
Thoma und Raimund Hackl sowie der Arcos-Verlag die ersten
druckfrischen Exemplare. Das 312 Seiten umfassende und mit
700 Farbbildern reichlich ausgestattete Lesewerk ist ein politi-
sches Bilderbuch, das im übertragenen Sinn die Arbeit aller
Kommunalpolitiker in ihrer ganzen Vielfalt widerspiegelt.

Das authentisch bebilderte Buch erzählt anschaulich, kennt-
nisreich, unterhaltsam und spannend vom themen- und termin-
reichen Alltag des Mannes, der in seine Heimatstadt Landshut
verliebt ist, der sein hohes, verantwortungsvolles Amt mit Akku-
ratesse und Leidenschaft ausfüllt - bis zur letzten Ausschusssit-
zung und der allerletzten offiziellen Unterschrift, und der nichts
so sehr hasst, wie wenn der politische Gegner (oder auch der po-
litische Freund) aus Machtdenken oder Parteiproporz heraus mal
wieder „Gutes nicht gut sein lässt“.

Nur Landshuter, die heute älter als 60 Jahre sind, haben je ak-
tiv an einer Oberbürgermeisterwahl teilgenommen, bei der Josef
„Dick“ Deimer nicht (erfolgreicher) Kandidat war. Was Wunder,
bei sechs Wahlperioden. Die gute Entwicklung Landshuts ist vor
großer Kulisse zu sehen, im Dialog mit der Welt, als Spiegelbild
der vergangenen 30 Jahre des 20. Jahrhunderts. Nicht nur, weil
die deutsche Wiedervereinigung in diese Epoche fällt, gilt der
Satz: Die Ära Deimer ist ein Stück Zeitgeschichte. DK

Umsetzung von Hartz IV:

Landkreise 
bestens gerüstet

Landräteseminar in Gerolzhofen 
Hartz IV und die Verwaltungsstrukturreform „Verwal-
tung 21“ bestimmen derzeit bayernweit die politische
Diskussion. Was Wunder, dass diese beiden Themen
auf der Tagesordnung des zweitägigen Landrätesemi-
nars des Bayerischen Landkreistags in Gerolzhofen bei
Schweinfurt standen.

Das im Vermittlungsausschuss
veränderte Reformgesetz Hartz
IV ist für die Verwaltungen nur
schwer umsetzbar. Es missachtet
nach Auffassung des Bayeri-
schen Landkreistags alle aner-
kannten Regeln für ein moder-
nes, bürgerfreundliches und ver-

„Wir wollen unsere Bürger nicht
mit leeren Händen dastehen las-
sen.“ Ungeachtet der noch offe-
nen Rechtsfragen vereinbaren
gegenwärtig 64 der 71 Landkrei-
se die Bildung von Arbeitsge-
meinschaften mit den Agenturen
für Arbeit. Dabei zeigen sich die
besonderen Probleme, wenn die
eigenverantwortlich handelnden
Landkreise auf die hierarchisch
organisierten und strukturierten
zentralen Agenturen für Arbeit
stoßen. Fünf Landkreise werden
die Aufgaben in eigener Zustän-
digkeit erfüllen und zwei Land-
kreise haben die Optionslösung
gewählt. Sie sind damit zu Kon-
kurrenten für die Agenturen für
Arbeit geworden.

Workshops

Um die Probleme der neuen
Regelung auszuloten, bildeten
die Landräte beim Seminar
Workshops zu den Bereichen
„Arbeitsgemeinschaft“ und „Ge-
trennte Zuständigkeiten“, die
von den Landräten Hubert Haf-
ner (Günzburg) und Thomas
Karmasin (Fürstenfeldbruck) ge-
leitet wurden. Die Ergebnisse
wurden in einer Podiumsdiskus-
sion mit Sozialministerin Christa
Stewens und dem Vorsitzenden
der Geschäftsführung der Regio-
naldirektion Bayern der Bundes-
agentur für Arbeit, Wolfgang
Breunig, vorgestellt.

Nettodefizit 195 Mio. Euro

Vizepräsident Schwing wies u.
a. darauf hin, dass nach einem
Umfrageergebnis des Bayeri-
schen Landkreistags die Kom-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deimer zu Hartz IV:

Hilfeberechtigte 
bekommen ihr Geld
Die bayerischen Städte arbeiten mit Hochdruck daran,
dass das Arbeitslosengeld II pünktlich zum Jahresanfang
den Hilfeempfängern überwiesen werden. 

Um das sicherzustellen, haben
die Kommunen Personal aus 
anderen Bereichen abgezogen,
Urlaubssperren aus-
gesprochen und fah-
ren teilweise Sonder-
schichten. Der den
Städten auferlegte
Zeitplan ist extrem
eng. Sie gehen aber
davon aus, dass die
Umstellung auf das
neue Arbeitslosen -
geld II pünktlich an-
laufen kann. 

Der Vorsitzende des
Bayerischen Städte-
tags, Oberbürgermei-
ster Josef Deimer,
versicherte: „Wir werden alles
tun, damit die Betroffenen ihre
Unterstützung rechtzeitig be-
kommen. Wir wissen, dass Men-

schen in sozialen Notlagen in der
Regel keine finanziellen Reser-
ven haben, um die anstehende

Brandneues Buch über OB Deimer:

„Das Nest im Kopf“

waltungsentlastendes Gesetz.
16-seitige Antragsvordrucke und
Mammutlösungen für die EDV
seien nur die äußeren Anzeichen
eines „handwerklich total miss-
glückten Elaborats des Gesetz-
gebers“. Hartz IV könne in der
Wirtschaft keinen Arbeitsplatz
neu schaffen, dafür aber würden
die Verwaltungsstrukturen auf-
gebläht, so der Tenor.

Chefsache

Dennoch haben sich die Land-
räte persönlich der Umsetzung
des Gesetzes und der verwal-
tungsmäßigen Vorbereitungen
angenommen. „Hartz IV ist bei
uns Chefsache“, erklärte hierzu
der Vizepräsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Milten-
bergs Landrat Roland Schwing.

Landrat Roland Schwing.    ?

Landrat Armin Grein.   ?

‘Stütze’ zwischenfinanzieren zu
können.“ 

Zusammenarbeit mit den
Agenturen für Arbeit

Von den 25 kreisfreien Städten
in Bayern arbeiten 22 auf die
Gründung einer Arbeitsgemein-
schaft mit den örtlichen Agentu-
ren für Arbeit hin. Die Arbeitsge-
meinschaft ist dann für die Be-
zieher des Arbeitslosengeld II
zuständig. Die Städte Erlangen
und Schweinfurt haben dagegen

(Fortsetzung auf Seite 4)

Oberbürgermeister Josef Deimer.          ?
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Bürgermeister 
Hans Prechter

85276 Pfaffenhofen
am 14.11.

Bürgermeister Georg Thaler
93176 Beratzhausen

am 15.11.
Bürgermeister Eugen Hain

95358 Guttenberg
am 20.11.

ZUM 50 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Hans Wojta

85276 Hettershausen
am 13.11.

Bürgermeister Alois Böhm
92548 Schwarzach

am 15.11.
Bürgermeister Hans Beck

96178 Pommersfelden
am 17.11.

ZUM 45 .  GEBURTSTAG
Bürgermeister Paul Lehrieder

97253 Gaukönigshofen
am 20.11.

Bürgermeister Georg Lang
91327 Gößweinstein’

am 21.11.

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Otto Jörg

87778 Stetten
am 8.11.

Bürgermeiser Oskar Kaiser
97618 Hohenroth

am 10.11.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Florian Hoffmann

83253 Rimsting
am 10.11.

Bürgermeister Friedrich Wolf
93483 Pösing

am 11.11.
Bürgermeister Georg Heigl

92665 Altenstadt a. d. Waldnaab
am 12.11.

Bürgermeister Rüdiger Pompl
91207 Lauf a. d. Pegnitz

am 14.11.
Bürgermeister

Reinhard Kolouch
93087 Alteglofsheim

am 16.11.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Josef Zistl

85625 Baiern
am 13.11.

Wir gratulieren

Einladung nach Dornbirn, Vorarlberg:

Internationaler Kongress
Linux-Kongress zu „Freier Software in der Verwaltung“

14.000 Arbeitsplätze will München auf Linux umstellen,
7.500 sind es in Wien. Viele andere Städte und Gemeinden
überlegen noch. Der erste LinuxKongress am 12. November
in Dornbirn/Vorarlberg (www.LinuxKongress.at) widmet
sich dem aktuellen Thema „Freie Software in der öffentli-
chen Verwaltung - Erfahrungen aus der Praxis“. Dazu laden
die Veranstalter ausdrücklich Verteter aus Bayerns Kom-
munen und Behörden ein.
Hersteller-Unabhängigkeit, Kosteneinsparung und IT-Sicherheit
führen die Verwaltungen als Argumente für Linux an. Dennoch
scheuen gerade kleine Gemeinden und Behörden den Umstel-
lungsaufwand. Beim Kongress am 12. November im Hotel Mar-
tinspark in Dornbirn (Vorarlberg) referieren unter anderem die
IT-Verantwortlichen der Städte München und Wien, des „Infor-
matikstrategieorgans“ der Schweizer Bundesverwaltung und des
Südtiroler Gemeindeverbands. Hauptsponsor beider Veranstal-
tungen ist der Webhoster Domainfactory, der auf 150 Linux-Ser-
vern für Kunden in Österreich und Deutschland 150.000 Web-
Präsenzen verwaltet.
Weitere Informationen: www.LinuxKongress.at ?

Etatentwurf 2005/2006 im Landtag:

Jetzt geht es um die Finanzierung
des Reformkonzepts

Es bleibt dabei: Ab 2006 keine neuen Schulden - Verwaltungsreform geht 
konform, Änderungen möglich -Opposition sieht das soziale Bayern in Gefahr

Das Reformkonzept nach der Regierungserklärung von Minis-
terpräsident Dr. Edmund Stoiber vor einem Jahr kommt jetzt
mit der Einbringung des Doppelhaushalts 2005/2006 im Land-
tag in ein entscheidendes Stadium. Ungeachtet dessen, dass Ein-
zelheiten der Reformen nach dem Konzept „Verwaltung 21“ in
der CSU noch umstritten sind und die Staatsregierung laut Fi-
nanzminister Dr. Kurt Faltlhauser und Reformminister Erwin
Huber bis Mitte November für Vorschläge aus dem Parlament
wie von draußen, z. B. von den Kommunen, noch offen ist, wer-
den im Etat die finanziellen Eckpunkte markiert.

Bereits vor der ersten Lesung
des neuen Haushaltsbuches 
mit 34,8 Milliarden Euro (plus 
2,2 %) im nächsten und 35,1
Milliarden Euro (plus 1,0 %) im
übernächsten Jahr hat der Fi-
nanzminister die Vorlage veröf-
fentlicht und die Diskussion mit
der Opposition in Gang gesetzt. 

Er zeigte sich mit dem Ergeb-
nis der schwierigen Verhandlun-
gen in Kabinett und CSU-Frakti-
on „sehr zufrieden“. Gemäß der
schon 2003 vorgesehenen Etat-
perspektive wird jeder Haushalt
ab 2006 ohne neue Kreditauf-
nahme ausgeglichen. Der Vorla-
ge nach müssen nächstes Jahr
noch ungefähr eine Dreiviertel-
milliarde Euro Schulden ge-
macht werden, je nach dem, wie
sich die Steuereinnahmen ent-
wickeln. An „Konsolidierungs-
beiträgen“ der einzelnen Minis-
terien und der Staatskanzlei zum
Etatausgleich verzeichnet Faltl-
hausers Vorlage für 2005 knapp
262 Millionen Euro und für 2006
dann 325,6 Millionen Euro.

Tragfähiger Konsens

Zum kommunalen Finanzaus-
gleich stellte Faltlhauser fest, er
höre von dieser Seite keine Kla-
gen mehr. Nach schwierigen Ver-
handlungen mit den kommunalen
Spitzenverbänden sei ein trag-
fähiger Konsens erzielt worden.
Der Kommunalanteil am allge-
meinen Steuerverbund steigt
demnach von 11,54 % auf 11,60
%. Die reinen Landesleistungen
erhöhen sich 2005 um 8,1 % auf
5,14 Milliarden Euro. Insgesamt
wächst der Finanzausgleich um
3,8 % auf 5,67 Milliarden Euro.
U. a. übernimmt der Freistaat ab
2006 in drei Jahresschritten die
von den Kommunen aufzubrin-
gende Solidarumlage („Soli“).
Was die staatlichen Fördermittel
für kommunale Investitionen be-
trifft, „konnten Kürzungen ver-
mieden werden“.

Die Investitionen im staatli-
chen Bereich werden laut Faltl-

hauser in den kommenden bei-
den Jahren leider die 15% nicht
erreichen. Einschließlich Privati-
sierungserlösen will der Freistaat
12,9 % seiner Mittel in diesem
Sinn verwenden und werde da-
mit im Vergleich mit dem Bund
und den West-Ländern neben
dem Saarland Spitze bleiben.
Faltlhauser bestätigte, dass die
Steuereinnahmen nach einer bei-
spiellosen Zeit von drei Jahren
ständig sinkender Einnahmen
und damit falscher Prognosen
heuer wieder steigen.

Verkauf von Immobilien

Um das Ziel des Haushalts oh-
ne neue Nettokredite ab 2006 zu
erreichen, kündigte der Finanz-
minister den Verkauf von Immo-
bilien an, deren Bayern rund
19.000 besitzt. Es gebe schon
Angebote für einzelne Objekte.
Die Königsschlösser oder das
Hofbräuhaus werde man aber
keinesfalls versilbern. Diese Ver-
kaufsaktion hängt auch mit der
Verwaltungreform zusammen.
Dabei soll es, wie Faltlhauser
und Huber versicherten, jedoch
nicht dazu kommen, dass man
neue Ämter baut, während beste-
hende staatliche Gebäude in der
Nachbarschaft leer stehen.

Opposition erwartet 
Einnahmeüberschüsse

Die Opposition reagierte kri-
tisch. SPD-Fraktionsvorsitzen-
der Franz Maget und sein Haus-
haltsexperte Dr. Heinz Kaiser
sprachen von einer Mogel-
packung Haushalt, die den wah-
ren Einnahmeerwartungen nicht
entspreche und nicht geeignet
sei, die Binnenkonjunktur zu
stärken. Kaiser errechnete für
nächstes Jahr einen Einnahme-
überschuss des Finanzministers
von 737 Millionen Euro. Er und
Maget verteidigten mit ihrer Ge-
genrechnung die Forderung, die
Investitionen mehr zu stärken als
vorgesehen und den Haushalt

ohne Neuverschuldung auf 2007
oder 2008 zu verschieben. Ge-
gen den Immobilienverkauf hat-
ten sie im Grundsatz nichts ein-
zuwenden. Der Grünen-Haus-
haltssprecher Thomas Mütze
nannte das Zahlenwerk „Dop-
pelhaushalt mit doppeltem Bo-
den“. Das Beharren auf 2006
führe zu unnötigen Härten und
riskiere in vielen Bereichen Fol-
gekosten, „die uns in Zukunft
teuer zu stehen kommen“.

11.000 Stellen weniger

Zu „Verwaltung 21“ berichtete
Huber im Ausschusss für den öf-
fentlichen Dienst (ÖD), insge-
samt sollten in den nächsten Jah-
ren 6.000 Planstellen gestrichen
werden. Zusammen mit bereits
durch die Arbeitszeitverlänge-
rung wegfallenden Beamtenpo-
sitionen ergebe sich eine Ge-
samtreduktion von 11.000, was
am Ende jährlich 550 Millionen
Euro Einsparung bedeute. Das
allein genüge jedoch nicht, um
die allmählich von drei auf fünf
Milliarden Euro jährlich steigen-
den Pensionskosten zu decken.

Weniger Gesetze 
und Verordnungen

Im Zuge der „Verschlankung“
der Verwaltung wurde laut Hü-

ber seit 2003 die Zahl der Geset-
ze von 346 auf 312 reduziert und
die der Verordnungen von 1.162
auf 850. Bis zum Ende der Le-
gislaturperiode 2008 habe die
Regierung den Ehrgeiz,die ins-
gesamt rund 70.000 Seiten Ver-
waltungsvorschriften um 20.000
zu reduzieren. Ob das zu errei-
chen sei, hänge nicht zuletzt von
der EU ab. „In Brüssel werden
Paragrafen produziert wie in
München die Weißwürste.“

Streichung ganzer 
Verwaltungsebenen

Der Reformminister erneuerte
sein Angebot, Vorschläge zur
Verwaltungsreform mit Strei-
chung ganzer Verwaltungsebe-
nen und Zusammenlegung von
Behörden noch bis Mitte No-
vember in den Entscheidungs-
prozess einzubeziehen. In der
CSU-Fraktion läuft diese Dis-
kussion bereits seit Monaten.
Derzeit sieht es u.a.. so aus, dass
es für die Reduzierung der Ver-
messungsverwaltung auf das
Landesvermessungsamt und et-
wa 50 statt jetzt 79 Vermes-
sungsämter nur noch mit
Führung der Liegenschaftskata-
ster zu befassen, die Landver-
messung aber vereidigten Inge-
nieuren zu übertragen, keine
Mehrheit gibt. Auch die Struktur
der Schulverwaltung war in den
letzten Fraktionssitzungen noch
Gegenstand unterschiedlicher
Versionen.

„Bomber“ Huber

Im ÖD-Ausschuss blieb die
Opposition auf Gegenkurs. Die
stellvertretende Vorsitzende
Christa Naaß (SPD) befand,

Stoibers „rechte Hand“ Huber
betreibe die Zerschlagung beste-
hender Strukturen, was dazu
führen werde, dass der Freistaat
sein soziales Gesicht verliere
und andererseits immer mehr
Kompetenzen in der Staatskanz-
lei zentralisiert würden. Es gebe
bei den Plänen „keine Kriterien,
keine Kosten-Nutzen-Rechnung
und keine Transparenz“. Ähnlich
äußerte sich Adi Sprinkart für die
Grünen. Ausschussvorsitzender
Prof. Walter Eykmann wies die
Oppositionskritik als unbegrün-
det zurück. Die Lacher auf seiner
Seite hatte Huber, als der SPD-
Abgeordnete Ludwig Wörner
formulierte, der Minister wolle
„amerikanische Verhältnisse bei
uns herbeibomben“. rm

Forderung der bayerischen Bauindustrie:

Mit zusätzlichen Kommunaleinnahmen
vorrangig die Bauetats aufstocken

„Die bayerischen Städte und Gemeinden dürfen ihre Haushalt-
sprobleme nicht zu Lasten des dringend nötigen Erhalts und
Ausbaus ihrer Infrastruktur lösen.“ Mit diesen Worten kriti-
sierte Gerhard Hess, Hauptgeschäftsführer des Bayerischen
Bauindustrieverbandes, das kommunale Investitionsverhalten. 

Die Kommunen haben 2003
ihre Bauausgaben um 11,8 %
zurückgefahren, sie blieben da-
mit um 23,3 % unter ihrem ur-
sprünglichen Ansatz. „Den Rest -
immerhin mehr als eine Mrd. Eu-
ro - haben die Kämmerer zur
Eindämmung des kommunalen
Gesamtdefizits verwendet“ be-
klagt Hess. „Das nenne ich einen
Raubbau zu Lasten der Zukunfts-
vorsorge“. Zu leiden habe unter
diesem Verhalten auch die Pla-
nungssicherheit für Investoren,
insbesondere die Bauwirtschaft.

Investitionsstau

Hess fordert Städte und Ge-
meinden auf, mit Blick auf die
um 13,5 % höheren Kommunal-
steuereinnahmen ihr Investi-
tionsverhalten für 2004 zu über-
denken. „Eine weitere Senkung
der für 2004 geplanten kommu-
nalen Bauausgaben um 7,5 % ist
angesichts des gewaltigen kom-
munalen Investitionsstaus unver-
antwortlich“. Im ersten Quartal
2004 blieben die Kommunen mit
ihren Bauausgaben um 7,5 %
unter dem entsprechenden Wert
im Vorjahr. Hess „Die Verant-
wortung für die Gestaltung des
unmittelbaren Lebensumfelds
des Bürgers verlangt von den
Kommunen, jetzt mit den zu-
sätzlichen Steuereinnahmen die
notleidenden Investitionsetats
aufzustocken.“ 

Nachdenken über PPP

Den Kommunen empfiehlt
Hess, auch verstärkt über PPP
(Public Private Partnership)
nachzudenken und diesen inno-
vativen Weg mutig zu gehen.
Hess: „Aus einer von unserem
Verband durchgeführten Umfra-
ge wissen wir, dass in Bayern

konkreter Bedarf im Umfang
von über 1 Mrd. Euro besteht.“
Hess appelliert an die Kommu-
nen, mit diesem innovativen
Weg ihren Bürgern auch in Zei-
ten knapper Kassen zu einer
funktionierenden Infrastruktur
und zu Schulen, Verwaltungsge-

bäuden und Bädern zu verhelfen,
auf die der Bürger stolz sein
kann. Hess: „Gerade die Kom-
munen haben eine hohe Ver-
pflichtung, nicht in eingefahre-
nen Gleisen zu denken, sondern
gemeinsam mit der Privatwirt-
schaft neue Lösungen auszupro-
bieren.“ Hess: „Die Bayerische
Bauindustrie steht bereit: mit
dem Know-how ihrer Firmen,
mit ihrer Baukompetenz und der
Verband mit Wissen und Rat.“

Bund der Steuerzahler:

Gewerbesteuer 
mittelfristig abschaffen

Grundlegende Neuordnung wegen Mängel und Gefahren
Gewarnt hat der Präsident des Bundes der Steuerzahler, Rolf
von Hohenhau, die kommunalen Spitzenverbände, Bürger-
meister und Kommunalparlamente, angesichts ansteigender
Gewerbesteuereinnahmen zum alten Trott zurückzukehren. 

Wenn Josef Deimer, Vorsit-
zender des Bayerischen Städte-
tages, feststelle, bei der Gewer-
besteuer habe man in den letz-
ten vier Jahren Verluste bis zu
70 Prozent hinnehmen müssen,
dann sei dies ein Beweis für die
Labilität und Konjunkturanfäl-
ligkeit dieser antiquierten Steu-
er. Der Anstieg der Gewerbe-
steuereinnahmen dürfe deshalb
nicht darüber hinwegtäuschen,
dass die Gewerbesteuer mit gra-
vierendsten Mängeln und Ge-
fahren behaftet sei und deshalb
beseitigt werden müsse. 

Die Gewerbesteuer - so von
Hohenhau - sei in höchstem
Maße konjunkturanfällig, sie
stelle deshalb keine verlässliche
Einnahmequelle der Kommunen
dar und stehe steuerpolitisch im
Widerspruch zu einer Besteue-
rung nach der Leistungsfähig-
keit. Fatal sei auch, dass die Ge-
werbesteuer eine Sonderbela-
stung der gewerblichen Wirt-
schaft darstelle. Die teilweise
Anrechnung der Gewerbesteuer

auf die Einkommensteuer könne
dies nur bedingt abmildern. In
einem modernen Steuersystem
sei deshalb für die Gewerbesteu-
er kein Platz: „Es ist an der Zeit,
dass an die Stelle der Gewerbe-
steuer eine nachhaltige steuer-
und finanzpolitisch überzeugen-
de sowie verfassungsfeste Alter-
native gesetzt wird“, so der Prä-
sident. 

Das Karl-Bräuer-Institut des
Bundes der Steuerzahler habe
dazu einen konkreten Vorschlag
vorgelegt. Er sehe vor, die Ge-
werbesteuer vollständig abzu-
schaffen, die Beteiligung der
Gemeinden an der Umsatzsteu-
er zu erhöhen sowie kommuna-
le Hebesatzrechte auf die An-
teile der Gemeinde an der 
Einkommen- und Körper-
schaftsteuer einzurichten. Von
Hohenhau forderte kommunale
Spitzenverbände und Bürger-
meister auf, konstruktiv an einer
grundlegenden Neuordnung der
Gemeindefinanzierung mitzu-
wirken. ?

Finanzminister Faltlhauser: 

100 Millionen 
für Förderung 
der Wirtschaft

Staatliche Anteile am 
Gewinn der LfA für die

Zinsverbilligung
Zur Wirtschaftsförderung in
Bayern hat die Bayerische
Staatsregierung rund 100 Mil-
lionen Euro deutlich zinsver-
billigte Darlehen zur Verfü-
gung gestellt. Die für die Zins-
verbilligung notwendigen Mit-
tel stammen aus dem staatli-
chen Anteil am Gewinn der
LfA Förderbank Bayern. 

Erhalt von Arbeitsplätzen

Zur Förderung von Konsoli-
dierungsvorhaben von Unter-
nehmen stehen, nach einer Mit-
teilung von Faltlhauser 30 Mil-
lionen Euro an Darlehensvolu-
men zur Verfügung. Damit soll
im Interesse der Erhaltung von
Arbeitsplätzen Betrieben im
Rahmen eines Gesamtkonsoli-
dierungskonzeptes eine Um-
schuldung überhöhter kurzfri-
stiger Verbindlichkeiten ermög-
licht werden. Wie bisher können
unter bestimmten Voraussetzun-
gen damit auch gemeinnützige
Kur- und Rehabilitationsein-
richtungen gefördert werden.

Umweltschutz

Für den Umweltschutz sind
Darlehen von 25 Millionen Eu-
ro vorgesehen. Damit können
verstärkt Investitionen gewerb-
licher Unternehmen für die Ab-
wasserreinigung, Luftreinhal-
tung, Energieeinsparung und
zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sowie für Lärmschutz, Ab-
fallwirtschaft und Grundwas-
serschutz gefördert werden. Im
Rahmen der Technologieförde-
rung sollen rd. 6,5 Millionen
Euro dem Einsatz und der An-
wendung neuer Technologien in
Produkten und Produktionsver-
fahren zugute kommen. 

Regionalprogramme

Außerdem kann aus dem Ge-
winn der LfA Förderbank Bay-
ern zur Verstärkung der beste-
henden bayerischen regionalen
Förderprogramme für die ge-
werbliche Wirtschaft ein Darle-
henskontingent in Höhe von rd.
36 Millionen Euro bereitgestellt
werden. Damit können insbe-
sondere arbeitsplatzschaffende
und arbeitsplatzsichernde Inve-
stitionen in strukturschwachen
Gebieten gefördert werden.

Weitere Auskünfte über die
einzelnen Programme erteilt
die LfA Förderbank Bayern in
80535 München, Tel.: 089/
2124-0, oder Internet: www.
lfa.de. ?
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Es ist ja völlig unbestreit-
bar, dass die neugewählten
Vertreter der NPD und der
DVU in den Landtagen von
Sachsen und Brandenburg
merkwürdige Gestalten sind,
die dort besser nicht wären. 

Allerdings sind auch sie
vom Volk gewählte Vertreter.
Insoweit sind sie auch als
solche zu behandeln. Des-
halb mutet es schon eigenar-
tig an, wenn bei der Wahlbe-
richterstattung die Modera-
toren des Fernsehens den
Vertretern dieser Parteien
das Wort abschneiden und
sie zum „Stillsein“ auffor-
dern. Da-
mit erzeugt
man nur ei-
nen Mit-
leidseffekt
für diese
Leute, der ihnen nützt. Abge-
sehen davon zeugt ein derar-
tiges Verhalten nicht gerade
von abgeklärter demokrati-
scher Reife. 

Nicht weniger erstaunt hat
mich allerdings die Tatsache,
dass die Vertreter der demo-
kratischen Parteien durch
ihren Weggang aus der Dis -
kussionsrunde sich damit in-
direkt mit den PDS-Vertre-
tern solidarisiert haben.
Honeckers Erben mit ihrer

oft mehr als dubiosen Ver-
gangenheit aus den Zeiten
der DDR und der „glorrei-
chen“ Sowjetunion haben
ebenso wenig Anspruch auf
die Solidarität der Demo-

kraten, wie
die Vertreter
der unap-
petitlichen
Rechtspar-
teien. 

Mir scheint, dass in der
Diskussion über die extremen
linken und rechten Ränder
unseres demokratischen Spek-
trums mehr Gelassenheit an-
gezeigt wäre. 

KolumneGZ Luitpold Braun

Für mehr Gelassenheit 
im Umgang mit 

merkwürdigen Gestalten

Zukunftsaufgabe „Verwaltung 21“:

Plädoyer für eine
Kultur der Verantwortung

CSU-Regionalveranstaltung in Erding mit Erwin Huber und Joachim Herrmann
Damit Bayern eine der führenden Wirtschaftsregionen in Bay-
ern bleiben kann, hat die Bayerische Staatsregierung u.a. die
Verwaltungsreform auf den Weg gebracht. Die Regionalveran-
staltungen, die CSU-Generalsekretär Markus Söder für alle Re-
gierungsbezirke initiierte, dienen der Aufklärung über Aufga-
benstellungen, Prioritäten und Ziele des Projekts „Verwaltung
21“. Beim Diskussionsforum im oberbayerischen Erding stan-
den Staatskanzleichef Erwin Huber, der CSU-Fraktionsvorsit-
zende im Bayerischen Landtag, Joachim Herrmann, und CSU-
Generalsekretär Dr. Markus Söder Rede und Antwort.

Damit die Veränderungen der
Verwaltungsreform nachhaltig
wirken, wird Huber und Herr-
mann zufolge eine neue Verant-
wortungskultur in den Behörden
benötigt. Den Mitarbeitern sei
hierzu mehr Entscheidungsfrei-

vor Ort. Deshalb strebe die
Staatsregierung eine weitere De-
zentralisierung durch zunehmen-
de Verlagerung von Behörden in
die Fläche an. Eine Konzentra-
tion auf wenige Ballungszentren
sei abzulehnen.

Niveau gerecht werden müsse,
habe sie sich auf folgende Leitli-
nien verständigt:

Leitlinien

• Die CSU-Fraktion befürwor-
tet eine Straffung der bestehen-
den Polizeiorganisation von vier
auf drei Stufen. Dabei soll inner-
halb der Bayerischen Landespo-
lizei durch die Zusammenlegung
der beiden Ebenen Polizeipräsi-
dium und Polizeidirektion eine
neue Führungsebene „Schutzbe-
reich“ geschaffen werden. Bay-
ern wird zukünftig in 10 Schutz-
bereiche gegliedert.
• Ziel der Organisationsreform
ist es, Bürokratie in der Polizei-
verwaltung abzubauen und die
Präsenz der Polizei vor Ort zu
stärken. Die CSU-Fraktion
spricht sich daher dafür aus, die
entstehenden personellen Ein-
spargewinne für eine Verstär-
kung der polizeilichen Präsenz
vor Ort und zur Stärkung der
operativen Ebene zu nutzen. Le-
diglich 180 der ca. 2.000 Stellen
in den Stäben der Präsidien und
Direktionen werden von 2008,
bis 2010 eingezogen.
• Angesichts der hohen Anfor-
derungen, die an die bayerische
Polizei insbesondere bei der Be-
treuung der Fußball-WM 2006
gestellt werden, unterstützt die
CSU-Fraktion die Pläne des
Staatsministers des Innern, die
Reform der Polizeiorganisation
stufenweise umzusetzen. Mit der
Umsetzung der Reform in den
Präsidialbereichen München und
Mittelfranken soll deshalb erst
nach Abschluss der Fußball-
Weltmeisterschaft 2006 begon-
nen werden. Ziel ist es, den drei-
stufigen Aufbau der Polizeiorga-
nisation in ganz Bayern bis zum
Jahre 2008 abzuschließen.
• Die CSU-Fraktion betont,

Kommunale Verdienstmedaille 
20 Persönlichkeiten Lebens aus Oberbayern und Schwaben ausgezeichnet

20 Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus Oberbayern
und Schwaben überreichte Innenminister Dr. Günther Beck-
stein kürzlich die Kommunale Verdienstmedaille, unter ihnen
der langjährige Innenstaatssekretär Hermann Regensburger,
sowie GZ-Herausgeber Landrat Luitpold Braun. Die Auszeich -
nung wurde für besondere Verdienste um die kommunale
Selbstverwaltung verliehen.
Die Ausgezeichneten:
Kommunale Verdienstmedail-
le in Gold:
Hermann Regensburger, ehe-
maliger Staatssekretär im
Bayerischen Staatsministerium
des Innern, ehemaliger 2. Bür-
germeister der Stadt Ingolstadt
und derzeitiges Mitglied des
Stadtrats Ingolstadt;
Kommunale Verdienstmedail-
le in Silber:
Luitpold Braun, Landrat des

Landkreises Weilheim-Schon-
gau und ehemaliger 1. Bürger-
meister der Stadt Schongau;
Dr. Franz Forchheimer, ehe-
maliges Mitglied des Stadtrats
der Landeshauptstadt München;
Max Gast, 1. Bürgermeister der
Gemeinde Sachsenkam und Mit-
glied des Kreistags Bad Tölz-
Wolfratshausen;
Franz Gmach, 1. Bürgermeister
der ehemaligen Gemeinde Rhan-
walting und ehemaliger zweiter

Bürgermeister der
Gemeinde Waffen-
brunn;
Paul Gött, ehema-
liges Mitglied des
Stadtrats Dorfen;
Josef Haas, ehe-
maliger Bürger-
meister der Ge-
meinde Tuntenhau-
sen und derzeitiges
Mitglied des Kreis-
tags Rosenheim;
Rudolf Hierl, Mit-
glied des Stadtrats
der Landeshaupt-
stadt München; 
Siegfried Keller,
ehemaliger 2. Bür-
germeister des
Marktes Sulzberg
und ehemaliges
Mitglied des Kreis-
tags Oberallgäu;

Hermann Knipfer, Mitglied des
Stadtrats Augsburg und ehemali-
ges Mitglied des Bayerischen
Landtags;
Hermann Memmel, Mitglied
des Bayerischen Landtags und
ehemaliges Mitglied des Stadt-
rats der Landeshauptstadt Mün-
chen;
Franz Mesner, ehemaliger 1.
Bürgermeister der Gemeinde In-
ning a. Holz und derzeitiges Mit-
glied des Kreistags Erding;
Maria Nindl, ehemaliges Mit-
glied des Stadtrats der Landes-
hauptstadt München;
Ludwig Reimeier, ehemaliger
1. Bürgermeister der Stadt Kol-
bermoor
Elisabeth Schosser, Mitglied
des Stadtrats der Landeshaupt-
stadt München
Dr. Karl Vogele, Landrat im
Landkreis Augsburg, ehemaliges
Mitglied des Bayerischen Land-
tags und ehemaliges Mitglied
des Stadtrats Schwabmünchen;
Josef Westermayr, ehemaliger
1. Bürgermeister der Gemeinde
Röhrmoos und derzeitiges Mit-
glied des Kreistags Dachau;
Adolf Wiedemann, ehemaliges
Mitglied des Stadtrats der Lan-
deshauptstadt München
Kommunale Verdienstmedail-
le in Bronze:
MdL Herbert Müller, Mitglied
des Stadtrats Memmingen und
des Bayerischen Landtags
Max Strehle, Stellvertreter des
Landrats des Landkreises Augs-
burg, Mitglied des Bayerischen
Landtags und ehemaliges Mit-
glied des Bezirkstags Schwaben.

Ausgezeichneter Einsatz im Dienste der Ge-
meinden, Städte, Kreise und Bezirke: Her-
mann Regensburger, ehemaliger Kommu-
nalstaatssekretär erhielt von Innenminister
Dr. Günther Beckstein die Kommunale Ver-
dienstmedaille in Gold. ?

heit einzuräumen, gleichzeitig
müsse ihr Mut zur Verantwor-
tung gestärkt werden. Benötigt
werde ein Mentalitätswechsel.
Der Perfektionismus in den
Behörden und der Ruf nach dem
alles regelnden Staat sei nicht
mehr zeitgemäß.

Präsenz vor Ort

Gerade in einem Flächenstaat
wie Bayern dürfe die Verwal-
tungsreform nicht zu Lasten ein-
zelner Regionen oder des ländli-
chen Raumes gehen, erklärten
die Politiker. Bürgernähe bedeu-
te auch Präsenz der Verwaltung

Bei der traditionellen Klausur-
tagung der CSU-Fraktion in
Kloster Banz sei der Weg zu ei-
ner Organisationsreform der Po-
lizei frei gemacht worden, beton-
te Herrmann. Die Organisation
der Bayerischen Polizei bestehe
weitgehend unverändert seit 30
Jahren. Die wachsende Durch-
lässigkeit der Grenzen, die Lage
im Bereich der organisierten Kri-
minalität und die Nutzung mo-
derner Technologien durch
Straftäter werde die Polizeikräfte
auch in Zukunft immer wieder
vor neue Herausforderungen
stellen. Da die Polizei diesen
Herausforderungen auf hohem

dass bei der Festlegung der ein-
zelnen Standorte, insbesondere
der Schutzbereiche, die anderen
anstehenden Entscheidungen im
Zuge des Reformvorhabens
„Verwaltung 21“ berücksichtigt
werden müssen.

Weitere Reformvorhaben

Für den Herbst 2005 stehen
nunmehr weitere wichtige Re-
formvorhaben an, mit denen die
CSU-Fraktion die Verwaltungs-
reform in der notwendigen Brei-
te konsequent fortführen wird.
Mit einem „Paket 2“, über das
im November entschieden wird,
sollen Erwin Huber zufolge fol-
gende Projekte in Angriff ge-
nommen werden: Neuorganisati-
on der Regierungen, Reform der
Oberfinanzdirektionen, Reform
der Bezirksfinanzdirektionen,
Außenstellen der Finanzämter,
Reform der Vermessungsverwal-
tung, Neuorganisation der Amts-
gerichts-Zweigstellen, Straffung
der Gerichtsorganisation bei den
Außenstellen der Arbeitsge-
richtsbarkeit, Reform der Lan-
desämter im Geschäftsbereich
des Staatsministeriums für Um-
welt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz, Neuordnung der
Staatsbau- und Wasserwirt-
schaftsverwaltung, Reform der
Landwirtschaftsverwaltung, Re-
form der Verwaltung für Ländli-
che Entwicklung.

Mit den Paketen 1 und 2 sollen
sukzessive über die kommenden
Jahre hinweg insgesamt rund
6.000 Planstellen eingespart
werden, um damit eine Entlas-
tung von rund 300 Mio. Euro pro
Jahr zu erbringen. DK

58. Bayerischer Heilbädertag in Bad Heilbrunn:

Licht und Schatten
Die Lage der 47 Heilbäder und Kurorte im Freistaat bleibt
prekär. Zwar ist das Kurwesen nach den Worten des Vorsitzen -
den des Bayerischen Heilbäderverbandes, Franz Gnan, noch
lange nicht dem Untergang geweiht, doch sind die aktuellen
Zahlen wenig erfreulich: Bis August 2004 wurden in bayeri-
schen Kurorten ein bis zwei Prozent weniger Übernachtungen
gezählt als im Vorjahr.

Wie Gnan beim 58. Bayeri-
schen Heilbädertag in Bad Heil-
brunn (Landkreis Bad Tölz-
Wolfratshausen) betonte, seien
für den Rückgang vor allem die
Wirtschaftskrise und das zurück-
haltende Konsumverhalten der
Bevölkerung verantwortlich. In-
nerhalb von acht Jahren sei der
Anteil der Patienten, die ihre Kur
selbst bezahlen, von 30 auf 70
Prozent gestiegen; dadurch spür-
ten die Kurorte unmittelbar die
allgemeine Sparsamkeit.

Künftig mehr Prävention

Allerdings seien wiederum 60
Prozent der Deutschen bereit,
mehr Geld für ihre Gesundheit
auszugeben - für Gnan ein deut-
liches Zeichen, dass sich das
Kurwesen behaupten kann.
Auch sei der medizinische Er-
folg von Kuren unbestritten. Un-

tersuchungen zufolge reduzieren
sich die Krankheitstage von Be-
schäftigten nach einer Kur von
42 auf 30 Tage im Jahr, was 260
Mio. Euro an Einsparungen im
gleichen Zeitraum bedeutet. Oh-
nehin besagten Prognosen, dass
die Medizin in 30 Jahren zu 80
Prozent Prävention sein wird, er-
läuterte Gnan.

Qualitätsmanagement

Für den Vorsitzenden ist es un-
erlässlich, dass sich das Kurwe-
sen an die neuen Rahmenbedin-
gungen anpasst und hierfür poli-
tische Unterstützung erhält. Die
Tatsache, dass der Begriff „aner-
kannter und hoch-prädikatisier-
ter Ort“ gesetzlich verankert
wurde, sei hierfür ein positives
Beispiel. Auch Kurorte und -be-
triebe hätten erkannt, wie wich-
tig Qualitätsmanagement sei.

Doch wo viel Licht ist, ist be-
kanntlich auch viel Schatten: So
sei es „Unsinn“, dass Kranken-
kassen nur noch Kuranträge von
Medizinern mit speziellen Zu-
satzqualifikationen annehmen
wollen. Da sie nicht kosten-
deckend seien, müssten zudem
die Zahlungen der Kassen für
therapeutische Leistungen drin-
gend geregelt werden, forderte
Gnan. Sollten die Krankenkas -
sen die Kostendeckung weiter
verweigern, bleibe lediglich die
Freigabe der Preise nach oben
und die Vereinbarung von Fest-
zuschüssen.

Wirtschaftliche Bedeutung

Sozialstaatssekretär Jürgen
Heike wies seinerseits auf die
wirtschaftliche Bedeutung der
bayerischen Kurorte hin: Im ver-
gangenen Jahr seien mehr als 3,1
Millionen Gäste zu verzeichnen
gewesen - über 400.000 bzw.

14,5 Prozent mehr als noch Mit-
te der neunziger Jahre.

Die bayerischen Kurorte trü-
gen damit maßgeblich zur hohen
volkswirtschaftlichen Bedeu-
tung des Gesundheitswesens bei.
Heike zufolge entfallen in Bay-
ern innerhalb des Dienstleis-
tungssektors die meisten Ar-
beitsplätze auf das Gesundheits-
wesen mit seinen rund 360.000
Beschäftigten. Damit seien in
diesem Bereich mehr als doppelt
so viele Beschäftigte tätig wie in
sämtlichen in- und ausländi-
schen Niederlassungen der Audi
AG und der BMW Group zu-
sammengenommen.

Trotz aller positiven Aspekte
dürfe aber nicht vergessen wer-
den, dass die notwendigen Ein-
sparungen im Gesundheitswesen
auch im Kur- und Rehabilitati-
onsbereich Wirkungen zeigen,
vor allem durch die neuen Zu-
zahlungsregelungen im Heilmit-
telbereich. „Eine weitere Her-
ausforderung für die Leistungs-
erbringer der stationären Rehabi-
litation sind die möglichen Fol-
gen der Einführung von Fallpau-
schalen, den so genannten
DRGs, in den Krankenhäusern -
eine Reihe von Reha-Klinikbe-
treibern geht von einem höheren
Behandlungsbedarf aufgrund der
erwarteten weiteren Verkürzung
der Verweildauer im Akutkran-
kenhaus aus“, erklärte Heike.

Notwendige
Systemverbesserungen

Eine Ausdehnung des DRG-
Systems auf den Rehabilitations-
bereich lehnt der Staatssekretär
hingegen ab: „Da die Kranken-
häuser ihre akutstationären Leis-
tungen erst seit letztem Jahr ab-
rechnen, liegen noch nicht genü-
gend Erkenntnisse über das neue
System vor. Vielmehr wird im-
mer deutlicher, dass es beim
DRG-System noch Defizite und
daher einen großen Nachbesse-
rungsbedarf gibt.“ Bevor nun
über eine mögliche Ausdehnung
auf weitere Versorgungsbereiche
nachgedacht werde, müssten
zunächst die notwendigen Sys-
temverbesserungen vorgenom-
men und die konkreten Auswir-
kungen der zu schnell eingeführ-
ten Fallpauschalen abgewartet
werden. DK

Mehr Hilfe bei 
Schwangerschaft - bis
zu Zeiten für die Rente

Ausbildung und plötzlich
schwanger - das ist für junge
Frauen häufig ein Albtraum.
Wer sich entschließt, das
Kind zu bekommen, findet
staatliche Unterstützung - bis
zur Anrechnung von Zeiten
für die Rente. Fakten, die
auch junge Väter interessie-
ren müssten. Die bayerischen
LVAen haben in Ihr Internet-
angebot zu dieser Meldung
umfangreiche Informationen
zu Fristen, Elternzeit, Mutter-
schaftsgeld, Erziehungsgeld
und natürlich zu den Leistun-
gen der gesetzlichen Renten-
versicherung eingestellt.

Tipps gibt es auch zur Al-
tersvorsorge unter 0800/
4636582 bzw. 0800INFOLA.
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munen durch die Umsetzung
von Hartz IV ein Nettodefizit
von 195 Mio. Euro erwartet.
Außerdem bekräftigte er die Ab-
sicht der bayerischen Landkrei-
se, nach In-Kraft-Treten der Ar-
beitsmarktreform die Verfas-
sungsmäßigkeit des Hartz IV-
Gesetzes mit der  Kommunalver-
fassungsbeschwerde in Karls-
ruhe prüfen zu lassen: „Der
Bund greift hier in verfassungs-
rechtlich unzulässiger Weise in
die Zuständigkeit der Länder ein
und höhlt somit das kommunale
Selbstverwaltungsrecht aus.“

Zu der mit In-Kraft-Treten des
Gesetzes zur Grundsicherung für
Arbeitssuchende und der Nach-
folgeregelung zum BSHG not-
wendigen Neuregelung der Zu-
ständigkeiten im bayerischen
Landesrecht wünscht sich
Schwing einen gemeinsamen
neuen Finanzierungstopf: Nur
auf diese Weise sei die unerträg-
lich hohe Belas-tung für die So-
zialhilfeträger abzufedern, nach-
dem die Ausgleichsfunktion der
Bezirke mit der beabsichtigten
Neuregelung beseitigt werden
soll, so der Vizepräsident.

Gesetz zur Entlastung 
der Kommunen

Wiederholt sprachen sich die
Landräte für den Gesetzentwurf
des Freistaates Bayern zur Ent-
lastung der Kommunen im so-
zialen Bereich (KEG) aus.
Schwing zufolge wird das KEG
die Kommunen finanziell stär-
ken und ihnen wieder ihre finan-
zielle Handlungs- und Gestal-
tungsfähigkeit geben. Das be-
reits vom Bundesrat beschlosse-
ne KEG will die kostspieligen
Leistungspflichten der Bundes-
gesetze beschränken, ohne die
wirklich sozial notwendigen 
Leistungen zu beschneiden. Un-
ter anderem sieht das KEG fol-
gende Regelungen vor:
• Finanzkraftklausel für die

Kommunen
Bislang wird bei der Ge-

währung sozialer Leistungen
nicht nach der finanziellen Lei-
stungsfähigkeit der kommunalen
Träger gefragt. Mit der gesetzli-
chen Änderung soll der Vorbe-
halt der haushaltsmäßigen Finan-
zierbarkeit eingeführt werden.
• Kostenbeteiligung

Mehr Eigenverantwortung der
Eltern bei Jugendhilfeleistungen:
Vermögende Eltern sollen sich
stärker an den Kosten für Ju-
gendhilfemaßnahmen beteiligen.
• Kein Kindergeld bei Heim-

unterbringung
Eltern vernachlässigter Kin-

der, die auf Kosten der öffentli-
chen Jugendhilfe im Heim erzo-
gen werden müssen, sollen künf-
tig kein Kindergeld kassieren,
sondern dies dem leistenden Ju-
gendhilfeträger überlassen.

(Fortsetzung von Seite 1)
die sog. Option ausgeübt; d. h.,
sie übernehmen auch die Aufga-
ben der Arbeitsagenturen bei der
Bearbeitung des Arbeitslosen-
geld II. Die Stadt Passau wird ih-
re bisherigen Sozialhilfeempfän-
ger zwar auf das neue Leistungs-
recht umstellen, die bisherigen
Empfänger von Arbeitslosenhil-
fe werden dagegen von der Ar-
beitsagentur ihre neuen Beschei-
de erhalten. Nach einiger Zeit
soll die Gründung einer Arbeits-
gemeinschaft erneut geprüft
werden.

Formulare sind verschickt

Die für die Umstellung auf das
neue Leistungsrecht notwendi-
gen Antragsformulare sind zu
100 Prozent versandt. Der Rück-
lauf der ausgefüllten Formulare
liegt bei den Städten derzeit im
Schnitt zwischen 50 bis 60 Pro-
zent. In Ausnahmefällen wie in
Regensburg sogar bei 85 Pro-
zent. Vielfach weisen die Städte
mit dem Versand der Unterlagen
auf Informationsveranstaltungen
für die Betroffenen hin. Nach-
dem sich herumgesprochen hat-
te, dass diese Veranstaltungen
„etwas bringen“, hat die Teilnah-
me deutlich zugenommen. Eini-
ge Städte bieten Einzeltermine
zur Vervollständigung der An-
tragsunterlagen an. Diese Hilfen
erscheinen notwendig, weil das
etwa 16-seitige Antragsformular
mit weiteren Anlagen nicht un-
kompliziert ist.

Kommunalverwaltungen
„näher am Bürger“

Bei der Bundesagentur für Ar-
beit liegt die Rücklaufquote für
die Formblätter derzeit in Bay-
ern bei 42 Prozent. Der Grund
für die unterschiedlichen Rück-
laufquoten dürfte sein, dass die
Stadtverwaltungen näher am
Bürger sind.

Die Nagelprobe, ob Hartz IV
reibungslos abläuft, kommt am
18. Oktober. An diesem Tag sol-
len die Arbeitsagenturen und
Stadtverwaltungen der bundes-
deutschen Millionenstädte Zu-
griff auf das Software-Pro-
gramm der Bundesagentur für

(Fortsetzung von Seite 1)
Grein zufolge macht es keinen
Sinn, „Menschen für teures
Geld auf Kosten des Steuerzah-
lers auszubilden, um deren
Kenntnisse dann in der Windel
zu verpacken“. Deshalb müss-
ten von der Wirtschaft flexible-
re Jahres- und Lebensarbeits -
zeitmodelle für Vollerwerbs-
und Teilzeittätigkeiten angebo-
ten werden. 

Integration verbessern

Die Freien Wähler fordern zu-
dem erheblich höhere Anstren-
gungen bei der Integration der in
Bayern lebenden Ausländer. Für
die Erwirtschaftung des Sozial-
produkts in 20 Jahren werden die
Ausländerkinder von heute eine
ganz entscheidende Rolle spie-
len. Da jedoch ein Viertel aller
Ausländerkinder nicht einmal
den Hauptschulabschluss schaf-
fe, sei die Hauptschule entspre-
chend auszustatten.

Wie FW-Landesvorsitzender
Johann Deuerlein betonte, „muss
erreicht werden, dass jedes
fremdsprachliche Kind nach drei
Jahren Schule die deutsche Spra-
che fließend und fehlerfrei be-
herrscht“. Auch die Eltern müs-

Arbeit erhalten. Danach sollen
stufenweise alle weiteren Städte,
Landkreise und Arbeitsagentu-
ren zugeschaltet werden. Sollte
die Nagelprobe fehlschlagen –
was leider nicht vollständig aus-
geschlossen werden kann – lie-
gen in den Städten und bei den
Arbeitsagenturen bereits Pläne
für Notlösungen parat. Viele
Städte wollen in diesem Fall ihre
bisherigen Verarbeitungspro-
gramme für die Sozialhilfe wei-
terlaufen lassen. Die Sozialhilfe
wird dann als Abschlagszahlung
auf das Arbeitslosengeld II aus-
gezahlt. Damit können die Städte
gewährleisten, dass die Sozial-
hilfeempfänger am 1. Januar
nicht ohne Geld dastehen.

Beteiligung des Bundes
reicht nicht

Die Städte befürchten aller-
dings, dass der Bund die Arbeits-
gemeinschaften nicht mit ausrei-
chend Geld versorgt, damit sie
ihre Aufgaben erfüllen können.
Aufgabe der Kommunen ist es,
Mittel für die Miete und Heizung
bereitzustellen. Die vorgesehene
prozentuale Beteiligung des
Bundes (29,1 Prozent) reicht
nicht aus, die Städte und Land-
kreise wie versprochen um bun-
desweit 2,5 Milliarden Euro zu
entlasten.

„Der Freistaat knausert“

„Auch der Freistaat Bayern
knausert mit den Städten und
Landkreisen“, beklagt man in der
Müncher Prannerstraße: Bei dem
Kompromissgesetz Hartz IV
wurde ein finanzieller Ausgleich
für die ostdeutschen Länder ver-
einbart. Anstatt seine Kommunen
zu entlasten, rechnet der Freistaat
Bayern aber Zahlungen des Bun-
des an die Kommunen mit seinen
Verlusten aus dem Umsatzsteuer-
aufkommen gegen. Dies bedeu-
tet für die bayerischen Kommu-
nen einen Verlust von 130 Mil-
lionen Euro jährlich. Diese Aus-
gleichszahlung rechnet der Frei-
staat seinen Kommunen auf, in-
dem er die vom Bund für die
bayerischen Kommunen vorge-
sehenen Gelder um 130 Millio-
nen Euro jährlich kürzt. ?

Erklärung des Bayerischen Städtetags:

Kindertagesstättengesetz
bringt Fortschritte

Der Bayerische Städtetag sieht im Entwurf eines Kindertages-
stättengesetzes einen deutlichen Fortschritt in der Kinderbe-
treuung. Kernstück des neuen Gesetzes ist die Umstellung des
Fördersystems. Es wird künftig nicht mehr die einzelne Kinder-
gartengruppe, sondern der individuelle Förder- und Betreu-
ungsbedarf der Kinder bei der Förderung zugrunde gelegt. So
gibt es z. B. für Kinder nicht deutschsprechender Eltern einen 30
Prozent höheren Fördersatz. Damit können mehr pädagogische
Kräfte zur besonderen Förderung der Sprachbildung in der
Gruppe eingesetzt werden. Gleiches gilt für behinderte Kinder,
die mit dem Faktor 4,5 gefördert werden.

Maßstab für die Förderzu-
schüsse ist künftig auch, wie lan-
ge ein Kind in der Kindertages-
stätte betreut wird. Das führt 
zu mehr Leistungsgerechtigkeit.

Bisher erhielten Gruppen mit 15
bis 25 Kindern in der Regel die
gleiche Förderung. Der individu-
elle Betreuungsbedarf der Kin-
der wurde nicht berücksichtigt.

Gemeinsamer Kraftakt

In einem gemeinsamen Kraft-
akt von Staat und Kommunen
ist es mit diesem Gesetz gelun-
gen, die für Kinderbetreuung
zur Verfügung stehenden staatli-
chen und kommunalen Mittel
zu erhöhen. Als einen besonde-
ren Erfolg verbuchen es die
Kommunen, dass sich der Staat
verpflichtet, Krippen und Horte
nach Bedarf zu fördern. Damit
wird vor allem berufstätigen
jungen Familien die Entschei-
dung für ein Kind deutlich er-
leichtert. Allein erziehende
Mütter und Väter bekommen
die Chance, ihrem Beruf weiter
nachgehen zu können. 

Hilfeberechtigte ...

Um den Kindern künftig eine
noch bessere vorschulische Er-
ziehung und Bildung anbieten zu
können, wird das Qualifikations-
niveau des Kindergartenperso-
nals angehoben.

Mehr Flexibilität

Aus Sicht der Städte wäre es
wünschenswert, wenn die soge-
nannte Gastkinderregelung we-
sentlich flexibler ausgestaltet
würde. Durch die vorgesehene
Regelung wird das Wunsch- und
Wahlrecht der Eltern einge-
schränkt. Sobald die Heimatge-
meinde einen mindestens 6-stün-
digen Kinderbetreuungsplatz zur
Verfügung stellen kann, haben
die Eltern keinen Anspruch dar-
auf, ihr Kind im Kindergarten ei-
ner anderen Gemeinde unterzu-
bringen. Dies wird z. B. dann
problematisch werden, wenn El-
tern eine 8-stündige Beschäfti-
gung aufnehmen und ihr Kind in
der Nähe des Arbeitsplatzes un-
terbringen wollen. ?

Archäologen aus Bayern und
Österreich tagten gemeinsam

Goppel: „Ehrenamt für Archäologie unverzichtbar“

Die entscheidende Bedeutung des ehrenamtlichen Engagements
im Bereich der Archäologie und Bodendenkmalpflege für den Er-
halt der Kulturlandschaft hat Bayerns Kunstminister Thomas
Goppel betont. Ehrenamtliche Mitarbeiter seien neben den staat-
lichen und privaten Bemühungen um den Erhalt und die Erfor-
schung der Bodendenkmäler unverzichtbar, so Goppel. Ihr Enga-
gement sei unerlässlich und unverzichtbar, sagte der Minister bei
einer gemeinsamen Tagung bayerischer und österreichischer Ver-
bände für Archäologie, Ur- und Frühgeschichte in Siegsdorf. In
beiden Ländern bestehe großes Interesse an der Archäologie, lob-
te Goppel die „erfreuliche länderübergreifende Zusammenarbeit“
gerade in Zeiten, in denen schwierige Haushaltseinschnitte zu be-
wältigen seien. Der Minster interpretiert dies als beredtes Zeichen
für das Zusammenwachsen Europas. ?

• Schutz des Kindeswohls
Schnellerer Entzug des Sorge-

rechts bei Vernachlässigung und
Verwahrlosung von Kindern.

Ausgewogener Kompromiss

Laut Schwing ist dieser Ge-
setzentwurf „ein ausgewogener
Kompromiss“ zwischen den fi-
nanziellen und sozialen Notwen-
digkeiten“ - „dies um so mehr,
als viele der 115 Vorschläge des
Bayerischen Landkreistags vom
März 2003 mit dem KEG ver-
wirklicht werden sollen“. Damit
könnten die Kommunen bundes-
weit pro Jahr rund 300 Millionen
Euro bei der Sozialhilfe und
rund 250 Millionen Euro bei der
Jugendhilfe einsparen.

Kindertagesbetreuung 
ist Ländersache 

Ablehnend steht der Bayeri-
sche Landkreistag hingegen dem
Tagesbetreuungsausbaugesetz
(TAG) des Bundes gegenüber:
„Der Gesetzentwurf ist zum ei-
nen verfassungswidrig, zum an-
deren ist die vom Bund ange-
strebte Finanzierung unseriös
und beruht auf falschen Annah-
men“, so Landrat Schwing. Kin-
dergarten und Kindertagesbe-
treuung seien Ländersache, wes-
halb dem Bund für das TAG die
Gesetzgebungskompetenz fehle.
Gegenwärtig bereitet auch der
Freistaat Bayern ein Gesetz zur
Bildung, Erziehung und Betreu-
ung von Kindern in Kindertags-
einrichtungen und in der Ta-
gespflege vor, das für die Kom-
munen kostenneutral ist.

Falsche Berechnung

Die vom Bund angestrebte Fi-
nanzierung - aus bislang nur be-
haupteten, aber keineswegs er-
wiesenen Einsparungen bei
Hartz IV - ist nach Meinung des
Landkreistages falsch. Nach den
Berechungen des Bundes sollte
die Entlastung der Kommunen
in Folge von Hartz IV 2,5 Mrd.
Euro betragen, wovon Bayern
jedoch nur 70 Mio. Euro bekom-
men soll. Schwing zufolge hat
der Bund hierbei vergessen, dass
Hartz IV den bayerischen Kom-
munen nicht nur Einsparungen,
sondern vor allem Belastungen
durch Unterkunft und Heizung
in Höhe von 195 Mio. Euro
bringt. „Wie aber“, so der Vize-
präsident, „sollen wir die Hei-
zungskosten bezahlen, wenn wir
zugleich noch mit den Kosten
aus dem Tagesbetreuungsaus-
baugesetz konfrontiert werden?“
Die am 1. März 2005 erfolgende
Revision müsse erst noch bele-
gen, ob der Bund bereit sei, die
Defizite der Landkreise auszu-
gleichen. Andernfalls erwarte
man vom Freistaat Bayern Un-
terstützung. DK

Landkreise bestens ...

sten noch viel mehr als bisher an
die deutsche Sprache herange-
führt werden. Für staatliche Lei-
stungen und insbesondere bei
der Einbürgerung müsse dies
Voraussetzung sein.

In dem Maße, wie die Grünen
gemeinhin mit dem Thema Um-
welt assoziiert werden, wollen
die Freien Wähler künftig für das
Themenspektrum Familie ste-
hen. Der in Naila vorgelegte
neue Schwerpunkt „Familie -
Betreuung - Schule“ soll das ent-
scheidende Thema ihrer künfti-
gen Arbeit sein, mit dem sie auch
ihr inhaltliches Profil in den
nächsten Jahren prägen wollen. 

Näher an den Bürger ran

Vorsitzender Grein: „Die für
uns unzureichenden Ergebnisse
der vergangenen beiden Land-
tagswahlen haben gezeigt, dass
unsere kommunalen Themen-
schwerpunkte alleine nicht aus-
reichen. Wir müssen näher an den
Bürger ran und uns mit den ech-
ten Zukunftsthemen beschäfti-
gen. Die alarmierenden Zahlen
zum Bevölkerungsrückgang und
deren Auswirkungen sind das
Thema der Zukunft. Und die
Freien Wähler packen es an.“ DK

Familienförderung ...

Wirtschaftsminister Dr. Otto Wiesheu:

Leistungsfähiges Handwerk 
braucht engagierte Kreditwirtschaft

„Tag des Handwerks“' erstmalig in Nürnberg

München/Nürnberg. Die Bedeutung des Wirtschaftsfaktors
Handwerk, seine Vielseitigkeit und Zukunftsfähigkeit standen
im Mittelpunkt des „Tags des Handwerks“. Motto dieses Jahr
war „Finanzierung - Wege, Umwege, Irrwege“.

Bayerns Wirtschaftsminister
Otto Wiesheu wies bei der Ver-
anstaltung auf die Bedeutung
einer soliden Unternehmensfi-
nanzierung hin: „Ist man bei der
Finanzierung gut aufgestellt,
steht Wachstum und Beschäfti-
gung nichts im Weg.“ Die Ver-
anstaltung fand erstmalig in
Nürnberg statt.

Der Minister forderte Hand-
werksunternehmen und Kredit-
wirtschaft zu einem partner-
schaftlichen Umgang miteinan-
der auf. Aktuelle wirtschaftliche
Entwicklungen beim Unterneh-
men müssten genauso auf den
Tisch wie Ratingbeurteilungen

der Kreditinstitute. Bei diesen
Beurteilungen müsse, so der
Minister, der Meistertitel beson-
ders berücksichtigt werden. Der
Minister appellierte an die Ban-
ken, das Mittelstandskreditpro-
gramm mit seiner Haftungsfrei-
stellung und seinen zinsgünsti-
gen Konditionen zukünftig
noch stärker in das Beratungs-
gespräch miteinzubeziehen.

Leistungsfähiges Handwerk
benötige richtige Rahmenbedin-
gungen, betonte Wiesheu. Dies
gelte insbesondere für steuerli-
che Regelungen, die die Bil-
dung von Eigenkapital ermögli-
chen. Dies gelte aber auch für
Fragen zur Unternehmensnach-
folge: „Es ist höchste Zeit, dass
die Bundesregierung ein Erb-
schaftssteuergesetz mit entspre-
chenden Regelungen auf den
Weg bringt. Wir müssen sicher-
stellen, dass es bei Unterneh-
mensnachfolgen nicht an sol-
chen Fragen scheitert.“ ?

Schwungloser
Herbstbeginn auf
dem Arbeitsmarkt

Bayerns Wirtschaftsminister
zu den Arbeitsmarktzahlen

Von einem „schwunglosen
Herbstauftakt“ sprach Bay-
erns Wirtschaftsminister Otto
Wiesheu nach Bekanntgabe
der neuesten Arbeitsmarktda-
ten aus Nürnberg. Die leichte
konjunkturelle Belebung
schlage sich noch nicht in ei-
nem Abbau der Arbeitslosig-
keit über das saisonübliche
Ausmaß hinaus nieder. Eine
durchgreifende Verbesserung
der Arbeitsmarktlage sei nach
wie vor nicht in Sicht.

„Insbesondere der abermals
geschrumpfte Bestand an offe-
nen Stellen sowie die anhalten-
den Beschäftigungsverluste sig-
nalisieren unveränderten Hand-
lungsdruck“, so Wiesheu weiter.

Aus Sicht des Ministers ist
die unbefriedigende Entwick-
lung auf den Arbeitsmärkten
eindeutiger Beleg dafür, dass
die bisher von der Bundesregie-
rung ergriffenen Arbeitsmarkt-
reformen nicht zu einer substan-
ziellen Senkung der Beschäfti-
gungsschwelle des Wachstums
geführt haben. Hier sind weitere
Schritte über Hartz IV hinaus
unabdingbar. Nur so kommen
wir zusammen mit einer Stär-
kung der Wachstumskräfte bei
der Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit entscheidend weiter.    ?

Kommunale 
Partnerschaften größte

Bürgerbewegung
Anlässlich des Kommunalpo-

litischen Kongresses der Lands-
mannschaft Ostpreußen in Al-
lenstein (Polen) bezeichnete In-
nenminister Dr. Günther Beck-
stein die kommunalen Partner-
schaften als „größte Bürgerbe-
wegung Europas“, die einen
eminent wichtigen Beitrag zur
Völkerverständigung leisten.
Der Minister sieht darin eine
großartige Basis dafür, dass sich
Menschen unterschiedlicher Na-
tionalitäten besser kennen und
verstehen lernen. Von den der-
zeit 989 bestehenden Partner-
schaften bayerischer Kommunen
werden 139 mit Kommunen in
Ländern Mittel- und Osteuropas
unterhalten. Zahlenmäßig an der
Spitze stehen die Beziehungen
zu Kommunen in der Tschechi-
schen Republik (48) und in Un-
garn (38). Zwischen polnischen
und bayerischen Gemeinden,
Landkreisen und Bezirken beste-
hen 22 partnerschaftliche Ver-
bindungen. Beckstein bezeich-
nete sie als Zeichen von gewach-
senem Vertrauen. ?
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Neues Kommunales Finanzmanagement: 

Umstellung von der 
Kameralistik auf die Doppik

Von der reinen Finanzsicht zu einer umfassenden Darstellung 
der Vermögens-, Finanz- und Ergebnislage 

Von Heiko Pech, Partner bei Rödl & Partner Nürnberg
Der Begriff „Neues Kommunales Finanzmanagement“ (kurz:
NKF) drängt bereits die Frage auf: Was ist eigentlich neu, und
wo liegen die Unterschiede zum bestehenden kameralen Haus-
halts- und Rechnungswesen? Neu sind zunächst die Informatio-
nen mit denen der „kommunale Finanzmanager“ und die politi-
schen Entscheidungsgremien zur Haushaltsplanung und Bera-
tung der Jahresrechnung arbeiten. Dazu muss man wissen, dass
das NKF ein „Drei-Komponenten-Modell“ ist, welches aus der
Vermögens-, Finanz- und Ergebnisrechnung besteht. 

Mit der Umstellung auf das
NKF ändert sich die Haushalts-
planung. Der Verwaltungshaus-
halt wird vom Gesamtergebnis-
plan abgelöst; der Vermögens-

Vermögensrechnung

Neben dem neuen strukturel-
len Aufbau der Planungsrech-
nungen ändern sich in der Er-
gebnisplanung (heute Verwal-
tungshaushalt) auch einzelne
Positionen. Neu sind beispiels -
weise bilanzielle Abschreibun-
gen. Die Aufnahme von Ab-
schreibungen ist sicherlich eine
wesentliche Änderung. Der
Haushaltsvollzug wird sich
zukünftig in der Ergebnis-, Fi-
nanz- und Vermögensrechnung
darstellen. Die Ergebnisrech-
nung entspricht in der Struktur
dem Gesamtergebnisplan. Die
Finanzrechnung entspricht in
der Struktur dem Gesamtfinanz-
plan. Was hinzukommt, ist die
Vermögensrechnung. Sie zeigt
die Auswirkungen der kommu-
nalen Finanzwirtschaft auf die
Vermögenssituation einer Kom-
mune. Die Vermögensrechnung
wird in Form einer Bilanz dar-
gestellt. 

Die Bilanz lässt Rückschlüsse
auf die Vermögenssituation der

Kommune zu. Dabei präsentiert
das Eigenkapital das Nettover-
mögen (Vermögen abzüglich
Schulden) der Kommune. Än-
dert sich der Wert des Eigenka-
pitals am Jahresende zum Posi-
tiven, handelt es sich um ein er-
folgreiches Haushaltsjahr. Än-
dert sich der Wert des Eigenka-
pitals zum Negativen, handelt
es sich um kein erfolgreiches
Haushaltsjahr, weil sich das
Nettovermögen reduziert. Ist
das Eigenkapital sogar aufge-
braucht, ist eine Situation gege-
ben, in der die Kommune über-
schuldet ist. In dieser Situation
ist die politische Handlungs-
fähigkeit im höchsten Maße
eingeschränkt. 

Was verändert sich 
durch das NKF?

Obige Informationen sollten
die kommunalen Entschei-
dungsprozesse beeinflussen.
Dies beginnt bei der Haushalts-
planung. Das Ziel einen ausge-
glichenen Haushalt aufzustellen
gilt auch in Zukunft. Allerdings
werden die finanziellen Konse-
quenzen kommunalpolitischer
Entscheidungen deutlicher. Dies
gilt insbesondere für so genann-
te Folgekosten. Im Unterschied
zum heutigen kameralen Haus-
haltswesen werden Folgekosten
viel deutlicher in den Fokus

gerückt. Insbesondere bei kom-
munalen Investitionen wird
durch den Ansatz von Abschrei-
bungen (Ressourcenverzehr)
deutlich, ob die zukünftige Ein-
nahmesituation der Kommune
ausreichend ist, um die Investi-
tion mittelfristig solide zu finan-
zieren. 

Darüber hinaus bietet die 
Gesamtergebnisrechnung die
Möglichkeit, den wirtschaftli-
chen Erfolg des kommunalen
Handelns zu beurteilen. Dabei
geht es nicht um das Ziel Ge-
winne zu erwirtschaften, son-
dern vielmehr um die Frage, ob
z. B. das Haushaltsergebnis un-
ter Berücksichtigung der Ab-
schreibungen ausreicht, um die
Schulden dauerhaft zu tilgen. Ist
dies nicht der Fall, muss eine
Verbesserung der Effizienz bzw.
durch eine Aufgabenkritik ver-
sucht werden, den Haushalts-
ausgleich und damit die Siche-
rung der politischen Gestal-
tungsfähigkeit zu erreichen. 

Frühwarnindikatoren

Das NKF wird die Kommu-
nen dabei unterstützen, absehba-
re Haushaltssanierungen recht-
zeitig zu erkennen und diesen zu
begegnen. Die Anwendung des
NKF wird dazu führen, dass
Frühwarnindikatoren zur Ver-
meidung von Haushaltssanie-
rungsphasen entwickelt und Ge-
genstand der Steuerung werden.
Ein wesentlicher Frühwarnindi-
kator wird die Entwicklung der
Position „Ergebnis der laufenden
Verwaltungstätigkeit“ sein. Das
Ergebnis setzt die Einnahme-
kraft der Verwaltung in Bezie-
hung zu den Aufgaben, die sich
maßgeblich in den Personal- und
Sachkosten ausdrücken. Ein
rückläufiges Ergebnis aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit ist

ein erstes Indiz dafür, dass die
Einnahmesituation nicht mehr
zur Ausgabensituation passt. Ist
dieser Trend längerfristig, muss
über Gestaltungsoptionen nach-
gedacht werden, wenn das Pri-
mat einer soliden Haushaltspoli-
tik gelten soll. 

Welcher Umstellungsweg
sichert eine erfolgreiche
Einführung des NKF? 

Die Umstellung auf das NKF
ist ein zeitlich längerfristiges
und komplexes Projekt. Die
Praxis zeigt, dass derartige Pro-
jekte oftmals kostenmäßig
und/oder zeitlich „aus dem Ru-
der laufen“. Analysiert man den
Grund für diese Pannen, stellt
man fest, dass diese Projekte in
der Regel schlecht geplant wa-
ren und ein wirksames Projekt-
controlling fehlte.

Dieser Gefahr beugt man mit
einem detaillierten und sorgfältig
aufgestellten Umstellungs- bzw.
Projektplan vor. Von daher steht
die Erstellung eines derartigen
Plans, d. h. das „Kochbuch“ für
ein erfolgreiches NKF-Projekt,
auch ganz bewusst am Anfang. 

Der Umstellungsplan sollte
folgende Inhalte haben:

? vollständige Darstellung der
im Umstellungsprozess anfallen-
den Aufgaben
? Analyse wesentlicher Bilanz-,
Ergebnis- und Finanzrechnungs-
positionen mit Blick auf die Not-
wendigkeiten im Umstellungs-
prozess
? Klärung EDV-technischer
Fragestellungen (Softwarebe-
darf, Softwarepartner)
? Prüfung des Umfangs der
notwendigen Buchhaltungen
(Finanzbuchhaltung, Anlagen-
buchhaltung, Fakturierung, De-

bitoren- und Kreditorenbuchhal-
tung, etc.)
? Termin- und Zeitplanung für
die Aufgabenerledigung 
? Beschreibung der Projekt-
organisation im Umstellungspro-
zess

Die Erstellung des Umstel-
lungsplans setzt voraus, dass die
projektverantwortlichen Mitar-
beiter entsprechend qualifiziert
werden. Insofern steht am An-
fang eines jeden Umstellungs-
prozesses die Qualifikation aller
Beteiligten. Dabei sollten aller-
dings auch diejenigen einbezo-
gen werden, die die kommuna-
len Entscheidungen treffen - ge-
meint sind alle Mitglieder in den
politischen Gremien. 

Vier Arbeitspakete

Auf Basis eines sorgfältig aus-
gearbeiteten Umstellungsplans
kann der Umstellungsprozess
begonnen werden. Aus unserer
Erfahrung sollten vier Arbeitspa-
kete definiert werden:
? Arbeitspaket 1:Inventur, Ver-
mögensbewertung, Anlagen-
buchhaltung
? Arbeitspaket 2:Software
? Arbeitspaket 3:Haushaltspla-
nung nach dem NKF und Erstel-

(Fortsetzung auf Seite 7)

Unser Autor
Heiko Pech, Diplom-

Kaufmann und Partner bei
Rödl & Partner, berät seit 10
Jahren den öffentlichen Sek-
tor bei Finanzierungsfragen
und bei der Umstellung auf
das kaufmännische Rech-
nungswesen. ?

Veranstaltung in
Nürnberg 

Am 21. und 22. Oktober
2004 findet bei Rödl &
Partner in Nürnberg ein
Seminar zum Thema
„Neues Kommunales Fi-
nanzmanagement“ statt.
Weitere Informationen
hierzu erhalten Sie im In-
ternet unter www.roedl.
de/doppik. ?

haushalt wiederum vom Ge-
samtfinanzplan. Die beiden
Planwerke heißen Gesamter-
gebnisplan bzw. Gesamtfinanz-
plan, weil sie sich aus verschie-
denen Teilplänen ergeben. Die
Teilpläne entsprechen im Kern
den heutigen Unterabschnitten
des Haushalts bzw. den Pro-
duktbereichen bei denen, die
mit der Kosten- und Leistungs-
rechnung arbeiten. 
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Übernahme öffentlicher Aufgaben und Einrichtungen durch Genossenschaften:

Bürgernah und wirtschaftlich
Von Dr. Stefan Straub, Genossenschaftsverband Bayern

Das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Leben in einer Stadt
oder Gemeinde hängt entscheidend von den öffentlichen Infra-
struktur- und Versorgungsleistungen ab. Vor dem Hintergrund
der finanziellen Situation ihrer Haushalte überlegen Städte und
Gemeinden, neue und kostengünstigere Lösungen der Aufgabe-
nerledigung und Möglichkeiten zum Erhalt kommunaler Ein-
richtungen und Dienstleistungen zu finden. Genossenschaften
eröffnen den Städten und Gemeinden dabei neue Chancen, um
kommunale Dienstleistungen und Infrastruktur zu erhalten und
bürgernah weiterzuführen. Dadurch können kommunale
Pflichtaufgaben interessengerecht und demokratisch gestalten
werden. Eine neue Broschüre von Deutschen Städte- und Ge-
meindebund und Deutschen Genossenschafts- und Raiffeisen -
verband e. V. informiert über diese Möglichkeiten.

Mit derzeit rund 1.100 Unter-
nehmen und 70.000 Mitarbeitern
in Bayern ist die Rechts- und
Unternehmensform Genossen-
schaft hochaktuell und in nahezu
allen Bereichen einer modernen
Dienstleistungs- und Informati-
onsgesellschaft vertreten. Fast
2,8 Millionen Bürger sind Mit-
glied einer Genossenschaft, das
sind 28 Prozent der erwachsenen
Bevölkerung Bayerns. Keine an-
dere Wirtschaftsform hat derar-
tig viele Mitglieder und Mitei-
gentümer. Wegen ihrer Flexibi-
lität, Offenheit und hohen An-
passungsfähigkeit an die Bedürf-
nisse der Mitglieder ist die Ge-
nossenschaft für viele moderne
und innovative Wirtschaftsberei-
che noch immer bzw. wieder
sehr attraktiv. 

Effektive Leistungserstellung

Genossenschaften sind auch
geeignet, um Aufgaben in öffent-
lichem Interesse zu übernehmen.
Sie tragen nicht nur zur Entla-
stung der Kommunen bei, son-
dern gewährleisten auch langfri-
stig eine effektive Leistungser-
stellung. Dies zeigen Energie-
versorgungs- und Wassergenos-
senschaften, genossenschaftliche
Schulen, Wochenmärkte, Kran-
kenhäuser und Pflegeeinrichtun-
gen, die teilweise schon seit
Jahrzehnten in und für ihre Regi-
on entsprechende Aufgaben er-
füllen.

Faire Preise

Der Betrieb ehemals öffentli-
cher Leistungen in Form einer
Genossenschaft, deren Träger
Bürger, Kommunen oder örtli-
che Unternehmen sein können,
bietet eine gute Alternative zu ei-
ner vollständigen Privatisierung,
weil die Entscheidungen weiter-
hin vor Ort und im Interesse der
betroffenen Bürger gefällt wer-
den. Eine Genossenschaft kann
lokale und regionale Dienstlei-
stungen zu fairen und zugleich
wirtschaftlich tragbaren Preisen
anbieten, egal ob es um Versor-
gungsleistungen oder die örtli-
che Infrastruktur, wie der Betrieb
von Bädern oder Kultureinrich-

tungen, geht. Auch im sozialen
Bereich ist der genossenschaft-
liche Gedanke der eigenverant-
wortlichen Selbsthilfe anstelle
staatlicher Fremdhilfe der
Schlüssel zur Lösung vieler Pro-
bleme. Die Städte und Gemein-
den werden auf diese Weise von
Aufgaben im Bereich von Infra-
struktur- und Dienstleistungen in
öffentlichem Interesse entlastet
ohne die wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Entwicklung sich
selbst zu überlassen. Ihre Attrak-
tivität als Wohnort und Wirt-
schaftsstandort wird gestärkt.

Hohe Identifikationskraft

Dabei hat die Genossenschaft
anders als alle anderen Gesell-
schaftsformen nur ein alleini-
ges, gesetzlich vorgeschriebenes
Ziel: Die Förderung ihrer Mit-
glieder. Weil die Mitglieder
gleichzeitig Nutzer sind, entfal-
tet die Genossenschaft eine hohe
Identifikationskraft der Mitglie-
der mit ihrem Unternehmen bzw.
ihrer Einrichtung. Sie haben
selbst das größte Interesse an der
dauerhaften und verlässlichen
Aufrechterhaltung der Angebot-
sinfrastruktur und die örtlichen
Interessen werden durch die Mit-
glieder unmittelbar vertreten.
Zudem muss keine bestimmte
Rendite für kapitalmarktorien-
tierte Eigentümer oder eine ano-
nyme Konzernmutter erwirt-
schaftet werden, sondern die
Mitglieder können frei darüber
entscheiden, ob Überschüsse
vollständig in Investitionen
fließen oder als Rückvergütung
an die Mitglieder erstattet wer-
den. So kann eine Genossen-
schaft ihren Kunden interessen-
orientierte und häufig auch güns-
tigere Leistungen anbieten.

Nutzung von Spielräumen

Es werden privatwirtschaftli-
che Effizienzspielräume genutzt,
ohne kapitalmarktorientierte Ren-
diteinteressen berücksichtigen
zu müssen. Gleichzeitig bleibt
der öffentliche Charakter des
Versorgungsunternehmens durch
die Mitgliedschaft der Nutzer
weitgehend erhalten. So kann der

Rückzug des Staates ausgegli-
chen werden ohne das Angebot
einem möglicherweise monopoli-
stischen und gewinnorientierten
privaten Konzern zu überlassen.
Durch die Verteilung der Verant-
wortung auf unterschiedliche Ak-
teure in der Region werden zu-
dem Handlungs- und Entschei-
dungsspielraum auf kommunaler
Ebene gestärkt. 

Professionelle Struktur

Die Genossenschaft verfügt
als Wirtschaftsunternehmen von
Anfang an über eine professio-
nelle Organisationsstruktur. Mit
den Organen Vorstand und Auf-
sichtsrat hat sie eine klare Lei-
tungs- und Kontrollstruktur und
unterliegt schon in der Grün-
dungsphase einer externen Kon-
trolle und Begleitung durch den
Genossenschaftsverband. Durch
ihre offene Struktur der Mit-
gliedschaft mit freien Ein- und
Austrittsmöglichkeiten und die
eindeutige Ausrichtung auf einen
professionell geführten, wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb ist
sie eine ebenso flexible wie sta-
bile Unternehmens- und Rechts-
form. Die Entscheidungsstruktu-

ren sind demokratisch geprägt.
Die Mitglieder haben gleichbe-
rechtigten Zugang zu gemeinsa-
men Ressourcen und werden
von der „eG“ gemeinschaftlich
vertreten. 

Im Rahmen von Überlegun-
gen zur Privatisierung städti-
scher Betriebe ist die Genossen-
schaft in vielen Fällen ein Erfolg
versprechender Weg, Effizienz-
spielräume zu nutzen, zusätzli-
che Finanzierungsquellen zu er-
schließen, zu ehrenamtlichem
Engagement zu motivieren und
auch gegensätzliche politi-
sche Positionen von privatwirt-
schaftlicher Leistungseffizienz
und öffentlich-rechtlichem Ver-
sorgungsanspruch zu integrieren. 

Broschüre informiert

In der Broschüre „Genossen-
schaften - Miteinander von Bür-
gern, örtlicher Wirtschaft und
Kommunen“ (DStGB Doku-
mentation No. 40) informiert 
der Deutschen Städte- und Ge-
meindebund zusammen mit 
dem Deutschen Genossen-
schafts- und Raiffeisenverband
e. V. über Möglichkeiten kom-
munaler Genossenschaften. Die
Broschüre kann bei allen bayeri-
schen Landratsämtern eingese-
hen werden und steht unter
www.neuegenossenschaften.de
sowie unter www.stadt-und-ge-
meinde.de als Download zur
Verfügung.                                    ?

Die Kommunale GmbH
Von Hans Günther Schaedler, KFB-Schwaben

Städte und Gemeinden sind in das Korsett des landesüblichen
öffentlichen Rechts eingebunden, das sie über das normale
Haushaltsrecht oder Betriebe gewerblicher Art (BgA) in Form
von Regiebetrieben, Eigenbetrieben oder Kommunalunterneh-
men, Anstalt des öffentlichen Rechts, ausüben können. 

Mit der „GmbH“ dürfen die
Kommunen das öffentliche Recht
aushebeln und die Vorteile des
bundesweiten Privatrechts nut-
zen. Umstritten ist jedoch, ob bei
einem 100%igen Gesellschafts-
verhältnis der Stadt oder Gemein-
de alle Teile des öffentlichen
Rechts außer Gang gesetzt wer-
den dürfen.

Nur ufert dies schon manchmal
aus, wenn für jeden Anlass eine
eigene GmbH gegründet wird. So
entstehen reihenweise Stadtent-
wicklungs-GmbH’s, Stadtsanie-
rungs-GmbH’s, kommunale Er-
schließungs-GmbH’s, usw. - das
freut die Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater.

GmbH grundsätzlich nicht vom
Anschein der Vorteile blenden
lassen, sondern auch die Nachtei-
le in Erwägung ziehen.

Nachteile in der „GmbH-
Waagschale“ können sein: Grün-
dungskosten, permanente Bilan-
zierungs- und Abschlusskosten,
eigene Buchhaltung, Anmeldung
zum Handelsregister, Körper-
schaftssteuer, in vielen Fällen
Grunderwerbsteuer, Einzahlung
des Stammkapitals sowie Beach-
tung der Veröffentlichungs-
pflichten.

Voraussetzungen

Nur wenn so gewährleistet ist,
dass diese laufenden Kosten in ei-
ner GmbH gedeckt und erwirt-
schaftet werden können und diese
auf Dauer mit Personal errichtet
werden kann, macht es Sinn, über
die Gründung nachzudenken und
mit der Gewinnerzielungsabsicht
auch die Steuerschuld an den Fis-
kus abzuführen.

Oftmals wird nicht bedacht,
dass spätestens bei der Liquidati-
on oder Beendigung des GmbH-
Unternehmens existenzielle Pro-
bleme auftreten können. Stattdes-
sen sollten Kommunen prüfen,
ob es nicht besser wäre, einen
Dritten mit ins Boot zu nehmen,
der dann gewerbsmäßig über das
Privatrecht die Vorteile generiert
und die Finanzierung mitbringt.
Bayernweit gibt es einige Kom-
munaldienstleister, die über
„PPP-Modelle“ (private-public-
partnership) ihr Know-how bei-
steuern. Im Komplett-Angebot,
von der Entwicklung über die
Realisierung und Finanzierung,
kann durchaus das gleiche Ziel
mit einem „PPP-Anbieter“ risiko-
los und kostengünstig verfolgt
werden.

Über 40 Projekte

Die KFB Fachberatung für
Kommunen GmbH, 92717 Reuth,
Tel. 09682/919110, hat bayern-
weit über 40 Projekte in jeder
Hinsicht: Bauinvestitionen wie
Rathäuser, Bauhöfe, Feuerwehr-
häuser und Schulen; Sanierungs-
trägerschaften, beispielsweise bei
Kanälen, Schulen, Kläranlagen,
Sporthallen oder Erschließungs-
trägerschaften für Wohn- und Ge-
werbegebiete.

Die Finanzierungen werden
den jeweiligen Verhältnissen, zu-
schuss-unschädlich, und auf
Laufzeiten bis zu 25 Jahren, an-
gepasst. Der Service, beispiels-
weise der KFB,  stellt eine voll-
wertige Variante zur kommuna-
len GmbH dar.

Kommunen sollten deshalb ne-
ben den Vorteilen, die das Pri-
vatrecht bietet, auch die Nachteile
einer GmbH-Gründung mit ins
Kalkül ziehen und den Steuerbe-
rater und Wirtschaftsprüfer auf-
fordern, auch das Szenario bei
Beendigung der GmbH darzu-
stellen und die laufenden Kosten
einer GmbH rechnen zu lassen,
denn wie so oft im Leben, würde
z. B. auch ein BgA genügen, um
sich die Mehrwertsteuer „zurück-
zuholen“.

Dieser Aufsatz ist keine Bera-
tung im Sinne der Standesorgani-
sationen, sondern eine Gegen-
überstellung von Vor- und Nach-
teilen einer GmbH, die sicherlich
in der Aufzählung unvollständig
sind. ?

Sinn macht das Ganze doch
nur, wenn hierzu auch die eigene
„Man-Power“ gegeben ist, bei-
spielsweise ein Diplom-Ingeni-
eur, der die Stadtsanierungs-
GmbH leitet oder die kommunale
Entwicklungs-GmbH, die von ei-
nem Diplom-Kaufmann geführt
wird und es sich nicht um eine
„Geister-GmbH“ handelt.

Die Vorteile einer GmbH lie-
gen sicherlich auf der Hand: Sie
ist autark, hat eine eigenständige
Bilanzierung und Finanzierung,
ist normalerweise unabhängig
und selbständig und begrenzt sich
in der Regel haftungsrechtlich auf
das Stammkapital. Vielfach wird
jedoch übersehen, dass eine „Ge-
sellschaft mit beschränkter Haf-
tung“ (GmbH) nur auf Erwerb
mit Gewinnerzielungs-Absicht
gegründet werden darf, so dass
Liebhaberei und defizitäre Unter-
nehmungen auszuschließen sind.

Gestaltungsmissbrauch

Beim Finanzamt würde man
hier von Gestaltungsmissbrauch
sprechen, wenn beispielsweise
die Gründung dazu dient, dass
nur die Vorsteuer „gezogen“
werden soll. Spätestens nach
fünf Jahren gibt es lange Gesich-
ter, wenn das Finanzamt diesen
Gestaltungsmissbrauch auf-
decken kann.

Viele Bürgermeister, die sich
zum „Nulltarif“ als Geschäftsfüh-
rer, quasi für das Handelsregister,
in der personallosen GmbH zur
Verfügung gestellt haben, merken
sehr schnell am eigenen Leibe,
wenn sie für das Tun und Lassen
der „Pseudo-GmbH“ persönlich
und unbeschränkt belangt wer-
den. Trifft man als Oberbürger-
meister zusammen mit dem
Stadtrat Entscheidungen, so ist
man „nur“ in der Solidarhaftung -
anders als Geschäftsführer einer
GmbH, wo man buchstäblich im
Regen allein da steht.

So sollte man sich bei der Neu-
gründung einer kommunalen

Zusammenspiel von Kommunalpolitik und Wirtschaft:

Vorbild Pöcking
Die Kommunen sind verschuldet. Bei notwendigen Investitionen
und Sanierungen sieht es derzeit düster aus. Einen Ausweg aus
der Finanzmisere sehen viele Gemeinden deshalb in den Gewer-
besteuereinnahmen. Mit einem niedrigen Hebesatz können sich
Kommunen durchaus Standortvorteile verschaffen. Holen sie sich
neue Unternehmen ins Boot, steigert dies nicht nur die Finanz-
kraft, es bringt darüber hinaus Arbeitsplätze und Kaufkraft in die
ortsansässigen Geschäfte. Doch Vorsicht: Aufgrund der hohen
Gewerbesteuerumlage an Bund und Land sowie der Kreisumla-
ge kann es passieren, dass für die Gemeinde unterm Strich nicht
mehr viel übrig bleibt. Die Wechselwirkung von Hebesatz und
Umlagen muss daher genau abgewogen werden.

Beim Zusammenspiel von
Kommunalpolitik und Wirtschaft
geht die Gemeinde Pöcking am
Starnberger See seit Jahren mit
gutem Beispiel voran. Schon im
Jahr 1993 wurde der Hebesatz
von 300 auf 250 Prozentpunkte
gesenkt. Aufgrund mangelnder
Flächen für produzierendes Ge-
werbe lagen die Prioritäten der
Gemeinde beim Anwerben neuer
Unternehmen stets im Dienstlei-
stungs- und Tourismusbereich.
Die Rechnung ging auf: Mit dem
größten Steuerzahler in Pöcking,
einem Leasingunternehmen, be-
steht seither eine enge Zusam-
menarbeit. 

Die Steuereinnahmen stiegen
von damals unter 500.000 Euro
sprunghaft auf derzeit rund acht
Millionen Euro jährlich an. Die
Gemeinde wurde im letzten Jahr-

zehnt nicht nur schuldenfrei. Mit
einer Steuerumlagekraft pro 
Einwohner von voraussichtlich
1631,50 Euro im Jahr 2004 liegt
Pöcking nach Angaben von Bür-
germeister Rainer Schnitzler an
erster Stelle im Landkreis Starn-
berg und an 11. Stelle in Bayern
unter den kreisangehörigen Ge-
meinden. Gegenüber dem Hebe-
satz der Landeshauptstadt von
490 Punkten bot die Pöckinger
Strategie also deutliche Vorteile. 

Darüber hinaus räumt Schnitz-
ler ein, dass die Kommunen im
Raum München durchaus auch
von der Wirtschaftskraft der Lan-
deshauptstadt, der vorhandenen
Infrastruktur sowie zweifelsohne
auch vom hohen Wohn- und Frei-
zeitwert und profitieren. Daher
wurden gute Rahmenbedingun-
gen geschaffen, wie beispiels-
weise Sporteinrichtungen und
Ozon-Hallenbad, Kinderbetreu-
ung durch Kinderkrippe und Hort
oder Kindergärten mit 100 pro-
zentiger Versorgung. 

Dennoch, die Konkurrenz im
Wettbewerb um günstige Stan-
dortbedingungen schläft nicht.
Nachbargemeinden, die aufgrund
ihrer Lage, Bevölkerungs- und
Infrastruktur ähnlich strukturiert
sind, schielen nun ebenfalls auf
höhere Einnahmen über die Ge-
werbesteuer. Feldafing senkte
den Hebesatz von 300 auf 290
und  Grünwald von 270 auf 240
Punkte. Den Vorteil für Pöcking
sieht Schnitzler darin, dass der
Hebesatz der Gemeinde seit Jah-
ren verlässlich ist. Vor dem Hin-
tergrund des „Wermutstropfen
hohe Umlagen“ hält der Rathau-
schef ein ständiges gegenseitiges
Unterbieten des Hebesatzes im
Konkurrenzkampf untereinander
nicht für sinnvoll. Laut Schnitzler
bleiben im Jahr 2004 von 1000
Euro Gewerbesteuereinnahmen
nur 82 Euro in der Gemeinde.
Dies rechne sich derzeit nur noch,

Hans Günther Schaedler.       ?

da die Einnahmen so hoch sind.
„Welche Summe der Gemeinde
unterm Strich noch bleibt, hängt
letzen Endes auch von der Höhe
der Kreisumlage ab“, resümiert
der Rathauschef. Auch sei eine

Vielzahl unterschiedlicher Fir-
men notwendig, um Arbeitsplätze
vor Ort und den finanziellen
Spielraum der Gemeinde zu si-
chern. Schnitzler: „Das ist in
Pöcking Chefsache.“ ?
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Kommunalinvestitionen:

Privater Full Service für Schulneubau
Ein 16 Millionen Euro teurer Schulneubau in Frechen bei Köln
wird zum Modell, wie die öffentliche Hand trotz knapper Kas-
sen gemeinsam mit privaten Partnern teure Infrastrukturpro-
jekte realisieren kann. Die Full Service-Lösung erspart dem
Rhein-Erft-Kreis jährlich 300.000 Euro.

Die Grundsteinlegung für den
16 Millionen Euro teuren Neu-
bau der Paul-Kraemer-Schule
und der Dreifachsporthalle des
Nell-Breuning-Berufskollegs in
Frechen-Habbelrath bei Köln
war für den Landrat des Rhein-
Erft-Kreises im Juli ein mehrfa-
cher Anlass zu Freude: „Damit

Erstmals wird hierzulande eine
Sonderschule für geistig und
körperlich behinderte Kinder in
einer so weitgehenden öffent-
lich-privaten Partnerschaft reali-
siert. Neu ist vor allem, dass pri-
vate Partner nicht nur für die Fi-
nanzierung, Planung und den
Bau von Sonderschule und

sen ihr Leistungsangebot zu er-
halten.“

Die SüdLeasing ist dafür ein
Partner mit großen Erfahrungen
in der Zusammenarbeit mit der
öffentlichen Hand. Sie ist eine
der größten herstellerunabhän-
gigen Leasinggesellschaften
Deutschlands und an kommuna-
len Investitionen mit einem Ge-
samtvolumen von rund vier Mil-
liarden Euro beteiligt. An der Fi-
nanzierung von Rathäusern und
anderen kommunalen Verwal-

tungsgebäuden,
Straßen, Tunneln,
Freizeiteinrichtun-
gen und Erlebnis-
bädern...

Ein „Ring“ von
Schulen

Auch mit Public-
Private-Partner-
ships im Schulneu-
bau hat die Süd-
Leasing Erfahrun-
gen: Gerade lässt
sie im Osten von
Frankfurt am Main
für rund 55 Millio-
nen Euro auf einem
Areal von 30.000
Quadratmetern ei-
nen Ring von

Schulgebäuden hochziehen:
Abendgymnasien, Volkshoch-
schule, berufliche Bethmann-
schule, Bauakademie, Dr. Hochs
Konservatorium. Der Rohbau des
neuen Bildungszentrums Ostend
steht schon. Schlüsselübergabe
wird im Dezember 2004 sein.

Mietkauf

Frankfurt wählte für die Fi-
nanzierung von Bau und Betrieb
den so genannten Mietkauf, eine
besondere Form des Immobili-
enleasing: Die Leasinggesell-
schaft baut als Investor das Ob-
jekt zu einem Festpreis nach den
Wünschen des späteren Mieters.
Ab Übergabe zahlt Frankfurt
jährlich 3,9 Millionen Euro Mie-
te plus eine jährliche Steigerung
von 1,9 Prozent. Nach 20 Jahren
geht die Schule unentgeltlich in
das Eigentum der Mainmetropo-
le über. Solange ist der zivil-
rechtliche Eigentümer und Ver-
mieter eine eigens dafür gegrün-
dete Gesellschaft der SüdLea-
sing. Nach Berechnungen der
Stadt liegen die Baukosten bei
diesem Finanzierungs- und Bau-
modell um 25 Prozent günstiger
als bei vergleichbaren Baupro-
jekten der öffentlichen Hand im
Bundesgebiet.

Full-Service von Finanzie-
rung bis Verpflegung

Der Rhein-Erft-Kreis wählte
für sein Schulbauprojekt in Fre-
chen eine Full-Service-Lösung,
die neben Finanzierung, Planung
und Bau auch den Betrieb und
die Bewirtschaftung ein-
schließt. Den Ausschlag für die
Wahl dieser Form der öffentlich-
privaten Partnerschaft gab nicht
allein die Aussicht auf 
die angesichts der schlechten
Haushaltslage beträchtliche Er-
sparnis von jährlich 300.000 Eu-
ro, erinnert sich Anton-Josef
Cremer. Vielmehr, sagt der De-
zernent des Kreises für Sozial-
und Schulwesen und Gebäude-
mangement, „war neben den
Einsparungen die Möglichkeit
ausschlaggebend, die Investitio-
nen über 25 Jahre zu Konditio-
nen zu finanzieren, die den Kreis
nicht überfordern.“

Das PPP-Modell einer privat-
wirtschaftlichen Finanzierung
hat für die öffentliche Hand noch
mehr Vorteile, erklärt SüdLea-
sing-Geschäftsführer Grübler:
? Von der SüdLeasing im Ver-
bund mit der LBBW arrangierte
PPP-Finanzierungskonzepte er-
möglichen eine langfristige Fi-

nanzierung zu Kommunalkredi-
ten ähnelnden Konditionen - oh-
ne zusätzliche finanzielle Bela-
stungen für die Kommune.
? Die öffentliche Hand wird
von sämtlichen Bauherrenaufga-
ben während der Bauzeit entlas-
tet. Termine, Kosten und Qua-
lität werden vom privaten Bau-
herrn überwacht. 
? Alle Baumaßnahmen werden
pünktlich und ohne Kostenüber-
schreitungen fertig gestellt.
? Erst nach Fertigstellung wer-
den Zahlungen für Nutzung, Be-
trieb und Bewirtschaftung fällig.
Die Summen sind langfristig
vertraglich fixiert. Das entlastet
die öffentliche Hand finanziell.
? Das Know-how von Spezia-
listen für Infrastrukturfinanzie-
rungen der öffentlichen Hand ist
die Grundlage für das Gelingen
solcher PPP-Projekte.

Immer wieder aufgeschoben

Diese Argumente wogen im
Fall Frechen um so schwerer,
weil der Neubau überfällig war.
Wegen finanzieller Engpässe
war er seit Jahren in dem
470.000 Einwohner zählenden
Kreis, der bei einem Haushalts-
volumen von rund 300 Millio-
nen Euro für sieben Sonderschu-
len und fünf Berufskollegs ver-
antwortlich ist, immer wieder
aufgeschoben worden. „130 gei-
stig und körperlich behinderte
Kinder“, erläutert Monika Volk
vom Amt für Schule und Weiter-
bildung und zuständig für das
PPP-Projekt, „sind bislang in ei-
nem für die Bedürfnisse geistig
Behinderter nicht mehr geeigne-
ten Schulgebäude in Frechen-
Buschbel untergebracht. 

Schulen für Geistigbehinderte
sind überwiegend vor etwa 30
Jahren entstanden; zwi-
schenzeitlich haben sich struktu-
relle Wandlungen vollzogen und
die Schülerschaft hat sich völlig
verändert.“ In dem Neubau er-
halten die Behinderten auch eine
geeignete Schwimmhalle. Und
das kaufmännische Nell-Breu-
ning-Berufskolleg in Frechen-
Habbelrath bekommt endlich ei-
ne für den Sportunterricht ausrei-
chend dimensionierte Sporthalle,
die pädagogische Anforderun-
gen erfüllt und den örtlichen Ver-
einssport bereichern wird.

Gründliche Prüfung

Trotz der unbezweifelten
Dringlichkeit hatte der Kreistag
des Rhein-Erft-Kreises seit Mai
2002 die Vor- und Nachteile ei-
nes Public Private Partnership-
Modells mit Unterstützung des
Finanzministeriums von Nord-
rhein-Westfalen und externen
Beratern gründlich prüfen las-
sen. Das Gutachten der Berater-
gruppe Ernst & Young wies
nach, dass ein PPP- Modell wirt-
schaftlich günstiger sein kann als
die klassische Form von Bau und
Betrieb einer Schule in Regie der
öffentlichen Hand. 

Europaweite Ausschreibung

Daraufhin beschloss der
Kreistag im Februar 2003 ein-
stimmig, den Auftrag europaweit
auszuschreiben. Aus einem
Kreis von über 20 Interessenten
wurden fünf Bietergemeinschaf-
ten aufgefordert, ein verbindli-
ches Angebot abzugeben. Am
Ende des Ausschreibungsverfah-
rens beschloss der Kreistag im
Dezember 2003 den Auftrag an
die VICO Grundstücksverwal-
tungsgesellschaft mbH aus
Mannheim zu vergeben - wie-
derum einstimmig.

Transparente 
Informationspolitik

Dass alle Entscheidungen so
reibungslos über die Bühne

Bildungszentrum Ostend im Rohbau. ?

gingen, hat für Dezernent Cre-
mer klare Gründe: „Wir sorgten
für eine völlig transparente In-
formationspolitik, dem Kreis-
tag und der Kommune und
auch der Öffentlichkeit gegen-
über. So wurde eigens eine Len-
kungsgruppe des Kreistages ge-
bildet, auch damit die Politiker
jederzeit über den Stand infor-
miert sind.“ Frechens Bürger-
meister Hans-Willi Meier je-
denfalls ist froh über die gefun-
dene Lösung einer öffentlich-
privaten Partnerschaft und gab

dem Schulbauprojekt von An-
fang an alle Unterstützung. Und
Landrat Stump ist sicher, den
richtigen privaten Partner ge-
funden zu haben: „Mit der
Grundstücksverwaltungsgesell-
schaft haben wir uns in einem
fairen und offenen Prozess bin-
nen kürzester Zeit über die Ge-
nehmigungsplanung der Bau-
vorhaben verständigen kön-
nen“.
Informationen im Internet:
www.suedleasing.de; www.
rhein-erft-kreis.de ?

VERTRAGSBEZIEHUNGEN
Sonderschule und Dreifachsporthalle in Frechen 
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werden zwei dringend benötigte
Schulbauobjekte realisiert. Und
wir haben eine Lösung gefun-
den, bei der wir pro Jahr 300.000
Euro sparen“, freute sich Werner
Stump. Das ist möglich gewor-
den, weil der Rhein-Erft-Kreis
als Schulträger völlig neue Wege
zur Finanzierung des Schulneu-
baus geht. Der Landkreis west-
lich von Köln ist der erste im
Land Nordrhein-Westfalen, der
einen Schulneubau in Public-Pri-
vat-Partnership (PPP) errichtet.
Das Land fördert das Vorhaben
deshalb als Pilotprojekt für
Schulneubauten.

Finanzierung 
und Bewirtschaftung

Das Projekt hat auch für
Deutschland Pioniercharakter:

Sporthalle verantwortlich sind.
Sie wurden darüber hinaus für
eine Vertragslaufzeit von 25 Jah-
ren auch mit Bewirtschaftung
und Unterhalt der beiden Gebäu-
de beauftragt: Full Service vom
Hausmeisterdienst über das
Schulsekretariat bis zur Verpfle-
gung der rund 130 Schulkinder.
Das, erklärt Stump, bringt dem
Landkreis Vorteile, die sich rech-
nen: „Wir bekommen alle Leis-
tungen aus einer Hand, die mit
einem langfristig festgelegten
einheitlichen monatlichen Ent-
gelt vergütet werden. Und bei et-
waigen Problemen hat der Kreis
nur einen Ansprechpartner“.

Garantierte Festpreise

Der heißt VICO Grundstücks-
verwaltungsgesellschaft mbH
und ist ein eigens für dieses Pro-
jekt gebildetes Konsortium aus
der SüdLeasing GmbH, einer
Tochtergesellschaft der Landes -
bank Baden-Württemberg, der
Bauunternehmung Müller-Alt-
vatter aus Stuttgart, Wayss und
Freytag aus Frankfurt sowie der
Lufthansa Gebäudemanagement
GmbH. Sie finanzieren, planen,
bauen, bewirtschaften und be-
treiben den Neubau auf die Dau-
er von 25 Jahren. Zu vertraglich
garantierten Festpreisen, auch
für Instandhaltung und Betrieb.

Was dem Landkreis diese Pu-
blic-Private-Partnership im Ver-
gleich zu Bau und Betrieb in Ei-
genregie bringt, ließ Stump in ei-
ner Wirtschaftlichkeitsberech-
nung ermitteln. Ergebnis: Über
die vertragliche Laufzeit von 25
Jahren ergibt sich Jahr für Jahr
eine Ersparnis von 300.000 Eu-
ro! Mit ihrem Know-How in Fi-
nanzierung, Bau- und Gebäu-
demanagement können die pri-
vaten Spezialisten einen Effi-
zienzvorteil von mehr als zehn
Prozent realisieren.

Zukunftsweisend 
für die öffentliche Hand

Ein solches Modell einer Pu-
blic-Private-Partnership hat, er-
klärt Olaf Grübler, Mitglied der
Geschäftsführung der SüdLea-
sing Gruppe in Stuttgart und
Mannheim, „angesichts der an-
gespannten Finanzlage öffentli-
cher Haushalte viele Vorteile mit
zukunftsweisendem Modellcha-
rakter“. Landrat Stump bestätigt
diese Einschätzung: „Die umfas-
sende Einbeziehung der privat-
wirtschaftlichen Stärken macht
es der öffentlichen Hand mög-
lich, auch in Zeiten knapper Kas-

Umstellung 
von der ...

(Fortsetzung von Seite 5)
lung der Eröffnungsbilanz
? Arbeitspaket 4: Fragestellun-
gen der laufenden Buchhaltung
(Behandlung zentraler Ge-
schäftsvorfälle der Kommune im
NKF)

Strategische Fragen
im Umstellungsprozess

Der Umstellungsprozess von
der Kameralistik auf das NKF
hat sicherlich auch eine strategi-
sche Komponente. Dies betrifft
die Erstellung der Eröffnungsbi-
lanz. Die Entscheidungen, die in
diesem Zusammenhang getrof-
fen werden, haben Auswirkun-
gen auf den zukünftigen Haus-
haltsausgleich. 

Mit der Erstellung der Eröff-
nungsbilanz wird erstmals das
kommunale Vermögen vollstän-
dig erfasst und bewertet. Damit
werden die Grundlagen für die
Abschreibungen in der Ergebnis-
rechnung gelegt. Die Ergebnis-
rechnung ist die Grundlage für
die Ermittlung des Haushaltsaus-
gleichs. Dies bedeutet grundsätz-
lich, dass mit wachsendem Um-
fang der Abschreibungen der
Haushaltsausgleich erschwert
wird. Demzufolge darf die Er-
stellung der Eröffnungsbilanz
nicht als Formalität betrachtet
werden, die am Ende eines Um-
stellungsprozesses steht. Die
Eröffnungsbilanz ist mit Blick
auf die Haushaltslage der Kom-
munen ein zentraler und strate-
gisch wichtiger Baustein.          ?
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Stifter sind die Sponsoren
auch der Kommunen 

Oft ein Notnagel in Zeiten leerer Kassen - In 2003 neuer Rekord 
bei Neugründungen - Bemerkenswertes soziales Engagement

In 524 Städten und Gemeinden Bayerns gibt es eine oder meh -
rere „öffentliche rechtsfähige Stiftungen“, insgesamt 2289 am
Stichtag 31.12.2003. Aus berufenem Munde: „Gerade in einer
Zeit, in der die Leistungen von Staat und Kommunen wegen der
öffentlichen Finanznot immer weiter eingeschränkt werden,
können gemeinnützige Stiftungen entstandene Lücken füllen
und zum Gemeinwohl beitragen“, so Staatssekretär Georg
Schmid vom Innenministerium, dem obersten Stiftungswächter. 

Ulrich Schmetz sieht gerade
die Kommunen als Nutznießer.
Er betreut die von der Regierung
von Oberbayern erfassten 914
Stiftungen, 573 davon in Mün-
chen ansässig. Sie könnten
durchaus Sponsoren von Bund,
Land und Kommunen genannt
werden. Schmetz hat Kollegen
in den anderen Bezirksregierun-
gen, die unmittelbar Stiftern un-
ter die Arme greifen, die die
nicht einfachen Rechtsvorschrif-
ten beispielsweise für Stiftungs-
gründungen kennen. Stattliche
342 Seiten hat das Landesamt
für Statistik mit dem neuen
weiß-blauen Stiftungsverzeich-
nis gefüllt (31,00 Euro). Ausge-
klammert sind kirchliche und
reine Familienstiftungen. An-
lässlich der Vorlage des umfang-
reichen Werkes freute sich
Staatssekretär Schmid über den
neuen Rekord von 142 neuen
Stiftungen im Jahr 2003. Privat-
personen dominieren als Stifter.
Hinzu kamen 20 neue kirchliche
Stiftungen. Bayern liegt  mit die-
sen Zahlen in der Spitzengruppe
der Bundesländer. Welche Kapi-
tal- und Sachwerte in den 2.289
öffentlichen Stiftungen verankert
sind, das weiß keiner. Mit der
Schätzung, auf einen dreistelli-
gen Millionenbetrag dürfte nicht
zu hoch gegriffen sein. 

Die in dreijährigem Turnus er-
stellte Bilanz nennt 369 Stiftun-
gen in Schwaben, 274 in Unter-
franken, 265 in Mittelfranken,
196 in Oberfranken, 137 bzw.
134 in der Oberpfalz und in Nie-
derbayern. Zwischen dem Jah-
resende 2000 und dem von 2003
wurden in Bayern 397 öffentli-
che Stiftungen genehmigt, nur
zehn aufgehoben. Damit hat sich
in dieser Drei-Jahres- Spanne
der Bestand von 1902 auf 226

erhöht. Die Bitte des Landtags-
präsidenten Alois Glück, die
Leute möchten in Zeiten knapper
öffentlicher Kassen mehr ehren-
amtliches Engagement zeigen,
erfüllt sich unbestreitbar durch
die Bereitschaft, Privatvermögen
gemeinnützigen Zwecken zu-
gute kommen zu lassen. 

Wichtiger Leitfaden 

Was vor allem juristisch bei
Stiftungsgründungen zu beach-
ten ist, darüber informieren die
Sachbearbeiter der Bezirke. Re-
gierungspräsident Werner- Hans
Böhm hat dazu einen „Leitfa-
den“ zur Hand. In 2003 hat sein
Amt 68 neue Stiftungen aner-
kannt, gegenüber 36 anno 1998.
Dagegen habe in den letzten Jah-
ren durchschnittlich lediglich ei-
ne Stiftung aufgehoben werden
müssen. Das sei ein Beleg für die
solide Ausstattung und Arbeit.
Die Sachbearbeiter der Bezirks-
regierungen sind kostenlose Be-
rater. Zu beachten ist, dass der
Begriff „Stiftung“ häufig benutzt
wird, ohne dass es sich dabei um
eine öffentliche rechtsfähige
Einrichtung handelt. 

Politik will anspornen 

Auf Bundes- und Länderebene
ist in jüngster Vergangenheit ei-
niges zur Modernisierung des
Stiftungsrechts, ebenso zur
leichteren Handhabung der un-
entbehrlichen rechtlichen Absi-
cherung unternommen worden.

Zum Ansporn winken Betuch-
ten auch gewisse steuerliche Be-
günstigungen. Finanzminister
Eichel und seine Länderkollegen
sind sich über Zugeständnisse
bei Schenkungs- und Erbschafts-
steuer einig. Schon seit 2000

sind derartige Förderungen aus-
geweitet. Stifter haben später, so-
bald sie Vermögensbestandteile
einer Stiftung übereignet haben,
auf diese keinen Zugriff mehr. 

Unsterbliche Stiftungen 

Stiftungen, in früheren Jahr-
hunderten, ja sogar bereits im
Mittelalter geschaffen, sind so gut
wie unsterblich. Herausragendes
Vorbild sind die „Fürstliche und
Gräfliche Fugger’sche Spitalstif-
tung“ von 1546, die Heiliggeist-
Spital-Stiftung Schongau von
1445, die Heiliggeistspital-Stif-
tung Landshut, um 1206 ins Le-
ben gerufen, und etliche andere.

Das neue Verzeichnis nennt
noch 249 Stiftungen, bis 1800
gegründet. Bis 1939 existierten
noch viel mehr so uralter Wohl-
tätigkeitseinrichtungen mit
längst ausgestorbenen Namen
wie Leprosenstiftung. Aber
Kriegsfolgen und Geldentwer-
tung zeitigten tiefe Einschnitte.
Wo sie dennoch in die neue Zeit
herübergerettet werden konnten,
wurden die Namen und Satzun-
gen zwangsläufig modernisiert.
Gelegentlich wurde zudem ihr
Kapitalstock nachgefüllt. 

Kommunale Treuhänder

Zum Zeitpunkt Ende 2000
wurden 426 Stiftungen in Bay-
ern durch eine Stadt oder Ge-
meinde verwaltet. Die Aus-
schüttungen der verwalteten
Stiftungsvermögen - auch
außerhalb der kommunalen
Treuhändlerschaft - werden
vielfältig genutzt. Sie zielen
häufig auf Wissenschaft und
Forschung, neuerdings auf Um-
welt- und Denkmalschutz. Hei-
matpflege, Sport, Kunst und
Kultur, ebenso das Gesund-
heitswesen werden oft bedacht.
Vielen Stiftern liegt am Herzen,
unterschiedliche Einrichtungen
zu Empfängern zu bestimmen. 

Eindeutiger Schwerpunkt sind
die sozialen Zweckbestimmun-
gen, so Schmetz. Die Geber ha-

ben in der Regel altruistische Mo-
tive. „Es ist mir in dieser Gesell-
schaft gut gegangen, ich habe Er-
folg gehabt und will etwas
zurückgeben“, bekommen die
Beamten zu hören. Dem Bereich
„Allgemeine Wohlfahrt“ zuge-
ordnet sind die Hilfen für alte
Menschen, für Behinderte, Be-
dürftige, Kinder und Jugendliche. 

Die Geber sind vermögende
Private oft ohne Erben, Persön-
lichkeiten aus der Wirtschaft oh-
ne geeignete Rechtsnachfolger,
denen es nicht zuletzt um die Si-
cherung der Arbeitsplätze in
ihren Unternehmen geht. Neu ist
der Trend, Vereine mit finanziel-
lem Fundus in Stiftungen umzu-
wandeln, schon um einer Ver-
wässerung der Ideen der Grün-
der vorzubeugen. 

Sparkassenstiftung

Mit großem Engagement
wurde 1994 die „Bayerische
Sparkassenstiftung“ aus der
Taufe gehoben zur Förderung
auch des „Brauchtums in allen
Regionen Bayerns“. Namhafte
Stiftungen erinnern durch ihre
Benennung an Leute, die im ge-
sellschaftlichen Bereich eine
Rolle spielten wie die „Alfons-
Goppel-Stiftung“ von 1960 zu-
gunsten von Entwicklungslän-
dern. Die Kai-Uwe-von-Hassel-
Stifung fördert Abiturienten 
der Regensburger Domspatzen.
Thomas Gottschalk lässt seit
1992 Hilfsbedürftige „unabhän-
gig von Nationalität, sozialem
Stand oder Religion“ nicht im
Regen stehen. Heinz Sielmann
startete 1994 eine Stiftung zum
Schutz der Natur. Den Namen
der Familie Siemens tragen
gleich drei Stiftungen in Mün-
chen; Anneliese und Wolfgang
Schieren - der früh verstorbene
Allianz-Chef und seine Frau -
haben ihr Erbe guten Zwecken
zugeführt. 

Nicht zu übersehen ist die
„Stiftung Maximilianeum“ von
1816 „zur Unterstützung talent-
voller Jünglinge vor allem für
Zwecke des Staatsdienstes“.
Durch Zustiftung sind seit 1980
nun auch „weibliche Studieren-
de“ eingeschlossen. Diese Stif-
tung ist frei von finanziellen Sor-
gen, denn in ihrem Besitz ist das
historische Gebäude über der
Isar. Als Untermieter zahlt der
Landtag allmonatlich eine er-
kleckliche Miete. mhb

Micro-Chip statt
Magnetstreifen

SparkassenCard mit neuem Sicherheitsstandard
Geldkarte wird zum Multitalent

Der kleine goldene Micro-Chip auf Sparkassen- und Bankkar-
ten entwickelt sich immer mehr zum leistungsfähigen Multita-
lent. Viele Verbraucher nutzen die Geldkarte bereits als elek-
tronische Geldbörse und ersparen sich so im Alltag die lästige
Suche nach Kleingeld. Karten mit neuartigen Chip-Funktio-
nen sollen das herkömmliche Magnetstreifen-System ablösen.

Augsburg. Parkschein, Stras-
senbahnkarte, Briefmarken, Ge-
tränke - auch im Raum Augs-
burg können Verbraucher an im-
mer mehr Automaten mit der
Geldkarte bargeldlos zahlen.
Auf den Cent genau werden die
Geldbeträge elektronisch vom
kleinen, wieder aufladbaren
Chip auf der SparkassenCard
abgebucht, ohne dass eine Ge-
heimnummer eingegeben wer-
den muss. „Die Geldkarte hat
sich nach einigen Startschwie-
rigkeiten Ende der 90-er Jahre
sehr positiv entwickelt“, sagt
Werner Hallek, Leiter Electro-
nic Banking bei der Kreisspar-
kasse Augsburg. Allein im ers-
ten Halbjahr 2004 verzeichnete
das Kreditinstitut eine Zunahme
bei den Ladetransaktionen von
rund 10 Prozent; 20 Prozent
mehr Kunden als noch im Vor-
jahr nutzen die Geldkarte.

Großer Vorteil der Chiptech-
nologie: Sie ist noch sicherer als
das herkömmliche Magnetstrei-
fen-System. So kann das Miss-
brauchsrisiko deutlich reduziert
werden. „Am Chip kommt künf-
tig keiner mehr vorbei“, prophe-
zeit Hallek. Der Chip ist derzeit
praktisch fälschungssicher und
soll deshalb in einigen Jahren
den Magnetstreifen ablösen. 

Neue Chipgeneration

Auf die veränderten Sicher-
heitsanforderungen hat die
Kreissparkasse bereits reagiert
und begonnen, an ihre Kunden
SparkassenCards auszugeben, in
die eine völlig neue Chipgenera-
tion nach dem EMV-Sicherheits-
standard integriert ist. Dieser
Standard wurde von der Firma
Europay in Kooperation mit den
Kreditkarten-Spezialisten Ma-
sterCard und Visa entwickelt. 

Elektronische Signatur

Die neuen Chips dienen künf-
tig aber nicht nur als Speicher für
die Kartendaten, sondern erlau-
ben zum Beispiel auch das Ein-

bringen einer elektronischen
Signatur, welche die verbindli-
che Unterschrift bei Transaktio-
nen ermöglicht. Längst etabliert
auf dem SparkassenCard-Chip
hat sich das Rabattsystem der
AugsburgCard GmbH, das eben-
falls einen freien Speicherplatz
auf dem Mikro-Chip nutzt. Vor-
aussichtlich ab 2005 können On-
linebanking-Kunden der Spar-
kasse ihre Transaktionsnummern
mit Chipkarte und einem spezi-
ellen Kartenleser selbst generie-
ren und sind nicht mehr auf die
TAN-Papierlisten angewiesen.
„Größtmöglichen Komfort bei
Zahlungen und Transaktionen
bei höchster Sicherheit, das wol-
len wir unseren Kunden bieten“,
erläutert Hallek.

JobCard und BusinessCard

Auch bei verschiedenen Vor-
haben des Staates soll nach dem
Willen des Gesetzgebers der
Chip auf den Karten der Kredit-
institute eine zentrale Rolle ein-
nehmen. Mit der JobCard bei-
spielsweise ist vorgesehen, dass
bis Ende 2005 alle rund 40 Mil-
lionen Arbeitnehmer und Ar-
beitslosen Signaturkarten erhal-
ten. Mit Einführung des neuen
Jugendschutzgesetzes sollen ab
2007 Zigaretten nur noch an
Kunden über 16 Jahren verkauft
werden dürfen. Auch hier soll
der Chip der Sparkassen und
Banken weiterhelfen. Automa-
ten-Aufsteller rüsten derzeit ihre
Geräte auf Geldkarte um.

Speziell auf die Bedürfnisse
kleiner und mittlerer Unterneh-
men ist die neue Business Card
zugeschnitten, die Bayerns Spar-
kassen ab November 2004 ihren
Firmenkunden anbieten. Die von
der Bayern Card-Services GmbH
entwickelte Kreditkarte bringt
Unternehmern und Freiberuflern
eine Reihe von Vorteilen - von
längeren Zahlungszielen über
vereinfachtes Beschaffungs- und
Büromanagement bis zu erhebli-
chen Einsparungen beim Einkauf
und bei Geschäftsreisen. ?

Runder Tisch Bayern
Eine Initiative von KfW und LfA mit IHK und HWK

Das neue Projekt „Runder Tisch Bayern“ stellten Wirtschafts-
minister Dr. Otto Wiesheu und hochrangige Vertreter der KfW
Mittelstandsbank, der LfA Förderbank Bayern, des Bayeri-
schen Industrie- und Handelskammertages und der Arbeitsge-
meinschaft bayerischer Handwerkskammern stellten vor. 

Kerninhalt ist die Bereitstel-
lung kostenloser Beratungsleis-
tungen für kleine und mittlere
Unternehmen in Bayern, die in
wirtschaftliche Schwierigkeiten
geraten sind. Der „Runde Tisch
Bayern“ soll diesen Unterneh-
men dabei helfen, ihre Wettbe-
werbs- und Leistungsfähigkeit
wieder herzustellen und so wirt-
schaftlich wieder sicheres Fahr-
wasser zu erreichen. Zusammen
mit der Task Force der LfA, den
IHKs sowie den Handwerks-
kammern besteht damit ein
äußerst wirkungsvolles Angebot
für den bayerischen Mittel-
stand,“ so Wiesheu.

In Sachen Krisenberatung
sammelte man bei der LFA mit
der „Task Force“ seit 1996 be-
reits beste Erfahrungen. Für
mehr als 3.000 Unternehmen
mit wirtschaftlichen Problemen
war sie schon ein hilfreicher
neutraler Ansprechpartner.
Diese wertvolle Know-how
fließt jetzt in das Projekt „Run-

der Tisch Bayern“ mit ein. 
Den Vorteil des „Runden Ti-

sches“ für die Unternehmer, die
gerade in Zeiten wirtschaftlicher
Schieflage aufgrund zu hoher
Kosten oftmals zögern würden,
Unterstützung durch externe Be-
rater in Anspruch zu nehmen,
unterstrich Dr. Reinhard Dörf-
ler, Hauptgeschäftsführer des
Bayerischen Industrie- und Han-
delskammertages. „Durch den
Einsatz von Unternehmensbera-
tern, deren Aufwandsentschädi-
gung durch die KfW und die
LfA übernommen wird, entste-
hen zunächst, außer den Fahrt-
kosten, keine finanziellen Bela-
stungen für den Unternehmer.
Gerade in Krisensituationen ist
schneller, effektiver und fach-
kundiger Rat erforderlich.“ 

Alle vier Partner informieren
über das Projekt auf ihrer Home-
page unter www.lfa.de, www.
kfw-mittelstandsbank.de, www.
ihk-muenchen.de und www.
hwk-muenchen.de . ?
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Neustrukturierung der GSB
schreitet planmäßig voran

Die Neustrukturierung der Gesellschaft für Sondermüllbesei-
tigung in Bayern (GSB) schreitet planmäßig voran. Insbeson-
dere die von den Gutachtern Ernst & Young empfohlene
Schließung des Standorts Schwabach kann wie vorgesehen
zum 31. Januar 2005 realisiert werden. Dieses Fazit zogen Um-
weltminister Werner Schnappauf und Staatssekretär Franz
Meyer aus dem für Staatsbeteiligungen zuständigen Finanzmi-
nisterium in München bei ihrem Bericht vor dem Umweltaus-
schuss des Bayerischen Landtages.

Schnappauf wies damit zu-
gleich Forderungen der Grü-
nen, die ein weiteres Sanie-
rungskonzept für die GSB ver-
langt hatten, als haltlos zurück.

Schnappauf: „Wieder einmal
zeigt sich, dass die Grünen nicht
auf der Höhe der Zeit sind und
lediglich politisches Getöse ohne
Substanz vollführen. Mit den
Empfehlungen von Ernst & Yo -
ung und den darauf aufbauenden
Beschlüssen der Staatsregierung
und der Organe der GSB liegt ei-
ne schlüssige und tragfähige
Grundlage für die Neustrukturie-
rung vor. Die vom Freistaat und
anderen Gesellschaftern über-
nommene Bürgschaft von 20
Mio. Euro ist dafür ausreichend.

Ab 2007 schwarze Zahlen

Die Gutachter gehen davon
aus, dass die GSB bei Umset-
zung der Empfehlungen ab
2007 schwarze Zahlen schrei-
ben kann. Das Konzept wird
von den Beteiligten zügig um-
gesetzt.“ Dem Betriebsrat der
GSB und der Belegschaft, ins-
besondere am Standort Schwa-

bach, zollte Schnappauf höch-
sten Respekt für ihre hohe Be-
reitschaft zur konstruktiven
Zusammenarbeit. 

Hohe Transparenz

Schnappauf betonte, dass die
Neustrukturierung an beiden
GSB-Standorten intensiv von
politischen Beiräten begleitet
werde. Hier werde eine Betei-
ligung der Mandatsträger vor
Ort und hohe Transparenz bei
allen Schritten sichergestellt. 

Großzügige Leistungen

Wie der Minister weiter be-
richtete, biete die GSB den Be-
schäftigten am Standort
Schwabach mit dem zwischen
Betriebsrat und Geschäfts-
führung bereits vereinbarten
Interessenausgleich und dem
mit rund 8 Mio. Euro dotierten
Sozialplan Leistungen an, die
als großzügig einzustufen sind.
Zudem werde derzeit intensiv
nach Möglichkeiten gesucht,
möglichst viele der bisherigen
GSB-Mitarbeiter in neue Ar-

beitsplätze in der Region zu
vermitteln. 

Voller Einsatz bis zuletzt

Schnappauf: „Mit alledem
wollen wir klar machen, dass
uns das Schicksal der Menschen
nicht gleichgültig ist.“ Beson-
ders würdigte Schnappauf die
erklärte Bereitschaft der Beleg-
schaft in Schwabach, trotz ihrer
schwierigen Zukunftssituation
bis zuletzt mit vollem Einsatz
für ein sicheres Abschalten der
Anlage zu sorgen. 

Auch die Übernahme der
Nachsorgeverpflichtungen der
GSB durch den Freistaat ist
schon weitgehend unter Dach
und Fach. Die entsprechenden
Verträge sind bereits abge-

schlossen. Damit er-
hält die GSB die
Möglichkeit, die bis-
her für die Deponien
gebildeten Rückstel-
lungen aufzulösen.

Bürgschaft des 
Freistaats entfällt

Schnappauf: „Da-
mit kann auch - an-
ders, als die Grünen
behaupten - die bisheri-
ge Bürgschaft des
Freistaats für die De-
ponien in Höhe von
63 Mio. Euro entfal-
len.“ Eventuell in der
Zukunft anfallende
Kos-ten aus Deponi-
enachsorgeverpflich-
tungen muss die GSB
dem Freistaat über
den vereinbarten Bes-
serungsschein zurück-
erstatten, wenn sie
wieder schwarze Zah-
len schreibt. ?

Nachhaltigkeit
durch Recycling

Abschluss des 2. Internationalen PRO EUROPE-
Kongresses in Berlin 

„Recycling ist ein wichtiger Baustein auf dem Weg zu einer
nachhaltigen Entwicklung“, sagte Hans-Peter Repnik, Vor-
standsvorsitzender der Duales System Deutschland AG und
Präsident von PRO EUROPE zum Abschluss des 2. Interna-
tionalen PRO EUROPE-Kongresses.

„Ressourcenknappheit und
steigende Rohstoffpreise wer-
den die Bedeutung des Recyc-
lings und der Gewinnung von
Sekundärrohstoffen in Zukunft
weiter steigern. Die ökologi-
sche und ökonomische Effizi-
enz des Recyclings muss daher
stetig weiter entwickelt wer-
den. Nur wenn wir dies durch
unsere intensive, internationa-
le Zusammenarbeit umsetzen,
können wir einen entscheiden-
den Beitrag zur Erhaltung der
natürlichen Ressourcen lei-
sten“, stellte Repnik fest.

Dachorganisation
europäischer
Grüner-Punkt-Systeme

Im Rahmen der Europäi-
schen Recyclingwoche 2004
tagten rund 600 internationale
Experten aus Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft, Medien
und Verbänden im September
in der Berliner Humboldt-Uni-
versität. Der Kongress stand
unter der Schirmherrschaft 
des ehemaligen tschechischen
Staatspräsidenten Vaclav Ha-
vel. PRO EUROPE ist die 
Dachorganisation 22 europäi-
scher Grüner-Punkt-Systeme
und ihrer Kooperationspartner
in Großbritannien und Kanada. 

Internationales Weißbuch

„Ein Parlament hat die Auf-
gabe, die Regierung zu kon-
trollieren. Aus diesem Grund
möchte ich eine Delegation des
1. Europäischen Jugend Um-
welt-Parlaments nach Brüssel
einladen“, sagte der Vorsitzen-
de des Umweltausschusses des
Europäischen Parlaments, Karl-

Heinz Florenz. So könnten die
Jugendlichen die Umsetzung
ihrer Forderungen persönlich
überprüfen. 120 Jugendliche
des 1. Europäischen Jugend
Umwelt-Parlaments hatten Flo-
renz auf dem Kongress ein
Umwelt-Weißbuch mit 15 Ak-
tionsvorschlägen überreicht.

Politische Forderungen

Rund 2.700 Schüler im Alter
von 13 bis 15 Jahren hatten ge-
meinsam ein internationales
Weißbuch mit Forderungen an
die europäische Politik erstellt,
das sich an den Themen des 6.
EU-Umweltprogramms orien-
tiert. So forderten die Jugendli-
chen aus zehn Ländern zum
Beispiel, das Recht auf eine
ausgewogene und organische
Ernährung in der Europäischen
Verfassung zu verankern und
Regierungsinstitutionen dazu zu
verpflichten, Recycling-Stand-
orte in ihren Gebäuden einzu-
richten.

Jugend ernstnehmen

Florenz versprach, die For-
derungen der Jungendlichen
im Umweltausschuss des Eu-
ropäischen Parlaments auf die
Tagesordnung zu setzen. „Das
beeindruckende Engagement
der Schüler außerhalb des Un-
terrichts zeigt, dass sich die Ju-
gend in Europa um die Um-
welt sorgt und über die Gren-
zen hinweg nach Lösungen
sucht. Dies nehmen wir sehr
ernst und werden uns intensiv
mit ihren Analysen und Forde -
rungen beschäftigen“, ver-
sprach Florenz auf dem Kon-
gress.                                         ?

Auch PVC-Baustoffe fallen -
wie Holz oder Papier - unter
dieses Entsorgungsverbot. Be-
troffen sind ausgediente Fen-
ster- und Türprofile, aber auch
Rollläden, Dachbahnen, Boden-
beläge und Rohre aus PVC.
Und betroffen sind Abbruch-
und Entsorgungsunternehmen,
Fensterbauer und sonstige
Handwerksbetriebe. Auf solche
Unternehmen, die regelmäßig
größere Mengen an PVC-Alt-
stoffen zu entsorgen haben,
wartet ein logistisches Problem.
Und es wartet auf sie eine in
ökölogischer und ökonomischer
Hinsicht sinnvolle Alternative.

Kein Neuland

Die Wiederverwertung von
Altfenstern, -türen oder -rollä-
den aus PVC ist für die deut-
schen Kunststoffprofilherstel-
ler kein Neuland. Auch ohne
gesetzliche Vorgaben haben sie
sich freiwillig zu einer Recyc-
linginitiative zusammenge-
schlossen und als Service-
Dienstleister in Sachen PVC-
Fenster-Recycling die Rewin-
do GmbH mit Sitz in Bonn ge-
gründet.

Dabei kooperiert die Rewin-
do mit den namhaften Recyc-
lingunternehmen Tönsmeier
Kunststoffe und VEKA Um-
welttechnik. Sie stellen die
Technik und bundesweite Lo-
gistik vom Einsammeln des
Materials bis hin zur Wieder-
aufbereitung und Lieferung
des gewonnenen PVC-Recyc-
lats zur Weiterverarbeitung be-
reit. So sind z. B. Altfenster
aus Kunststoff nahezu voll-
ständig recycelbar.

Wichtiges Signal

Gewonnen wird aus ihnen
wertvoller Rohstoff für neue
Fenster und PVC-Produkte.
Deshalb ist die werkstoffliche
Wiederverwertung auch finan-
ziell oft interessanter als die
Entsorgung. Ein wichtiger
Schritt in Richtung nachhaltiges
Wirtschaften ist es allemal.

Effizientes Recycling

Die Rewindo versorgt alle in-
teressierten Unternehmen mit
den notwendigen Informationen
zum Thema „PVC ins Recyc-
ling statt auf die Deponie“. Zu-

Immens wachsende Abfallberge und knapp gewordener Deponieraum
zwangen zum Umdenken. Seit Einführung des Grünen Punktes 1991 ist
die Menge des Restmülls drastisch gesunken.   Bild: Thomas Mayer

sätzlich vermittelt sie auch Kon-
takte zu den Recyclingsystemen
für andere PVC-Baustoffe wie
z. B. Bodenbeläge, Dachbahnen
oder Rohre. Dadurch wird das
Recycling noch effizienter.

Ansprechpartner bei der

Rewindo ist Geschäftsführer
Michael Vetter. Er hilft, recht-
zeitig nach Verwertungsalterna-
tiven Ausschau zu halten. Die
Rewindo GmbH ist unter der
Telefonnummer 0228/921 28 30
erreichbar. ?

Bayern geht völlig neue Wege, um die Abfallvermeidung
voranzutreiben. Künftig sollen schon bei der Produktentwick-
lung Erkenntnisse aus der Entsorgung berücksichtigt werden,
beispielsweise indem zu 100 Prozent recyclingfähiges Mate-
rial verwendet wird. Dazu hat der Freistaat inzwischen 11 Mo-
dellprojekte mit über 5 Millionen Euro Förderung initiiert, um
in den verschiedenen Branchen diesen neuen Ansatz der sog.
Integrierten Produktpolitik (IPP) umzusetzen. Mit IPP sollen
innovative Produkte mit deren ökologischer Verträglichkeit
verbunden werden, erklärte Bayerns Umweltminister Werner
Schnappauf zum Abschluss des Forschungsprojekts in der
Möbelbranche. 

Forschungsprojekt in der Möbelbranche

Die auf den Prinzipien von IPP basierenden Küchenmö-
bel entwickelte ein durch Wissenschaftler unterstütztes Gre-
mium aus Praktikern, beginnend vom Holzverarbeiter über
den Händler und Elektrogerätehersteller bis hin zum Trans-
porteur, Monteur und Entsorger.

Schnappauf: „Durch intensive Diskussionen aller betei-
ligten Firmen entstand eine neue Sichtweise auf die unter-
schiedlichen Bedürfnisse. So konnten Arbeitsabläufe, Re-
paraturfreundlichkeit und Recyclingfähigkeit optimiert
werden.“ So wurden beispielsweise dünnere Spanplatten
verwendet, um Ressourcen zu schonen und verklebte Ver-
bundwerkstoffe vermieden, um die Demontage bei der Ent-
sorgung zu erleichtern.

Schnappauf: „IPP rentiert sich für Umwelt, Wirtschaft
und Verbraucher zugleich.“ Der Freistaat förderte das inno-
vative Konzept mit 160.000 Euro. ?

Abfallvermeidung:

Freistaat geht neue Wege



ABFALL . UMWELT10 GZ15. 10. 2004

sei ein Stellvertreterkrieg, greife
zu kurz und führe zu Verwer-
fungen. Das könne man am Bei-
spiel der Glashütten 

„Dort werden teils vereint
und teils getrennt diverse Se-
kundärrohstoffströme angelie-
fert: Scherben aus der Mehr-
weggebindeabfüllung, Scher-
ben von Altglas-Sammelge-
fäßen aus nicht bepfandeten
Verpackungen wie Senf- und
Marmeladegläsern, Pfandfla-
schen aus der Abfüllung carbo-
nisierter Erfrischungsgetränke,
Bierflaschen aus der Automa-
tenrücknahme oder manuellen
Rücknahme, Einweggebinde
aus dem Kastenverkauf, Spezi-
al- und Laborglas und auch
Flachglas. Das alles teilweise
farbgetrennt. Im Schmelzofen
vereinigt sich vieles inniglich“,
so Schertz. 

Staat soll Ziele vorgeben

Ideal wäre es, wenn nicht die
Verpackung, sondern die darin
enthaltenen Sekundärrohstoffe
in einer Gesamtschau aller Roh-
stoffe zu Bündeln gleicher Ver-
wertungswege zusammenge-
fasst würden. „Der Staat sollte
nicht die Wege und Verfahren,
sondern die Ziele vorgeben und
lediglich indirekte Lenkungs-
mittel einsetzen“, forderte
Schertz.                                        ?

Recyclingquoten führen zu 
„grotesken Kapriolen“

Würzburger Verpackungsforum diskutierte neue Wege für die Abfallentsorgung

Auf dem fünften Würzburger Abfallforum http://www.abfall-
forum.de, organisiert vom Witzenhausen-Institut, hat Profes-
sor Peter Michaelis vom Sachverständigenrat für Umweltfra-
gen http://www.umweltrat.de eine Abkehr von staatlichen
Quotenvorgaben für das Recycling von Verpackungen gefor-
dert. „Über Verwertungsquoten versucht der Gesetzgeber, be-
stimmte Recyclingmengen zu erzwingen, die der Markt bei den
gegebenen Preisen nicht freiwillig erzeugt“, betonte Michaelis
in seinem Vortrag vor rund 250 Fachleuten aus Wissenschaft,
Politik, Wirtschaft und Medien. Wenn man staatlich erzwun-
gene Verwertungsaktivitäten nur mit Subventionen leisten
könne, entstünden Ausweichreaktionen. Das könne man am
Kunststoffrecycling des Grünen Punktes erkennen. 

„Über die an das Duale Sy-
stem (DSD) gezahlten Lizenz-
gebühren werden nicht nur
Sammlung und Sortierung fi-
nanziert, sondern auch Subven-
tionen für die Verwertung von
Plastikverpackungen“, so Micha-
elis. Es sei aber nicht immer
möglich, den tatsächlichen Ver-
bleib der zur Verwertung abge-
gebenen Kunststoffabfälle lük-
kenlos nachzuprüfen. „Das
lockt auch unseriöse Anbieter in
den Markt, die die Subvention
mitnehmen und die Kunststoff-
abfälle dann anderweitig entsor-
gen“, kritisierte Michaelis. 

Distanzierte Position
des Umweltrats

Der Umweltrat nehme des-
halb in seinem neuen Umwelt-
gutachten eine sehr distanzierte
Position ein zu dem Versuch,
Abfallströme durch Vorgabe
von Quoten in bestimmte, vorab
definierte Entsorgungswege zu
lenken. Besser wäre es, auf ho-
hem Niveau harmonisierte Um-
weltstandards festzulegen und
die dann noch verbleibenden
Umweltbelastungen durch die

Erhebung von Abgaben zu in-
ternalisieren. 

Negativpreise 
verderben den Charakter

Der administrativ induzierte
Überhang des Angebots an Se-
kundärrohstoffen verführt auch
nach Auffassung von Wolfgang
Schertz, Vorstandschef der
Landbell AG (http://www.land-
bell.de) in Mainz, zu grotesken
Kapriolen. „Negativpreise etwa
für Altkunststoff verderben glei-
chermaßen Charakter, Gewis -
sen und Rohstoffmärkte im In-
land und im Ausland. 

Kaum nennenswerte 
Vermeidung von
Verpackungen

Da der Grüne Punkt als Um-
setzungsinstrument der Ver-
packungsverordnung zwangs-
läufig an einem Maximum an
Lizenzeinnahmen interessiert
war, gab es und gibt es bis heute
kaum eine nennenswerte Ver-
meidung von Verpackungen. Et-
waige Rückgänge sind überwie-
gend konjunkturell bedingt“,

monierte Schertz in seinem Re-
ferat. Was der Markt nachfrage,
soll er sich holen. „Der Staat
verordnet das Sammeln, die
Wirtschaft muss schauen, was
sie damit macht“. Hier liege der

Kern der Produktverantwor-
tung, die sich auf alles Produ-
zierte beziehe und nicht nur auf
Verpackungen, die nur einen ge-
ringen Anteil des Gesamtmülls
ausmachten. 

Die Reduzierung der Um-
weltdebatte auf Verpackungen

Der Grüne Punkt stellt
sich dem Wettbewerb
Neue Unternehmensstruktur zur Lösung der

kartellrechtlichen Probleme 

Die Duales System Deutschland AG (DSD AG) wird auf
Grund der Forderungen des Bundeskartellamts die kartell-
artige Struktur des Unternehmens auflösen und sich für
den Kapitalmarkt öffnen. In Verhandlungen mit dem Bun-
deskartellamt hat sich erwiesen, dass dies der einzige ver-
antwortbare Weg ist, eine Untersagung abzuwenden und
damit den dauerhaften Fortbestand des Unternehmens zu
ermöglichen.

Vor diesem Hintergrund hat der Aufsichtsrat bei seiner Sit-
zung in Abstimmung mit dem Bundeskartellamt folgende Ent-
scheidungen getroffen:

1. Großunternehmen des Handels und der Industrie sollen
aus dem Kreis der Aktionäre ausscheiden. Den Aktionären
wird ein entsprechendes Angebot zur Übernahme der Aktien
vorgelegt. 

2. Die bisherigen Stillen Beteiligungen von Unternehmen
des Handels und der Industrie werden gekündigt. Damit ent-
fallen künftig die bisher an Stille Gesellschafter geleisteten
Zinszahlungen. 

3. Der Anteil der verbleibenden bisherigen Aktionäre am
Stammkapital wird auf unter 25 Prozent zurückgeführt. Hier-
für erfolgt erforderlichenfalls eine Kapitalerhöhung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Altaktionäre. 

4. Bis zur Herstellung von Streubesitz der Aktien durch ei-
nen Börsengang oder eine vergleichbare Platzierung am Kapi-
talmarkt werden die durch die Kapitalerhöhung geschaffenen
Aktien durch einen neutralen Investor übernommen, der nicht
Kreisen verbunden ist, die mit der Umsetzung der Ver-
packungsverordnung befasst sind. Der Aufsichtsrat hat den
Vorstand gebeten, unverzüglich in Verhandlungen mit geeig-
neten Institutionen einzutreten. 

5. Als Voraussetzung für die Herstellung der Börsenfähig-
keit werden künftig Gewinnausschüttungen des Unternehmens
zugelassen. 

6. Die Regelung der Satzung der DSD AG, wonach die Auf-
sichtsratsmitglieder von den durch die Verpackungsverord-
nung verpflichteten Kreisen entsandt werden, wird aufgeho-
ben. Der Aufsichtsrat wird nach der Kapitalerhöhung von 6 auf
12 Mitglieder erweitert, wobei die bisherigen Aufsichtsrats -
mitglieder im Amt bleiben. 

7. Von der DSD AG eingelegte Rechtsmittel gegen die Zu-
lassung von Konkurrenzsystemen nach § 6 Abs. 3 Ver-
packungsverordnung werden zurückgezogen.

Nach Abschluss der Vorbereitungen wird eine außerordentli-
che Jahreshauptversammlung der DSD AG stattfinden, da das
Konzept der Bestätigung durch eine satzungsändernde Mehr-
heit der Aktionäre bedarf. 

Das Bundeskartellamt hat in Aussicht gestellt, das anhängige
Untersagungsverfahren gegen die DSD AG einzustellen, wenn
die notwendigen Maßnahmen bis zum Jahresende umgesetzt
oder in unumkehrbarer Weise eingeleitet worden sind. Der Auf-
sichtsrat erwartet, dass die konsequent wettbewerbsförmige
Ausrichtung des Dualen Systems zu sinkenden Kosten bei der
Entsorgung von Verpackungen und damit zu weiteren Absen-
kungen der Lizenzentgelte für den Grünen Punkt führen wird. Er
ist daher davon überzeugt, dass die DSD AG auch in der neuen
Unternehmensstruktur ihre führende Rolle bei der Umsetzung
der Produktverantwortung behaupten wird.                               ?

Energie aus Abfall:

Mittelstand steht in
den Startlöchern 

„Der Mittelstand nimmt die Herausforderung an. Der neu
entstehende Markt für Ersatzbrennstoffe ist gerade für effek-
tive mittelständische Lösungen wie geschaffen,“ erklärte heu-
te bvse-Vizepräsident und Vorsitzender der bvse-Fachverei-
nigung Altholz und Ersatzbrennstoffe, Johannes Blees, auf
der bvse-Tagung „Energie aus Abfall“ in Weimar. 

Auf der Tagung wurde darge-
stellt, dass ab dem 01. Juni 2005
ein gesetzliches Vorbehand-
lungsgebot in Kraft tritt und die-
se Vorbehandlung, so Blees,
wird in der Regel eine thermi-
sche Verwertung sein. Bisher
gehe man jedoch davon aus,
dass es zu geringe Kapazitäten
für die thermische Vorbehand-
lung gebe. Der bvse schätzt,
dass die Unterkapazität momen-
tan ca. drei Millionen Tonnen
betrage. 

Zuverlässiger Partner
der Industrie als Ziel

Die mittelständische Recyc-
ling- und Entsorgungsbranche
wird sich hier verstärkt engagie-
ren. „Wir stehen in den Start-
löchern. Unsere Zielsetzung ist,
dass wir in diesem Markt ge-
fragter und zuverlässiger Part-
ner der Industrie werden. Er-
freulich ist, dass auch die Indu-
strie, die Ersatzbrennstoffe ein-
setzt, großes Interesse an einer
starken Zusammenarbeit hat, „
berichtete Blees von der Tagung
in Weimar. 

Eine Gefahr für diesen wach-

senden Markt sieht der bvse in
der zunehmenden Marktkon-
zentration in der Entsorgungs-
wirtschaft. Die Übernahme der
RWE Umwelt AG durch die
Rethmann AG und die daraus
resultierende Bündelung von
thermischen Behandlungskapa-
zitäten in einer Hand kann
schnell dazu führen, so bvse-
Vizepräsident Johannes Blees,
dass sich neue Monopolstruk-
turen auf der Nachfrageseite
bilden. 

Gefordert sind 
verlässliche politische
Rahmenbedingungen

Voraussetzung für ein starkes
Engagement des Mittelstandes
seien jedoch vor allem verläss-
liche politische Rahmenbedin-
gungen hieß es auf der Tagung.
„Es muss ganz klar sein, dass
die Möglichkeit der Deponie-
verwertung oder die Müllver-
bringung nach Osteuropa nicht
zu Billigschlupflöchern wer-
den. Der Vollzug in den Län-
dern muss diesen möglichen
Tendenzen konsequent einen
Riegel vorschieben.“               ?

Getrennte Erfassung
weiter entwickeln 

Diskussion auf dem 6. Europäischen Recyclingtag 
des bvse in Leipzig 

Die Diskussion um neue Möglichkeiten der Erfassung von
Haushaltsabfällen wurde auch auf dem 6. Europäischen Recy-
clingtag des bvse-Bundesverband Sekundärrohstoffe und Ent-
sorgung e.V. geführt. Im Mittelpunkt der Diskussion stand das
Pilotvorhaben der Alba AG in Leipzig mit der Einführung der
„Gelben Tonne plus“. 

Peter Kurth, Vorstand der Al-
ba AG, betonte, dass der Arbeit-
stitel „Gelbe Tonne plus“ schon
ausdrücke, dass es nicht darum
gehe, die getrennte Erfassung in
Frage zu stellen. Seinem Unter-
nehmen gehe es vielmehr dar-
um, im Leipziger Pilotversuch
wissenschaftlich begleitet zu
untersuchen, ob eine sinnvolle
Weiterentwicklung der Gelben
Tonne, also die Miterfassung
von Elektrokleingeräten, Metal-
len und Kunststoffen aus ökolo-
gischer wie ökonomischer Sicht
sinnvoll sei. 

Erweiterungsoption

bvse-Hauptgeschäftsführer
Hans-Günter Fischer machte
deutlich, dass sein Verband die-
sen Versuch mit großer Auf-
merksamkeit verfolgen werde.
Er sehe in dieser Erweiterungs-
option eine sinnvolle Möglich-
keit, die Erfassung zu optimie-
ren, ohne auf der Qualitätsseite
in zu große Schwierigkeiten zu
kommen. Anders wie etwa bei
der RWE-Tonne, gehe es hier
nicht um den plumpen Versuch,
den Kampf um Abfälle zu ge-
winnen. Fischer: „Dem bvse
geht es um eine sinnvolle hoch-
wertige Verwertung, nicht dar-
um, den Abfall zu verbrennen.“ 

Prüfenswerte Alternativen

Der Vertreter der DSD AG,
Dr. Fritz Flanderka, zeigte sich
überzeugt, dass in den meisten
Gebieten in Deutschland auch
zukünftig die bewährten Sam-
melstrukturen erhalten blieben.
Er sehe aber neue Ansätze, wie
die „Gelbe Tonne plus“, für be-
stimmte Gebiete als prüfens-
werte Alternativen. 

„Gelbe Tonne plus“

Dieser Linie folgte auch
Hans-Dieter Kowalski, Leiter
des Referats Abfallwirtschaft
im sächsischen Umweltministe-

rium. Angesichts von Fehlwür-
fen, die in manchen Gebieten 45
Prozent ausmachten, sei das Pro-
jekt der „Gelben Tonne plus“ ein
interessanter Ansatz. Er verwies
auch darauf, dass mit der Umset-
zung der WEEE in Deutschland
diese Art der haushaltsnahen Er-
fassung von Elektrokleingeräten
eine bürgerfreundliche Lösung
darstelle. 

„Klasse statt Masse“

Eva Leonhardt von der Deut-
schen Umwelthilfe war vor al-
lem wichtig, dass die Qualität
im Vordergrund stehe. „Klasse
statt Masse“ war ihre Forde-
rung. Der Deutschen Umwelt-
hilfe sei wichtig, wie eine sinn-
volle Kreislaufwirtschaft orga-
nisiert werden könne, die einen
tatsächlichen ökologischen Nut-
zen generiere. Wichtig sei da-
her, dass hochwertige Stoffströ-
me erreicht würden, die auch
hochwertig verwertet werden
könnten. 

Stoffströme generieren

Der Vertreter des Landkreis-
tages Nordrhein-Westfalen,
Alexander Schink, erklärte,
dass die Kommunen es grund-
sätzlich begrüßten, wenn die
Verwertungsquote gesteigert
werden könnte. Die Technik än-
dere sich, und wenn dies dazu
führe, dass erwiesener Maßen
zu geringeren Kosten, ökolo-
gisch gleichwertig und bei guter
Qualität Stoffströme zur hoch-
wertigen Verwertung generiert
werden könnten, müsse man
dies aufgreifen.

Vorbehalte des Landkreistags

Große Vorbehalte habe der
Landkreistag jedoch gegen die
Option der gemeinsamen Erfas-
sung von Restabfall in der Gelben
Wertstofftonne. Diese Aushebe-
lung der Überlassungspflicht
werde man nicht akzeptieren ?

Stadtsparkasse München
erneuert ihr Umweltzertifikat

Umweltbewusstsein ist für die Stadtsparkasse München nicht
erst in jüngster Zeit ein Thema. Bereits 1995 hat sich das Haus
mit der Veröffentlichung des ersten Ökoberichtes auf den Weg
zur „umweltfreundlichen Sparkasse“ gemacht. Mit der Ein-
führung eines Umweltmanagementsystems im Jahre 2000 ent-
schied sich die Stadtsparkasse dafür, den bisherigen Weg des
freiwilligen nachhaltigen Wirtschaftens konsequent weiterzu-
gehen. Damit verbunden ist auch die regelmäßige Erneuerung
ihres Umweltzertifikats nach den europaweit anerkannten
Standards. So auch in diesem Jahr.

Die aktuelle Prüfung 2004
wurde erneut erfolgreich bestan-
den. Der Gutachter hat den drei
zentralen Standorten erneut das
Umweltsiegel verliehen. Allein
an diesen geprüften Standorten
arbeiten über 1.300 Mitarbeiter
der Stadtsparkasse München. 

Unsere ökologischen Bemü-
hungen teilen sich in verschie-
dene Bereiche auf. Dabei bilden
die direkten Umweltauswirkun-
gen aus dem Geschäftsbetrieb,
die so genannte Betriebsökolo-
gie, den Schwerpunkt. Hier geht
es darum, Umweltverschmut-
zung und Ressourcenverbrauch
zu reduzieren. Dieses Ziel kann
jedoch in Konflikt mit dem Aus-
bau einzelner Geschäftsbereiche
stehen. So stieg wegen der zu-
nehmenden Zahl von SB-Gerä-
ten und PC´s am Arbeitsplatz
der Stromverbrauch in den letz-
ten drei Jahren um 18 Prozent. 

Im Sinne der Ressourcenscho-
nung hat die Stadtsparkasse im
Gegenzug jedoch in mehreren
anderen Teilbereichen deutliche

Erfolge erzielt. So reduzierte sie
den Papierverbrauch um über
sechs Prozent, im Vergleich zu
1999 sogar um knapp 40 Pro-
zent. Dies ist unter anderem
auch dem zunehmenden Einsatz
unseres elektronischen Büro-
kommunikationssystems zu ver-
danken. Auch wurde der Was-
serverbrauch an den geprüften
Standorten im gleichen Zeit-
raum in den vergangenen drei
Jahren um vier Prozent gesenkt.
Ebenfalls gute Ergebnisse für
die Erneuerung des Umweltzer-
tifikats wurden bei der Abfall-
vermeidung verzeichnet. So ver-
ringerte man das Gesamtabfal-
laufkommen im Berichtszeit-
raum um gut vier Prozent. 

Aber auch bei ihren Produk-
ten im Kredit- und Anlagenge-
schäft achtet die Stadtsparkasse
München darauf, dass der Um-
weltaspekt sinnvoll berücksich-
tigt wird. So spielen beispiels-
weise Umweltfonds bei den An-
lageempfehlungen eine wichti-
ge Rolle.                                      ?
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Trinkwasser- und Abwasseranlagen:

Gemeinden erfreut über zinslose
Überbrückungskredite

Brandl: Massiver Druck auf den Freistaat hat sich ausgezahlt

Der Bayerische Gemeindetag begrüßt die Ankündigung des
Freistaats, den Gemeinden und Städten in einer einmaligen
und befristeten Aktion ab 6. September 2004 zinslose Über-
brückungskredite für im Bau befindliche oder bereits fertig ge-
stellte Trinkwasser- und Abwasseranlagen zu gewähren. Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe Brandl: „Damit ist der Weiter-
bau von dringend notwendigen Wasserversorgungs- und Ab-
wasserentsorgungsanlagen gesichert. Unser hartnäckiges Drän-
gen auf eine kurzfristige Finanzierungslösung hat sich ge-
lohnt. Ich danke den Staatssekretären im Finanz- und Um-
weltministerium und der CSU-Fraktion im Bayerischen
Landtag für ihren Einsatz, den Kommunen schnell und un-
bürokratisch zu helfen.“

Anfang des Jahres hatte der
Freistaat - für die Gemeinden
und Städte überraschend - kurz-
fristig einen Auszahlungsstopp
der Fördergelder für den Bau
von Trinkwasser- und Abwas-

seranlagen verfügt. Die betrof-
fenen Gemeinden waren
empört, da sie bereits Zuwen-
dungsbescheide erhalten hatten
und im Vertrauen auf eine zeit-
gerechte Auszahlung der Zu-

wendungen die Fördermittel im
Haushalt berücksichtigt hatten.

Schwierige Situation

Viele Gemeinden hatten be-
reits die Bauarbeiten ausge-
schrieben, teilweise bereits ver-
geben und in nicht wenigen Fäl-
len mit dem Bau begonnen. Der
verhängte Förderstopp hatte
zahlreiche Gemeinden bereits in
eine schwierige finanzielle Situa-
tion gebracht, weil ihnen eine
weitere Kreditaufnahme wegen
der angespannten Haushaltssitua-
tion nicht mehr möglich war.

Gemeindetagspräsident Uwe

Brandl hat zusammen mit Staats-
sekretärin Emilia Müller (Um-
weltministerium), Staatssekretär
Franz Meyer (Finanzministeri-
um) und dem stellvertretenden
Fraktionsvorsitzenden der CSU
im Bayerischen Landtag Markus
Sackmann in intensiven Ver-
handlungen den jetzt gefundenen
Kompromiss erreicht.

Kompromiss

Die Bayerische Landesbank
wird den betroffenen Gemeinden
und Städten einmalig eine zinslo-
se Zwischenfinanzierung mit ei-
nem Volumen von ca. 115 Mio.
Euro bis zum 31. März 2005 an-
bieten. Danach kann die Auszah-
lung mit den Finanzmitteln des
Doppelhaushalts 2005/2006 fort-
gesetzt werden. Brandl: „Es ist
erfreulich, dass kurzfristige Lö-
sungen zugunsten der Kommu-
nen vor dem Hintergrund der
drastischen Sparmaßnahmen des
Freistaats noch möglich sind.“ ?

4. Weidener Wasser-Workshop:

Plädoyer für ganzheitlichen
Gewässerschutz

Die Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie
kann nur gemeinsam gelingen, betonte Umwelt-Staatsse-
kretärin Emilia Müller in Vohenstrauß beim 4. Weidener Was-
ser-Workshop. Laut Müller machen Hochwasserwellen, Ver-
schmutzungen und Fischwanderungen nicht an der Gemein-
degrenze halt. Deshalb könne nur ein ganzheitlicher Gewäs-
serschutz, wie von der Wasserrahmenrichtlinie verlangt, letzt-
endlich erfolgreich sein.

Nach den Worten der Staats-
sekretärin misst Bayern der Öf-
fentlichkeit eine wichtige Rolle
im Gewässerschutz bei. Die
künftigen Maßnahmenprogram-
me können nur mit den Gewäs-
sernutzern gemeinsam entwik-
kelt werden: „Transparenz in
der staatlichen Planung schafft
Vertrauen beim Bürger.“ 

Wasserforum Bayern
als ideale Plattform

Zur aktiven Beteiligung an der
Planung in Bayern hat der Frei-
staat bereits Ende 2002 das Was-
serforum Bayern ins Leben geru-
fen. Müller zufolge ist dieses
Wasserforum die ideale Informa-
tions-Plattform, um im Freistaat
gemeinsam die Weichen für ei-
nen ganzheitlichen Gewässer-
schutz zu stellen.

Im Wasserforum Bayern sei
das gesamte Spektrum der In-
teressenvertreter und Nutzer
durch die Spitzen der Verbände
vertreten. Zusammen mit dem
Umweltministerium und der
Wasserwirtschaft begleiteten
unter anderem die kommuna-
len Spitzenverbände, Industrie-
verbände, Wasserdienstleister,
Land- und Fortwirtschaft und
die Naturschutzverbände die
Umsetzung der Rahmenrichtli-

nie in Bayern. Darüber hinaus
richte das Bayerische Landesamt
für Wasserwirtschaft ein Inter-
netportal ein, um die Öffentlich-
keit über alle Umsetzungsschrit-
te zu informieren.

Vielfalt als Richtschnur

Das Ziel der Richtlinie, der
„gute Zustand“, sei weit mehr
als nur saubere Bäche und Seen,
so Müller: „Richtschnur ist die
intakte ökologische Vielfalt der
Gewässerlandschaften, nicht der
Einheitsbach.“ Experten der
bayerischen Wasserwirtschaft
überprüfen derzeit in einer ers-
ten Bestandsaufnahme, wo die
Brüsseler Zielvorgaben erreicht
werden können und welche Be-
lastungen und Nutzungen beste-
hen. Die Bestandsaufnahme an
den bayerischen Bächen und
Flüssen, den Seen und im
Grundwasser ist bis Ende 2004
abgeschlossen. Bis März 2005
wird der EU-Kommission über
die Ergebnisse der Bestandsauf-
nahme berichtet. Belastete Ge-
wässerabschnitte werden näher
unter die Lupe genommen. Mit
gezielten Abhilfemaßnahmen
soll dieser „gute Zustand“‘ nach
der Richtlinie bis 2015 erreicht
werden; das gilt für alle Gewäs -
ser in ganz Europa.                 DK

Tümpelquelle der Tallagen bei Eschenlohe.                   Bild: LfW

Gewässerschutz an
der Quelle beginnen
Landesweite Übersicht über natürliche Vielfalt

der Quellen veröffentlicht

Tausende Quellen im Freistaat sind in ihrem Bestand und als
Lebensraum gefährdet. Darauf wies der Präsident des Bayeri-
schen Landesamtes für Wasserwirtschaft (LfW), Albert Göttle,
hin. Er forderte dazu auf, den Schutz der empfindlichen Quell-
bereiche landesweit zu verstärken, die noch natürlichen Quel-
len zu schützen und verbaute Quellen, wo möglich, zu renatu-
rieren.

„Quellen sind der Ursprung
unserer Bäche und Flüsse,
Quellschutz ist deshalb Gewäs -
serschutz von Anfang an“, be-
tonte Göttle. Für die Quell-
schützer stellt der Freistaat nun
mit dem Quelltypenkatalog ein
wichtiges neues Rüstzeug be-
reit. Er ordnet die natürliche
Vielfalt bayerischer Quellen und
ist Richtschnur für die Wieder-
herstellung naturnaher Zustände
in den einzelnen Regionen.

Typenkatalog

Fast 2000 Quellen aus allen
Landesteilen wurden dazu er-
fasst und ausgewertet. Der Ty-
penkatalog ist Teil des Aktions-
programms Quellen, das vom
Bayerischen Umweltministeri-
um gefördert wird. Bis 2006
sollen die Grundlagen für die
landesweite Inventur der bayeri-
schen Quellen geschaffen wer-
den, denn viele der Zehntau-
sende Quellen im Freistaat
sind bislang kaum bekannt und
erfasst. 

Quellen sind die Kinderstube
unserer Gewässer. Aus Quell-
sümpfen, Tümpeln oder aus den
Klüften der Gesteine tritt dort
das Grundwasser aus. Natürli-
che Quellen bieten einzigarti-
ge nährstoffarme Lebensräume,
die im Sommer kühl und im
Winter warm bleiben. „Diese
Refugien brauchen besonderen
Schutz, denn Quellen sind oft
wertvolle Biotope und Rück-
zugsgebiete für seltene Tier-
und Pflanzenarten“ sagte Chri-

stoph Himmighoffen, der Präsi-
dent des Bayerischen Landes-
amtes für Umweltschutz (LfU).
Nach seinen Worten gefährden
vor allem Verrohrungen, Drai-
nagen, wilde Müllablagerun-
gen und zahlreiche Nutzungen,
von der Viehtränke bis zum
Fischweiher, die empfindlichen
Lebensräume. Die Fachleute
des LfU sind am Aktionspro-
gramm Quellen beteiligt, das
vom LfW geleitet wird. Exper-
ten des Naturschutzes, der
Land- und Forstwirtschaft, der
Geologie und Wasserwirtschaft
aus den Verwaltungen und Ver-
bänden arbeiten im Programm
mit. Zu den Partnern zählt auch
der Landesbund für Vogel-
schutz, der sich seit Jahren in-
tensiv für den Schutz der Quel-
len einsetzt.

Verbreitungsschwerpunkte

Von den eher unscheinbaren
Sickerquellen bis zu den Fall-
quellen der Alpen, bei denen das
Quellwasser wie bei einem Was-
serfall an den Felswänden hinab-
stürzt: 14 natürliche Quelltypen
listet das neue Verzeichnis auf
und bewertet den ökologischen
Zustand der Quelltypen in allen
Landesteilen, Karten zeigen de-
ren Verbreitungsschwerpunkte in
Bayern.

Die neue Veröffentlichung
„Bayerischer Quelltypenkata-
log“ kann kostenlos beim
Bayerischen Landesamt für
Wasserwirtschaft bezogen wer-
den.   ?

Murnauer Moos:

Dauerhafe Sicherung durch
gemeinsamen Kraftakt

In einem gemeinsamen Kraftakt ist es gelungen, das Mur-
nauer Moos als eines der größten intakten Moorgebiete
Mitteleuropas auf Dauer zu erhalten. Dies betonte Um-
weltminister Werner Schnappauf bei dessen Besichtigung
zusammen mit Landwirtschaftsminister Josef Miller im
Landkreis Garmisch-Partenkirchen.

Schnappauf: „Für das Naturschutz-Großprojekt „Murnauer
Moos“ haben Bund, Freistaat, Landkreis, Verbände, Bayeri-
scher Naturschutzfonds und die Land- und Forstwirte vor Ort
alle an einem Strang gezogen. So konnte ein Natur-Juwel eu-
ropäischer Güte dauerhaft erhalten werden.“ Rund 15 Prozent
der Gesamtkosten von 15,5 Millionen Euro stellte der Bayeri-
sche Naturschutzfonds seit 1992 zur Verfügung; drei Viertel
entfielen auf den Bund; die restlichen zehn Prozent steuerte
der Landkreis bei. Seit Anfang 2004 wird das Projekt als rei-
nes Landesprojekt von der Direktion für Ländlichen Entwick-
lung mit Zuschüssen in Höhe von 750.000 Euro für die näch-
sten drei Jahre fortgeführt. 

Ökologische Vielfalt

Das rund 4.200 Hektar große Moorgebiet ist inzwischen Re-
fugium für 164 bedrohte Tier- und Pflanzenarten und das
reichste Brutvogelbiotop in Süddeutschland: Großer Brachvo-
gel, Wachtelkönig, Raubwürger, Schlangenadler und Schwarz-
milan ziehen hier ihren Nachwuchs auf. Schnappauf: „Die
ökologische Vielfalt ist auch der Verdienst der Land- und
Forstwirte vor Ort, die in enger Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Behörden große Teile des Moores extensiv bewirt-
schaften. So konnten Zwergstrauchgebiete, Moorwälder,
Streuwiesen und Magerrasen als ökologisch besonders wert-
volle Lebensräume erhalten werden.“

Für rund 1.900 Hektar wird im Rahmen des Bayerischen
Vertragsnaturschutzprogramms eine naturnahe Bewirtschaf-
tung durch freiwillige Verträge zwischen Grundeigentümern
und Freisaat sichergestellt. Dafür werden jährlich 900.000 Eu-
ro ausbezahlt. „Das Geld ist exzellent angelegt. Ein intaktes
Moor ist wertvoller Lebensraum und wichtiger Helfer im Kli-
ma- und Hochwasserschutz zugleich“, so der Minister weiter.
Treibhausgase wie Kohlendioxid und Methan werden im
Moor gebunden, zusätzlich hält es wie ein Schwamm das Was-
ser zurück und wirkt dadurch als Wasserspeicher bei Hoch-
wasser. So kann beispielsweise ein Kubikmeter Torf bis 950
Liter Wasser speichern.                                                           ?
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Von links nach rechts: Werner Juling, Vorstandsmitglied der 
N-ERGIE Aktiengesellschaft, Konrad Rupprecht, Bürgermeis-
ter Markt Feucht und Aufsichtsratsvorsitzender der FGW, Dr.
Andreas Greving, Geschäftsführer AquaOpta GmbH, Helmut
Dammer, Geschäftsführer Feuchter, Gemeindewerke GmbH
(FGW). ?

GZ Aktuelle Rechtsprechung§ §
Bürgerbegehren gegen

Schwimmbadschließung
Nachdem ein Gemeinderat wegen der Finanznot die Schließung
eines Hallenbades beschlossen hatte, ging eine Bürgerinitiative
im Wege der Klage gegen diese Entscheidung vor. Die Klage
richtete sich nicht unmittelbar gegen die Haushaltssatzung der
Gemeinde oder gegen den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs.
Begehrt wurde allein die Rücknahme des Schließungsbeschlus-
ses sowie die Erteilung eines Auftrags zu einem betriebswirt-
schaftlichen Konzept. Der Umstand, dass hierfür Haushaltsmit-
tel bereitgestellt oder erforderlich waren, änderte zunächst
nichts daran, dass die Bürgerinitiative lediglich die Offenhal-
tung des Hallenbades wie ein betriebswirtschaftliches Konzept
hierfür erstrebte. 

Allerdings war der Umstand
zu berücksichtigen, dass die
Schließung des Hallenbades ei-
nen wesentlichen Teil des Haus-
haltssicherungskonzepts der Ge-
meinde darstellte. So stand dem
Bürgerbegehren entgegen, dass
es nur einen unvollständigen
Deckungsvorschlag enthielt.

Fehlende Kostenschätzung

Ein Deckungsvorschlag be-
steht aus zwei Elementen, näm-
lich aus der Kontenangabe und
dem eigentlichen Deckungsvor-
schlag. Insoweit enthielt der
vorgelegte Kostendeckungsvor-
schlag lediglich Angaben, wie
die begehrte Maßnahme finan-
ziert werden konnte, nämlich
beispielsweise auf den geplan-
ten Umbau eines Kulturhauses
zu verzichten, den Ringbus
wegfallen zu lassen und die Or-
ganisation des Bäderbetriebes
zu straffen. Gänzlich fehlte es
jedoch an einer bezifferten Ko-
stenschätzung als Grundvoraus-
setzung eines nachvollziehba-
ren Kostendeckungsvorschlags.

Der Sinn des vorgeschriebe-
nen Kostendeckungsvorschlags

ist es, den zur Unterzeichnung
aufgerufenen Bürgerinnen und
Bürger die unter Umständen er-
heblichen finanziellen Auswir-
kungen der begehrten Maßnah-
me deutlich zu machen, denn
der Bürgerbescheid steht einem
Beschluss des Gemeinderats
gleich. 

Transparente Bezifferung

Die mit dieser Form unmittel-
barer Demokratie verbundene
Verantwortung der Bürgerschaft
setzt daher eine transparente
und vertretbare Bezifferung der
zu erwartenden Kosten der be-
gehrten Maßnahme voraus. Es
ist deshalb gerechtfertigt, die
Angabe der Herstellungs- bzw.
Anschaffungskosten sowie et-
waiger Folgekosten (z. B. Un-
terhaltungskosten, Betriebsko-
sten, Renovierungskosten usw.)
zu fordern. Fehlt die Angabe der
zu erwartenden Kosten oder ist
sie unzureichend, ist das Bür-
gerbegehren unzulässig. 

Zu diesem Ergebnis ist das
Verwaltungsgericht Saarland im
Urteil vom 24.3.2004 - 11 K
93/02 - gekommen.           Dr. O.

Richtfest am Feuchter
Wasserwerk „Jägersruh“

Nach einer sechsmonatigen Bauzeit wurde im Oktober das
Richtfest des Wasserwerkes Jägersruh der Feuchter Gemein-
dewerke GmbH (FGW) gefeiert. Voraussichtlich im Juli 2005
löst dann das neue Wasserwerk nach einer fünfmonatigen In-
betriebnahmephase das alte Werk ab.

Um auch in Zukunft eine qua-
litativ hochwertige und zudem
ortsnahe Wassergewinnung si-
cherzustellen, traf der FGW-
Aufsichtsrat im Oktober 2003
die Entscheidung, das 35 Jahre
alte Wasserwerk Jägersruh
durch einen Neubau zu erset-
zen.

Umfassendes Know-how

Am 15. April 2004 beauftrag-
te die FGW die N-ERGIE Akti-
engesellschaft als Generalunter-
nehmer für das Projekt „Was-
serwerk Jägersruh“ mit einem
Auftragsvolumen von 2,3 Mil-
lionen Euro. Mit der Auftrags-
vergabe an N-ERGIE, die sich
zur Projektabwicklung ihres

Tochterunternehmens AquaOp-
ta GmbH bedient, nutzen die
Feuchter Gemeindewerke GmbH
das umfassende Know-how 
des regionalen Branchenfüh-
rers beim Bau und Betrieb von
Wasserversorgungsanlagen.

Beispielhaftes Modell

Mit dem „Feuchter Modell“
wird ein Festpreis bis zur kom-
pletten Fertigstellung und Inbe-
triebnahme des neuen Was-
serwerkes garantiert. Für die
FGW entfällt somit jedes Risiko
von Kostensteigerungen und
Nachtragsangeboten. Nach der
Fertigstellung des neuen Was-
serwerkes hat die AquaOpta
GmbH die Option für eine Ver-

tragsdauer bis 2014 die Be-
triebsführung zu übernehmen.

Neues Wasserwerk
mit modernster Technik

Das Feuchter Wasserwerk
wird auf der rückwärtigen Frei-
fläche des derzeitigen Wasser-
werksgebäudes errichtet. Mit
Außenabmessungen von 22 x
10 Metern fällt das neue Gebäu-
de wesentlich kompakter als das
bestehende Wasserwerk aus.
Das Wasser wird mit vier Brun-
nen aus Tiefen von bis zu 252
Metern ans Tageslicht zum
Wasserwerk geleitet. 

Deutliche Unterschreitung
der Grenzwerte

Die installierte Technik sorgt
bei nahezu allen Parametern 
für eine deutliche Unterschrei-
tung der gesetzlichen Grenz-
werte der Trinkwasserverord-
nung. Die beiden Mehrschicht-
filter mit einem Durchmesser
von 4 Metern und einer zylin-
drischen Mantelhöhe von 3,8
Meter bilden das Herzstück der
Anlage. In ihnen wird beispiels-

weise Eisen und Mangan aus
dem Wasser gelöst. 

Schnelles Reagieren
bei Störungen

Um einen sicheren Betrieb
gewährleisten zu können, wird
in dem neuen Werk modernste
Steuerungs- und Prozessleit-
technik eingesetzt. Diese Tech-
nik regelt und steuert alle Stufen
der Wasseraufbereitung. Dar-
über hinaus wird das Wasser-
werk an das zentrale Leitsystem
der Feuchter Gemeindewerke
GmbH und die Leitwarte der
AquaOpta GmbH angeschlos-
sen, um bei Störungen schnell
reagieren zu können. 

Trinkwasserabnahme
wird steigen

Die Feuchter Gemeindewerke
GmbH lieferten im Jahre 2003
etwa 750.000 Kubikmeter
Trinkwasser an rund 14.000
Einwohner. Aufgrund steigen-
der Bevölkerungszahlen wird
mit einem künftigen Wasserbe-
darf von ca. 825.000 Kubikme-
ter pro Jahr gerechnet.              ?

Auenprogramm Bayern:

Hochwasser soll sich
verlaufen können

Landesamt-Vizepräsident Becker bei Auenkonferenz:
Schutz der Auen ist vorbeugender Hochwasserschutz

„Überschwemmbare Flächen verringern die Hochwasserge-
fahr für die Unterlieger“, sagte heute Michael Becker, der Vi-
zepräsident des Bayerischen Landesamtes für Wasserwirt-
schaft (LfW), bei der zweiten Auenkonferenz in Neuburg an
der Donau.

Nach Beckers Darstellung
sind intakte Auen ein wirksa-
mer Schutz vor Hochwasser,
weil sich dort die Fluten in der
Landschaft verlaufen können,
ohne Schaden anzurichten. Der
Vizepräsident rief dazu auf,
sich verstärkt für den Schutz
und die Wiederherstellung der
gewässerbegleitenden Auen
und ihrer Lebensräume einzu-
setzen. Mit dem Auenpro-
gramm werden dafür die
Grundlagen geschaffen.

Startschuss 2002

Das Umweltministerium
hatte vor zwei Jahren den
Startschuss für das Programm

gegeben. Derzeit machen die
Experten Inventur: Bis 2006
sollen alle Auen im Freistaat
erfasst werden.

Mehr als 100 Projekte

„Auenschutz ist vorbeugen-
der Hochwasserschutz und 
ein wichtiger Bestandteil des
bayerischen Hochwasserschutz-
Aktionsprogramms“, urteilte
Becker. Mehr als 100 Projekte
zur Wiederherstellung oder
Verbesserung der Auen sind in
den letzten Jahren in Bayern
durchgeführt worden, zwi-
schen Neuburg und Ingolstadt
an der Donau läuft das derzeit
größte Auenprojekt.            ?

Die Fakten:
? Auen sind die natürlichen Überschwemmungsgebiete und
bilden mit den Bächen und Flüssen eine Einheit. Wechselnde
Wasserstände, zeitweilige Überflutungen und wechselnde
Grundwasserstände schaffen besonders vielfältige und artenrei-
che Lebensräume. Auen zählen deshalb für den Naturschutz zu
den besonders wertvollen Gebieten. 
? Intakte Auen können Hochwasser wirksam zurückhalten und
speichern, weil die Fluten ausufern können. Die gefährlichen
Hochwasserscheitelspitzen werden dadurch verringert- aus
Hochwasser wird „Breitwasser“. 
? Erstmals wird mit dem Auenprogramm Bayern eine gründli-
che Inventur über den Zustand der Auen gemacht. Fachleute
der Wasserwirtschaft, der Land- und Forstwirtschaft und des
Naturschutzes arbeiten in dem Programm unter Federführung
des Landesamtes für Wasserwirtschaft zusammen. An den ins-
gesamt 70.000 Kilometern bayerischer Bäche und Flüsse wer-
den die Auen bis 2006 erfasst. Für knapp die Hälfte sind die Ar-
beiten bereits abgeschlossen. 
? Bis Ende des Jahres wird eine Internetplattform erstellt. Eine
Datenbank mit Auenprojekten in Bayern soll Tipps und Hilfen
für Fachleute, Kommunen und Projektträger bereitstellen. 
? Auen nehmen mehr als 10 Prozent der bayerischen Landes-
fläche ein. In der Vergangenheit wurden viele Auenflächen
durch den Ausbau von Siedlungen und Straßen, durch Kiesab-
bau, landwirtschaftliche Nutzungen oder durch Gewässerbeg-
radigungen beeinträchtigt. An den größeren Bächen und Flüs-
sen sind nur noch drei Prozent völlig intakt, bei mehr als vierzig
Prozent könnte dieser Zustand wieder hergestellt werden.       ?

Auen verringern die Hochwassergefahr: Der Fluss Regen in
der Oberpfalz hat beim Augusthochwasser 2002 mehr als 50
Millionen Kubikmeter Wasser in seinen Talauen bei Cham
zurückgehalten.                                                                    Bild: LfW

Grundwasserqualität in Bayern:

Gefährdung durch
Unkrautvernichtungsmittel

Bayerisches Landesamt für Wasserwirtschaft weist
vermehrt Dichlorbenzamid als Abbauprodukt von

Dichlobenil im Grund- und Trinkwasser nach

Seit einiger Zeit haben die
Experten des bayerischen Lan-
desamtes für Wasserwirtschaft
das Pflanzenschutzmittel Dich-
lobenil“ im Visier. Immer häufi-
ger lässt sich dessen Abbaupro-
dukt Dichlorbenzamid im Was-
ser nachweisen, obwohl die Zu-
lassung von Dichlobenil seit
drei Jahren ruht. Vor allem
Schwaben ist betroffen, dort
sind erhöhte Werte auch in Was-
serversorgungen nachweisbar.
Die ersten betroffenen Wasser-
versorger reagieren bereits und

planen die Nachrüstung ihrer
Anlagen mit einer Aktivkohle-
filterstufe, falls die Belastungen
im Grund- und Trinkwasser in
den nächsten Jahren nicht
zurück gehen sollten.

Unkrautvernichtungsmittel
mit dem Wirkstoff „Dichlobe-
nil“ (2,6-Dichlorbenzonitril)
wurden vor allem im Grünland
zur Ampferbekämpfung einge-
setzt, aber auch im Gartenbau,
von Hobbygärtnern und Kom-
munen. Weitere Anwendungs-
gebiete waren die Unkraut-
bekämpfung im Obst- und
Weinbau sowie im Forst. Dich-
lobenil war zum Beispiel unter
den Handelsnamen Prefix, Ca-
soron und Compo Unkrautver-
nichter auf dem Markt. 

Unterallgäu betroffen

Der Wirkstoff Dichlobenil
darf nicht in Gewässer gelan-
gen, weil er giftig für Algen, Fi-
sche und Fischnährtiere ist. Er
wird relativ rasch in eine ande-
re Verbindung umgebaut, die
dann im Gewässer nachweisbar
ist. Bei dem im Grundwasser
gemessenen Dichlorbenzamid
handelt es sich um das Hauptab-
bauprodukt von Dichlobenil.
Der Wirkstoff selbst kann der-
zeit nur von wenigen Labors ge-
messen werden. 

Vor allem im Unterallgäu
übersteigen die Gehalte des Ab-
bauproduktes den vorsorgenden

Trinkwassergrenzwert von 0,1
Mikrogramm (ein zehnmilli-
onstel Gramm) je Liter Wasser. 

Betroffen sind mehr als 20
Versorgungsanlagen in Schwa-
ben. Eine akute Gesundheitsge-
fahr besteht aber nicht: Alle bis-
lang ermittelten Werte für Dich-
lorbenzamid liegen weit unter
den maximal zulässigen Gehal-
ten, die ohne Gesundheitsge-
fährdung ausnahmsweise befris-
tet zugelassen werden können.

Falls die Gehalte im Wasser
nicht zurückgehen sollten, müs-
sen sich die betroffenen Wasser-
versorger darauf einstellen, ihre
Anlagen in den nächsten Jahren
zu ergänzen, damit die Qua-
litätsanforderungen an das
Trinkwasser auf Dauer eingehal-
ten werden können. Mit einem
speziell dafür angepassten Aktiv-
kohlefilter kann der Stoff Dich-
lorbenzamid wirksam aus dem
Trinkwasser entfernt werden.  ?
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OB-Wahl in Landshut:

Rampf neuer „Burger-Meister“
Sensationeller Sieg für den CSU-Politiker im ersten Wahlgang

Ab 1. Januar 2005 Nachfolger von Josef Deimer
Das war fürwahr eine Punktlandung: Mit exakt 50,9 Prozent
der Stimmen hat Hans Rampf, CSU-Mitglied und Kandidat der
Liste  „Bürger für Landshut“ bereits im ersten Anlauf den
Landshuter Rathausthron erobert und wurde damit zum Nach -
folger von Josef Deimer gewählt. Der neue „Burger-Meister“,
wie Rampf spaßeshalber aufgrund seiner beruflichen Tätigkeit
genannt wird, setzte sich damit klar gegen den offiziellen Kandi-
daten der Christlich-Sozialen Union, Ludwig Zellner, durch.
Dieser erhielt lediglich 14,8 Prozent der Stimmen. Rampf war
Zellner noch bei der internen Aufstellungsversammlung der
CSU unterlegen. Er hatte sich dennoch zur Kandidatur ent-
schlossen, nachdem Landshuter Bürger 8000 Unterschriften für
ihn gesammelt hatten. Für Thomas Keyßner von den Grünen
stimmten 25,1 Prozent, für Gerd Steinberger von der SPD 9,1
Prozent. Die Wahlbeteiligung lag bei 62,0 Prozent.

Der 55-jährige Rampf, in La-
berweinting (Landkreis Strau-
bing-Bogen) aufgewachsen, ist
seit knapp 25 Jahren als selbst-
ständiger Unternehmer tätig
und betreibt mehrere McDo-
nald’s Restaurants in Landshut
und Umgebung. Seit 1996 ist er
für die CSU Mitglied des Stadt-
rats, 1998 wurde er zum CSU-
Fraktionsvorsitzenden als Nach-
folger von Bezirkstagspräsident

Manfred Hölzlein gewählt. Mit
knapp 21.000 Stimmen erreich-
te Rampf bei den Stadtratswah-
len 2002 Platz 1 auf der Liste.
Mit Abstand hatte er das beste
Ergebnis aller Kandidaten ein-
gefahren. Nach dem Bürgerauf-
ruf „ProRampf“ zur OB-Kandi-
datur im April 2004 hatte der
neue OB alle Parteiämter nie-
dergelegt.

Die Arbeit von Josef Deimer

fortzusetzen, sei eine Herkules-
aufgabe, die ihn reize, betonte
Rampf in einer ersten Stellung-
nahme. Zwar könne er optisch
mit dem antiken Helden nicht
mithalten, aber er wolle unter
dem Motto „Bewegen und ver-
ändern“ die Stadt Landshut in
eine sichere Zukunft führen. Er
bekräftigte, für die kleinen Leu-
te Ansprechpartner zu sein, da-
bei aber keiner Klientel nach-
laufen zu wollen oder Geschen-
ke zu verteilen. Ihm gehe es um
die Sachpolitik. Ein Oberbür-
germeister müsse es in der heu-
tigen Zeit „drauf haben, dass 
er Sachthemen mehrheitsfähig
machen kann“.

Mehr Kommunikation

Der dreifache Familienvater,
dessen politisches Vorbild Mini-
sterpräsident Edmund Stoiber
ist, will den „Organismus Stadt“
wieder aktiver und attraktiver
gestalten. Die Kommunikati-
onskultur zwischen Einzelhan-
del, Politik und Verwaltung sei
verbesserungswürdig. Straßen
und Plätze sollten mitgestaltet,
Aktivitäten vernetzt werden.

Kurze Informationswege

Wichtig sei es, einen An-
sprechpartner zu haben, der kur-
ze Informationswege gewährlei-
ste. Die Innenstadt, so Rampf, le-
be vom Einzelhandel, er leiste
eine Menge hinsichtlich der
Wirtschaftsbilanz, biete qualifi-
zierte Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze.

Dem neuen OB schwebt zu-
dem ein gemeinsamer S-Bahn-
Bau zwischen München-Lands-
hut-Dingolfing für den Flug-
hafen München vor, darüber

hinaus eine gemeinsame Ab-
fallwirtschaft, ein regionaler
ÖPNV, eine innovative Verwal-
tungskonzentration für alle Pla-
nungen sowie ein gemeinsames
Gesundheits- und Sozialwesen.
Eine sofort zu schaffende Koor-

Beim 33. Schwäbischen Heimattag im Schloss Höchstädt gab
es viel Anerkennung für den vielseitigen und erfolgreichen Ein-
satz de schwäbischen Heimatpfleger (von rechts): Professor Dr.
Walter Pötzl (Kreisheimatpfleger des Landkreises Augsburg),
Bezirksheimatpfleger Dr. Peter Fassl, Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert, stellvertretende Landrätin Angela Rieder,
Professor Dr. Ferdinand Kramer, Bürgermeisterin Hildegard
Wanner, der Dillinger Kreisheimatpfleger Alois Sailer, Bene-
dikt Rösner vom Musikverein „Donauklang“ (der den Heimat-
pflegern einen musikalischen Gruß entbot), der Geschäftsfüh-
rer des Schwäbischen Heimattages, Uli Braun, Landtagsabge-
ordneter Georg Winter.  Bild: -jdt-

Schwäbischer Heimattag:

Vielseitiger Einsatz für
Heimat und Kultur

Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert würdigte
beispielhaftes Engagement

Höchstädt (jdt). Den großen und vielseitigen Einsatz der Hei-
matpfleger für die Sicherung der Kultur im umfassenden Sin-
ne würdigte mit hoher Anerkennung Bezirkstagspräsident
Jürgen Reichert beim 33. Schwäbischen Heimattag im Schloss
Höchstädt. Von den 45 Stadt- und Kreisheimatpflegern im Re-
gierungsbezirk Schwaben und ihren vielen Verbündeten in den
Kommunen und in zahlreichen Vereinigungen werden, so wur-
de von den Repräsentanten des öffentlichen Lebens bestätigt,
viel Idealismus investiert.

Dem schwäbischen Bezirks-
heimatpfleger Dr. Peter Fassl ist
es ein besonderes Anliegen,
auch jüngere heimatverbundene
Frauen und Männer vermehrt
für ein ehrenamtliches Engage-
ment zu gewinnen. Hier biete
sich eine vielfältige Chance, un-
ter anderem in Arbeitskreisen
und historischen Vereinen: „Das
ist nicht nur etwas sehr Interes-
santes für ältere Leute“.

Stadtführungen

Die Stadtführungen zum Auf-
takt übernahmen in der ge-
schichtsträchtigen Donaustadt
der Höchstädter Stadtheimat-
pfleger Georg Strobl und der
Dillinger Kreisheimatpfleger
Alois Sailer.

In seiner Eröffnungsanspra-
che betonte der Geschäftsführer
des Schwäbischen Heimattages,

der Memminger Heimatpfleger
Uli Braun, im Rittersaal des
Schlosses, diese zentrale Veran-
staltung müsse bestehen blei-
ben. 

Dank und Gedenken

Der Höchstädter Bürgermei-
sterin Hildegard Wanner, der
Stadt und der Schlösserverwal-
tung Bayerns galt ein besonde-
rer Dank für die großzügige
Gastfreundschaft. Braun kün-
digte seinen Abschied von der
Aufgabe des Geschäftsführers
nach langjähriger Tätigkeit an.
Ein ehrendes Gedenken galt
dem wenige Tage vorher gestor-
benen langjährigen Unterall-
gäuer Kreisheimatpfleger Her-
mann Zeller. Er habe Großes
geleistet.

Bezirkstagspräsident Reichert
hob die Bedeutung der Ausstel-

Kulturereignisse auch für junge
und moderne Kultur. Ihm
schwebe ein breitgefächertes
Angebot an kulturellen Ereig-
nissen vor, das allen Bürgern
zugute kommt.

Verkehrsfluss optimieren

In punkto Verkehr plädiert
Rampf für die Verbesserung der
Parkplatzsituation und die Opti-
mierung des Verkehrsflusses -
Stichwort „staufrei durch den
Berufsverkehr“. Verkehrsberu-
higte Zonen seien zu fördern, Al-
ternativen zum Auto anzubieten.
Hierzu sollten das Radwegenetz
erweitert und Stadtbusse bedarfs-
orientiert eingesetzt werden.
Auch sei eine sinnvolle Ver-
kehrsanbindung für neue Wohn-
und Gewerbegebiete sicherzu-
stellen.

Beim Thema Verwaltung
schließlich sei es vorrangig, ein
offenes Ohr für die Anliegen der
Mitarbeiter zu haben. Sie müs-
sten direkt in Entscheidungen
eingebunden werden, denn hier
liege das Erfahrungspotenzial.
Wichtig sei es, mehr Eigenver-
antwortung zu fördern. In sei-
nem Unternehmen sei er, Rampf,
stets gut damit gefahren, mo-
tivierte Mitarbeiter für höhere
Aufgaben zu qualifizieren und
mit Hilfe von Controlling und
Budgetierungen die Ziele -
Dienstleistung und Service auf
die Bedürfnisse der Bürger abzu-
stimmen - zu erreichen.          DK

lung „Brennpunkt Europas
1704“ im Schloss Höchstädt her-
vor. Den „Schwung dieser Aus-
stellung“, die von der Schlösser-
verwaltung zusammen mit dem
Bezirk und dem Bayerischen Ar-
meemuseum organisiert wurde,
gelte es zu nutzen. Bis Anfang
Oktober konnten über 34000 Be-
sucher aus dem In- und Ausland
registriert werden.

Langfristiges Konzept

Für das mit einem Aufwand
von rund 20 Millionen Euro in
den  letzten Jahren renovierte
Schloss Höchstädt kündigte
Reichert ein langfristiges Aus-
stellungskonzept an. In Erinne-
rung an die folgenschwere Ent-
scheidungsschlacht des Spani-
schen Erbfolgekrieges am 13.
August 1704 bei Blindheim/
Höchstädt wird nach dem Ende
der bis zum 7. November 2004
laufenden großen Ausstellung
dann im Jahr 2005 eine Dauer-
ausstellung zu diesem blutigen
Großereignis folgen. Hinzu
kommen im nächsten Jahr eine
von Dr. Fassl organisierte Foto-
Sonderschau zum Kriegsende
1945 in Schwaben und die Aus-
stellung „Medien in der Kunst“,
für die die Fachhochschule
Augsburg zuständig sein wird.

Mahnung zum Frieden

Stellvertretende Landrätin An-
gela Rieder lobte den großen eh-
renamtlichen Einsatz der Bevöl-
kerung bei der Gestaltung des
Gedenkjahres „1704 - 2004“ und
den besonderen Rang der Aufga-
be, Heimat lebenswert und lie-
benswert zu gestalten. Bürger-
meisterin Hildegard Wanner ver-
wies auf den Tatbestand, dass so-
wohl Höchstädt als auch Blind-
heim und Lutzingen im Geden-
ken an die Schlacht von 1704 die
Mahnung zum Frieden bewusst

in den Vordergrund gerückt hät-
ten. Das Geschichtsbewusstsein
sei gestärkt worden. Landtagsab-
geordneter Georg Winter stellte
heraus, dass es gelungen sei, das
Schloss in den Zuständigkeits-
bereich des Finanzministeriums
und der Schlösserverwaltung zu
bekommen, mit den damit ver-
bundenen positiven Wirkungen.
Erwähnt wurde von Winter
auch der Einsatz seines Vorgän-
gers, des ehemaligen Dillinger
Stimmkreisabgeordneten Staats-
sekretär a. d. Otto Mayer.

Festvortrag

Viel Beifall gab es für den
Festvortrag von Professor Dr.
Ferdinand Kramer, München,
über „Höchstädt 1704 und die
Folgen europäischer Politik für
Bayern und Schwaben“. Mit
„Spuren der Schlacht von Blind-
heim bei Höchstädt bis zur Ge-
genwart“ beschäftigte sich Dil-
lingens Stadtheimatpfleger Karl
Baumann. Er fand viel Aufmerk-
samkeit mit zum Teil wenig be-
kannten Forschungsergebnissen.

Auswanderung

In den Vorträgen und beim Be-
such der Ausstellung im Schloss
Höchstädt und der Privatsamm-
lung von Johann Mengele in
Blindheim sowie bei der Besich-
tigung des Schlachtfeldes kam
auch das Leid der Zivilbevölke-
rung im Jahr 1704 zur Sprache.
Viele Dörfer lagen in Schutt und
Asche, mit zahlreichen Bewoh-
nern wurde das Vieh getötet und
die Ernte vernichtet. Tausende
verloren ihre Lebensgrundlagen.
Zu den Folgen gehörte auch die
Auswanderung gerade vieler
Bauern, unter anderen großteils
nach Ungarn. Dort waren die
tüchtigen Schwaben nach den
Verheerungen der Türkenkriege
hochwillkommen.                       ?

dinationsstelle könne die Akti-
vitäten der Kultur, des Sportes,
der Freizeit- und Geschäftsin-
teressen steuern, um ganzjährig
hohe Qualität anzubieten. Der
Schwaigermarkt und regionale
Marktanbieter sollten sich ganz-
tägig im Fußgängerbereich eta-
blieren, der Christkindlmarkt
solle in die Altstadt verlagert
werden und mobiles Grün müs-
se im Altstadtbereich ebenso er-
laubt sein wie hochwertige
Straßenmusik.

Wirtschaftsförderung

Rampf plädiert für eine pro-
fessionelle Wirtschaftsförde-
rung mit einem ausgewogenen
Konzept für Innenstadt und Pe-
ripherie, um den Ruf Landshuts
als Einkaufsstadt und als
Dienstleistungszentrum zu fes-
tigen.

Da es Eltern möglich sein
müsse, zwischen Erwerbstätig-
keit und Familie zu entscheiden

oder beides zu vereinbaren, sei
der bedarfsgerechte Ausbau der
Kinderbetreuung und die Ein-
bindung von familienfreundli-
chen Arbeitsplätzen in die so-
ziale Stadtkultur von großer Be-
deutung, fährt Rampf fort:

„Landshut soll eine
Stadt bleiben, in der
die jungen Familien
gerne leben und sich
wohl fühlen können
- mit höchster Le-
bensqualität.“

Hierzu gehört auch
eine Ausbildungs-
offensive mit einer
engen Verbindung
Schule - Wirtschaft -
Stadt. Die Schaffung
günstigen Wohnraums
für junge Familien
sei stärker zu forcie-
ren. „Betreutes Woh-
nen“ für Senioren
und Behinderte müs-
se gefördert werden,
mehr soziale Gerech-
tigkeit und mehr
Schutz der Familie

und der Kinder sei einzufordern.
Vor allem aber gehe es um eine
„in die tägliche Praxis umgesetz-
te Vorstellung vom menschlichen
Zusammenleben der Landshuter
Bürgerinnen und Bürger“.

Auch im kulturellen Bereich
gilt es laut Rampf, Platz für
neue Aktivitäten zu schaffen.
Verstärkt werden müsse eine le-
bendige Kulturszene mit Fern-
wirkung sowie herausragende

Der Sieger: Hans Rampf.                           ?

Niederbayerisches Landräte-Treffen in Deggendorf:

Soziale Lasten 
gerechter verteilen

Beim turnusgemäßen Treffen der niederbayerischen Landräte
in Deggendorf standen die Themen Eingliederungshilfe für Be-
hinderte, die Umsetzung von Hartz IV und die künftige Fi-
nanzsituation der Landkreise im Blickpunkt der Diskussion.
Gemeinsam mit Bezirkstagspräsident Manfred Hölzlein und
Regierungspräsident Dr. Walter Zitzelsberger forderten die
neun Landräte eine gerechtere Verteilung der sozialen Lasten.

Hanns Dorfner, Vorsitzender
im Verband der niederbayeri-
schen Landräte, kritisierte den
Umstand, dass die jährlichen
Zuwächse bei den Soziallei-
stungen von sieben bis acht Pro-
zent allein von den Kommunen
geschultert werden müssten.
Die Eingliederungshilfe für Be-
hinderte, mit bayernweit 1,43
Mrd. Euro jährlich der größte
Posten bei den Sozialausgaben,
müsse zu gleichen Teilen auf
Bund, Land und Kommunen
verteilt werden. Zwar fungiere
der Bezirk als Träger im sozia-
len Bereich, doch fordere er sei-
ne Ausgaben durch die Umlage
von den Gemeinden wieder 
ein. Voraussichtlich, so Dorfner,
werde die Umlage im kommen-
den Jahr um erwartete 1,5 Pro-
zent steigen - für die Landkrei-
se, die Deggendorfs Landrat
Christian Bernreiter zufolge
ihrem schwierigsten Jahr entge-
gensehen, ein enormer Betrag.

Solidarität der Gesellschaft

Im Namen seiner Kollegen
plädierte Dorfner für eine Neu-
regelung der Lastenverteilung,
für die sich die Staatsregierung
im Bundesrat stark machen sol-
le. Dass aber auch der Bürger
seinen individuellen Beitrag lei-
sten muss, darauf verwiesen
Manfred Hölzlein und Dr. Wal-
ter Zitzelsberger. So müssten
Eltern, die es sich leisten kön-
nen, für die Ausbildung ihres
behinderten Kindes aufzukom-
men, dies auch selbst bewerk-
stelligen. Hölzlein: „Die Solida-
rität der Gesellschaft sollten nur
die erfahren, die sich selbst
nicht helfen können.“

Der Umsetzung von Hartz IV
sehen die Landräte - zumindest
was den Verwaltungsaufwand
anbelangt - dagegen vergleichs-
weise gelassen entgegen. Im
Gegensatz zu den Arbeitsagen-

turen seien die Landratsämter
gut gerüstet, betonte Dorfner.
Freilich sei zu erwarten, dass
durch die Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe
enorme Ausgaben zukommen.
Für den Landkreis Passau
schätzt Dorfner etwa 5,5 Mio.,
für Deggendorf etwa 3,5 Mio.
Euro. Da u.a. immer noch nicht
klar sei, wie viele Menschen
von Hartz IV tatsächlich betrof-
fen sind, seien diese Zahlen al-
lerdings nur hypothetisch.

Regentalbahn

Einen positiven Niederschlag
in ihren Kassen erhoffen sich
die niederbayerischen Land-
kreischefs vom Verkauf der Re-
gentalbahn. Sie waren sich dar-
in einig, dass diese 60 Mio. Eu-
ro in Form von Zuwendungen
aus München allein nach Nie-
derbayern fließen sollten. Damit
könnten etwa die in der Grenz-
region ansässigen, kaum über
Eigenkapital verfügenden Un-
ternehmen unterstützt werden. 

Zauberwort Konnexität

Stichwort schulische Ganz-
tagsbetreuung: Auch in diesem
Punkt erwarten die Landräte
klare Signale aus der Landes-
hauptstadt. Da die Landkreise
die Voraussetzungen geschaffen
hätten, müsse der Freistaat nun-
mehr für die Mehrkosten bei 
der Schülerbeförderung auf-
kommen. Das Zauberwort heiße
Konnexität, so Dorfner.

Was für die Städte bereits zu-
trifft - sie sehen durch steigende
Einnahmen vor allem aus der
Gewerbesteuer bereits Licht am
Horizont - scheint für die Land-
kreise indes noch in weiter Fer-
ne zu sein. Bernreiter mutmaß-
te, dass sich dieser Umschwung
wohl erst frühestens 2006 be-
merkbar machen werde.        DK
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Bad Reichenhall:

Feuer der Geschichte weitertragen
2005 steht im Zeichen des Salzes - 36 Ideen für einen wirtschaftlichen Aufschwung
Die Stadt Bad Reichenhall stellt das Jahr 2005 unter das The-
ma „Salz und Sole“ und entdeckt damit wieder ihr großes Er-
be. Trägt doch der Stadtname - frei übersetzt soviel wie „das
Bad mit dem Salzreichtum“ das keltische Wort „Hall“, Salz, in
sich. Und tatsächlich verhalfen die Solequellen dem nahen Erz-
bistum Salzburg ebenso wie bayerischen Fürstenhäusern und
den Reichenhaller Salzherren zu enormen Reichtum. Noch
heute zeugen Kirchen und Burgen von dieser Zeit. Auch im 21.
Jahrhundert könnte das „weiße Gold“ dem Staatsbad wieder
zu einer Initialzündung verhelfen. Das hat sich die Kur-GmbH
Bad Reichenhall/Bayerisch Gmain zum Ziel gesetzt und 180
Vermieter, Stadträte, Ärzte und Entscheidungsträger aus der
Wirtschaft geladen und ein großes Paket an „salzigen Ideen“
aufgemacht.

Auf 12 großen Stellwänden
skizzierte Kurdirektorin Gabri-
ella Squarra 36 „Salzthemen“
die sie auch gleich mit den da-
zugehörigen Verantwortlichkei-
ten und Arbeitskreisen versah.

„Salzthemen“

Der Reigen reichte von Aus-
stellungen, Theater- und Mär-
chenaufführungen, Entschlak-
kungskuren, künstlerischen Skulp-
turen, Bildergalerien bis hin zu
einem Kochbuch und Wande-
rungen auf alten Solewegen.
Medizinische und gesundheitli-
che Vorzüge der Sole soll eine

Studie von Priv. Doz. Dr. Rainer
Willy Hauck, Prof. Dr. Wolf-
gang Petro und Dr. Johanes
Kerschl belegen.

Trink-Sole-Studie

Eine eigene Trink-Sole-Stu-
die von Heilpraktikerin Petra
Scheller, Dr. Florian Gierl und
Dr. Tilman Fritsch soll den
Nachweis über die gesundheits-
fördernde Wirkung führen. Als
Höhepunkt des „Solejahres“ ist
für den Juli 2005 ein zwei-
wöchiges Festprogramm vorge-
sehen.

Die Eröffnung der Ruper-

tustherme, die sich ebenfalls
ganz der Sole verschrieben hat,
setzt im März 2005 einen her-
ausragenden Anfang für das
„Jahr des Salzes und der Sole“
in Bad Reichenhall. Auch auf
Seiten der Hotellerie hat die
Vereinigung der „Salzhotels“
einen Weg der Vermarktung ge-
ebnet und mit dem Slogan „In
Tradition mit Wasser und Salz“
das Thema des Salzjahres 2005
bereits früh vorweg genommen.

Gesundheitstourismus

Gabriella Squarra setzt mit
den traditionellen Stärken Bad
Reichenhalls auf einen Gesund-
heitstourismus, dem Experten
für die nächsten Jahre einen her-
vorragenden Markt bescheini-
gen. Als großer Förderer für das
Salzjahr bringt sich das Unter-
nehmen Südsalz, zu dessen Ver-
mögen auch die Saline in Bad
Reichenhall zählt, in einem
noch nie gekannten Ausmaß
ein. „Das beruht auf Gegensei-
tigkeit“, beteuert Gabriella
Squarra. „Wir haben uns dem
Thema Salz in Bad Reichenhall

nie in ausreichendem Maße an-
genommen und so hat auch die
Saline keinen Handlungsbedarf
gesehen.“

Aufbruchstimmung

Der Marketingleiter der Süd-
salz, Lars Greve aus München,
erkennt für beide Seiten eine
wertvolle Wechselbeziehung.
„Andere Unternehmen müssen
sich für viel Geld eine Legende,
eine Identität schaffen und für
noch mal soviel Geld damit ihr
Produkt vermarkten. Wir haben
hier eine jahrtausend alte Kul-
tur, eine herrliche Alpenland-
schaft, eine Saline als europäi-
sches Kulturgut und bis heute
„im Schoß der Erde“ reine Sole,
die dort seit Tausenden von 
Jahren ruht, hermetisch abge-
schlossen von jeglichen Um-
welteinflüssen.“ Greve denkt
auch an das nur 24 Kilometer
entfernte Berchtesgaden, so
dass die Region insgesamt auch
mit seiner Salzgeschichte erleb-
bar wird.

Die von der Kur-GmbH vor-
gelegten Ideen und Konzepte
sorgten für eine Aufbruchstim-
mung. Vielleicht gelingt es in
Bad Reichenhall, die „Glut in
der Asche der Geschichte zu
entfachen“. Die Voraussetzun-
gen dafür scheinen günstig.

Gerd  Spranger

Auch Landrat Hubert Hafner freut sich, dass es mit dem Wan-
derführer gelungen ist, kompakt und dennoch flächendeckend
die vielseitigen Wandermöglichkeiten für Einheimische wie für
Gäste in der Region darzustellen.       Text und Bild: Hans Joas

Landkreis Günzburg:

Mit neuem Wanderführer
auf Entdeckungstour 

Wandern, Walken, Wohlfühlen - quer durch den Landkreis
Günzburg -, Wanderschuhe an und Rucksack gepackt ... denn
der handliche Wanderführer mit 16 ausgewählten Wander-
routen quer durch den Landkreis Günzburg ist da! Wandern
liegt im Trend und die Nachfrage nach Wandertouren steigt.
Wandern wird in den letzten Jahren als Freizeitaktivität wie-
der neu entdeckt, denn Wandern ist weit mehr als nur Fortbe-
wegung: Es ist gesundheitsfördernd sowie entspannend und
wohltuend für Körper, Geist und Seele zugleich. 

Der Wanderführer mit dem
Titel „Wandern - Walken -
Wohlfühlen“ - herausgegeben
von der Regionalmarketing
Günzburg GbR - bietet Einhei-
mischen wie Gästen eine ideale
Möglichkeit, sich sportlich zu
betätigen und die Naturschön-
heiten in intakter Landschaft zu
„erwandern“. Die Rundtouren
wurden unter dem Gesichts-
punkt verschiedener Themen
ausgewählt, so dass für jeden
Geschmack etwas dabei ist.

Nordic-Walking-Touren

Für besonders Sportliche ent-
hält die Broschüre auch sechs
Nordic-Walking-Touren an den
Standorten Ichenhausen und
Krumbach. Auf 40 Seiten erhält
man neben einer Übersichtskar-
te detaillierte Hinweise zu je-
der Route sowie eine Kurzinfo
mit Tourenablauf, Streckenlän-
ge, Sehenswertem und ggf.
Tipps für Kinder. Er ergänzt das
Angebot des bereits vorhande-
nen Informationsmaterials zur
Familien- und Kinderregion

und ist insbesondere zu den
Radwegeführern entlang Min-
del, Kammel, Günz eine weite-
re Alternative. In einem zweiten
Schritt sollen im Laufe der
nächsten Monate die Wander-
routen noch beschildert werden,
so Anja Dürrschmidt von der
Regionalmarketing Günzburg
GbR, die dieses Projekt betreut
hat. Besonders stolz ist sie dar-
auf, dass dieser Wanderführer
durch das Engagement und die
Mitarbeit vieler Personen von
Wandervereinigungen und Ge-
meinden oder Privatpersonen
entstanden ist.

Unbekannte Winkel

Anja Dürrschmidt ist sich si-
cher, dass jeder, der sich „auf
Entdeckungstour“ begibt, den
einen oder anderen bislang un-
bekannten Winkel des Land-
kreises Günzburg entdecken
wird. Erhältlich ist der Wander-
führer für 2 Euro bei der Regio-
nalmarketing Günzburg GbR,
An der Kapuzinermauer 1, Tel.:
08221-95140.                             ?

Verleihung des Oberbayerischen Kulturpreises 2004. Von links:
Laudator Klaus Jörg Schönmetzler, die Bildhauerin Erika Ma-
ria Lankes, Bezirkstagspräsident Franz Jungwirth, Schriftstel-
lerin Ruth Rehmann, sowie Laudator Hans Krieger.             ?

Oberbayerischer Kulturpreis:

Auszeichnung für
Lankes und Rehmann

Die Bildhauerin Erika Maria
Lankes aus Stephanskirchen bei
Rosenheim und die Schriftstel-
lerin Ruth Rehmann aus Trost-
berg sind mit dem Oberbayeri-
schen Kulturpreis 2004 des Be-
zirks Oberbayern geehrt wor-
den. Bezirkstagspräsident Franz
Jungwirth überreichte ihnen die
Auszeichnung im Rahmen eines
Festaktes am vergangenen Wo-
chenende im Kleinen Theater
Haar bei München.

Denkmal gesetzt

Jungwirth hob in seiner Eröff-
nungsrede hervor, dass sich bei-
de Künstlerinnen in besonde-
rem Maß um die Kultur Ober-
bayerns verdient gemacht hät-
ten. Ihr Wirken bereichere das
hiesige Kulturleben in besonde-
rem Maße. Der Kulturpreis sol-
le daher auch als Dank des Be-
zirks an die beiden Frauen ver-
standen werden, die jede auf ih-
re Weise „der Region und ihren
Menschen ein Denkmal gesetzt
haben“, sagte Jungwirth. Die
höchste kulturelle Auszeich-
nung des Bezirks Oberbayern,
die seit 1980 verliehen wird und
mit jeweils 5.200 Euro dotiert
ist, ging in diesem Jahr zum er-
sten Mal an zwei Frauen.

Unmittelbare Zuwendung

Als eine der „wichtigsten Pla-
stikerinnen Bayerns und eine
Wegbereiterin des neuen, zu-
kunftszugewandten Realismus“
bezeichnete der Kulturreferent
des Landkreises Rosenheim,
Klaus Jörg Schönmetzler, die
Künstlerin Erika Maria Lankes
in seiner Laudatio. In seiner
Würdigung beschrieb er Lankes
als sensible Künstlerin, die sich
mit ihren Arbeiten ganz unmit-
telbar den Menschen zuwendet
und vor allem die kleinen Leute
in den Mittelpunkt ihres Wir-
kens stellt. Gleichzeitig erinner-
te er auch an die enge Symbiose
mit ihrem Mann, dem Maler
und Bildhauer Franz Lankes,
der erst vor knapp einem Jahr
verstorben ist. 

Deutsche Geschichte

In seiner Laudatio auf Ruth
Rehmann ging der Lyriker und
Publizist Hans Krieger auf die
vielseitige und engagierte Au-
torin ein, die sich in ihren Wer-
ken immer wieder mit den
Menschen im Chiemgau be-
schäftigt hat, das seit rund 50
Jahren ihre Heimat ist.

„Wir verdanken diesem Pro-
zess des Ein- und Abtauchens
ins Bayerische ganz wunderba-
re Literatur“, sagte Krieger.
Zugleich wies er darauf hin,
dass Rehmann sich wiederholt
mit den großen Themen der
deutschen Geschichte ausein-
ander gesetzt hat, sei es mit der
deutschen Nazi-Vergangenheit

oder mit dem Fall der Mauer. 
Eine Ausstellung mit Wer-

ken von Erika Maria Lankes
ist bis zum 31. Oktober im
Kleinen Theater Haar, Leibstr.
72, zu sehen.                               ?

Projekt CLARA@eu:

EU-Osterweiterung
mit Leben erfüllen

Gemeinsam mit sechs weiteren Projektpartnern hat sich die
Regierung von Oberfranken der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit von Behörden und Institutionen der öffentli-
chen Verwaltung in den Regionen Oberfranken, Karlsbad,
Chemnitz sowie in der nördlichen Oberpfalz und in Ostthürin-
gen angenommen und das Projekt CLARA@eu auf den Weg
gebracht. Im Rahmen eines Treffens der Führungsspitzen aller
beteiligten Projektpartner wurde das Projekt nun vorgestellt. 

Zwischen der Regierung von
Oberfranken und der Region
Karlovy Vary gibt es bereits seit
mehreren Jahren gute Kontakte;
in diese Kontakte sind auch Ver-
treter von Kommunen eingebun-
den. Gleiches gilt für Kontakte
zwischen dem Regierungspräsi-
dium Chemnitz und der Region
Karlsbad. Laut Regierungspräsi-
dent Hans Angerer „ist es das
Kernziel des Projekts, die EU-
Osterweiterung mit Leben zu er-
füllen. Unter Nutzung unserer
gegenseitigen guten Kontakte
soll die Integration der Regionen
weiter entwickelt werden. Dies
bringt den insgesamt 3,3 Mio.
Einwohnern der beteiligten Re-
gionen unmittelbare Vorteile in
nahezu allen wichtigen gesell-
schaftlichen Bereichen“.

Zielgruppen und Inhalte

Das Projekt richtet sich an alle
Institutionen der öffentlichen
Verwaltung, also auch an alle In-
stitutionen der kommunalen
Selbstverwaltungen. Alleine sei-
tens der allgemeinen staatlichen
und kommunalen Verwaltungen
werden in den drei Regionen ca.
420 Behörden angesprochen, um
sich aktiv an dem Projekt zu be-
teiligen. Hinzu kommen Fach-
behörden der verschiedenen
Sektoren und Ebenen.

Inhaltlich sollen bevorzugt die
Sektoren abgedeckt werden, die
im Zuge der Vorbereitung des
Projekts als besonders relevant
für die Regionen identifiziert
wurden: Verkehr, Gesundheit/
Tourismus, Umweltschutz, Ka-
tastrophen-/Zivilschutz, Raum-
ordnung/Regionalplanung, Bür-
gernahe Verwaltung, Jugend/Bil-
dung/Kultur.

Das Projekt wird Mitarbeiter
aller Ebenen und Sektoren der
beteiligten Behörden zur grenz-
überschreitenden Zusammenar-
beit motivieren. Dazu wird eine
mehrstufige Aktionskette (Kick-
off-Kongress, Workshops, Ab-

ordnungen, Arbeitskreise) für die
Mitarbeiter der einzelnen Hand-
lungssektoren durchlaufen wer-
den. Die geknüpften Kontakte
werden sich also im Laufe des
Projekts zunehmend verfestigen.
CLARA@eu wird auch eine
Plattform für reale und virtuelle
Begegnungen interessierter
Menschen in den Regionen lie-
fern; diese Begegnungen bilden
die zukünftige Basis für eine
grenzüberschreitende Integration
der Regionen auf allen Ebenen.

Parallel zur konkreten Arbeit in
den Workshops und Arbeitskrei-
sen soll eine wissenschaftliche
Begleitung des Projekts voraus-
sichtlich durch die TU Chemnitz,
die Universität Bayreuth und die
Universität Pilsen (Außenstelle
Cheb) erfolgen, um u.a. die Ak-
tionen des Projekts zu evaluieren
und zu dokumentieren.

Als fachspezifische Ergebnisse
werden Lösungsstrategien zu
grenzüberschreitenden Fragestel-
lungen aller relevanten Bereiche
erwartet. Die installierten Arbeits-
kreise werden nachhaltig auch
nach Beendigung von CLA-
RA@eu weiter an der Erarbei-
tung solcher Strategien arbeiten.

Darüber hinaus werden fol-
gende allgemeine Ergebnisse
und Auswirkungen des Projekts
erwartet:
? Aufbau einer Atmosphäre des
gegenseitigen Verständnisses für
die Lösungsansätze und Verfah-
rensstrategien in den teilneh-
menden Regionen
? Abbau von Berührungsäng-
sten zwischen Institutionen in
den Mitglieds- und Kandidaten-
ländern
? Stärkung der Eigenverantwor-
tung der beteiligten Institutionen
im Kontext der geltenden Zu-
ständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten für die Verwaltungs-
verfahren
? Förderung der Bereitschaft,
individuelles Wissen durch Be-
reitstellung für Andere beson-
ders wertvoll zu machen.      DK
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„Alle Jahre wieder…“
Mein Chef, der Bürgermeister,
sang kein verfrühtes Weih-
nachtslied (obwohl auch in
unserem beschaulichen Städt-
chen schon Nikoläuse in den
Supermarktregalen stehen),
sondern schüttelte den Kopf
über einen profilneurotischen
Post-und-Telefon-Antrag.

Post und Telekom sind ja
nun schon seit einiger Zeit
und durchaus erfolgreich pri-
vatisiert. Man merkt das als Kunde, weil man
nicht mehr Wochen, sondern nur noch Tage auf
einen neuen Telefonanschluss warten muss. Zu
Stoßzeiten werden in der Postfiliale sogar wei-
tere „Service-desks“ geöffnet, wenn sich die
Kunden in einer langen Schlange anstellen,
während bei der früheren Beamtenpost die
Schalter gnadenlos geschlossen wurden, egal
wie viel Leute noch Briefmarken wollten. Und
flexibel sind die Unternehmen auch, schaut

man auf die Telekom, die jetzt Münztelefone
aufbaut, weil die Prognose, dass öffentliche
Fernsprecher durch die Mobiltelefone überflüs-
sig wurden, sich nicht bewahrheitet hat. Lernfä-
higkeit wurde mit der früheren "grauen Post"
nicht immer verbunden.

Trotz dieser erfreulichen Entwicklung haben
manche Ratsherrn und -damen noch nicht ka-
piert, dass der Staat bei diesen beiden Dienst-
leistern nichts mehr mitzureden hat. Sie stellen
eifrig Schaufensteranträge zur Postversorgung,
zu Briefkästen oder zu Telefonhäuschen, die al-
lesamt wegen Unzuständigkeit des Stadtrats ab-
geschmettert werden. In Pressemeldungen wer-
den sie dann aber als Ausweis des Sich-Küm-
merns verbraten.

Solch eine Kandidatin ist auch Fanny Bacher,
die die von der Post verfügte Schließung einer
unrentablen Filiale in einem Ortsteil zum An-
lass nimmt, apokalyptische Szenen eines Zu-
sammenbruchs der Postversorgung im ganzen
westlichen Stadtgebiet auszumalen. Dieselbe
Fanny Bacher, die unter dem Einfluss ihres neo-
liberalen Einbläsers Hajo Klein ansonsten
nicht müde wird, die Segnungen privatwirt-

schaftlicher vor kommunaler
Aufgabenerledigung zu lob-
preisen - vornehmlich auf Ge-
bieten, auf denen sich Private
noch nicht tummeln dürfen.

Wir haben uns zwar leicht
an die Serviceverbesserungen
seit der Entstaatlichung von
Post und Telekom gewöhnt,
aber sehen deren Dienste noch
immer zu stark durch die Brille
der Daseinsvorsorge und be-
achten zu wenig das betriebs-

wirtschaftlich Sinnvolle. Dabei sind die Filialen
- die früheren Postämter - das beste Beispiel,
wie man wirklich überflüssigen Ballast abwer-
fen kann. Zugegeben, das Postamt war früher
so konstitutiv für ein Gemeinwesen wie Rat-
haus, Kirche und Schule. Aber um die täglichen
Postgeschäfte zu erledigen, braucht man keine.
In Großbritannien und Irland ist es seit hundert
Jahren selbstverständlich, dass in Kramerläden
oder Buchhandlungen ein „post office“ Unter-
schlupf findet. In Österreich und Italien kauft
man seit jeher die Briefmarken beim Zeitungs-
und Zigarettenhändler. Warum soll das bei uns
nicht vorzüglich funktionieren? Briefmarken
kann man übrigens ebenso wie Geld aus einem
Automaten ziehen, zu versendende Pakete bei
einer Packstation abgeben oder dem Paketzu-
steller in die Hand drücken. Da haben sich die
Zustände doch seit den Zeiten der Staatspost
um einen Quantensprung verbessert.

Mein Chef, der Bürgermeister, bringt es auf
den einfachen Nenner: Für ein Privatunterneh-
men muss sich eine Maßnahme rechnen und es
rechnet sich meistens nur das, was den Kunden
Vorteile bringt. Nur dann hat man Erfolg auf
dem Markt. Wenn man alles beibehalten will,
wie man es - gut oder schlecht - seit der Prinz-
regentenzeit gewohnt ist, darf man halt nicht
privatisieren - wie z.B. die Wasserversorgung.
Schließlich hat der Schriftsteller Salman Rush-
die Recht mit seinem Satz auf dem heutigen Ka-
lenderblatt: „Es ist erstaunlich, was man alles
lernen kann, wenn man will. Jede Gewohnheit
lässt sich ändern."

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Maßnahmen müssen
sich rechnen

Kommunalpolitischer Kongress der CSU Niederbayern:

Verwaltungsreform und
Staatsfinanzen

Beim Kommunalpolitischen Kongress der CSU Niederbayern in
Deggendorf standen die Themen Verwaltungsreform und
Staatsfinanzen im Blickpunkt der Diskussion. Bezirksvor-
sitzender und Staatsminister Erwin Huber erläuterte die Grund-
züge der Verwaltungsreform, während Finanzstaatssekretär
Franz Meyer die Teilnehmer über den Doppelhaushalt
2005/2006 und hier insbesondere den kommunalen Finanzaus-
gleich informierte. Neben den Hauptreferenten hatten sich u.a.
der stellvertretende Bezirksvorsitzende der KPV Niederbayern,
Manfred Kaschel, Bezirkstagspräsident Manfred Hölzlein und
Deggendorfs Oberbürgermeisterin Anna Eder im Kolpinghaus
eingefunden.

Der Leiter der Bayerischen
Staatskanzlei und Staatsminister
für Bundesangelegenheiten und
Verwaltungsreform, Erwin Hu-
ber, bekannte sich vor den
CSU-Delegierten klar zu weit
reichenden Verwaltungsrefor-
men. Maßstab, so Huber, müsse
sein, was in zehn und 20 Jahren
angesichts eines raschen Wan-
dels bestehen könne. Ziel sei es,
Bayern zu einem effizienten
und dynamischen Staat des 21.
Jahrhunderts zu entwickeln, um
so der jungen Generation Per-
spektiven und Chancen, nicht
aber Schuldenberge zu verer-
ben. Wer ab 2006 ohne Neuver-
schuldung auskommen und ei-
nen zukunftsfähigen Staat
schaffen wolle, komme an einer
echten Reform der Verwaltung
nicht vorbei, betonte der Mini-
ster. Ziel sei eine Abkehr von
steigenden Personalkosten hin
zu mehr Investitionen.

Erhitzte Gemüter

Aufgrund der anhaltenden
Konjunkturschwäche müssten
die Gemeinden massiv sparen,
erläuterte Erwin Huber. Eine
der Sparmaßnahmen sei die Zu-
sammenlegung von Ämtern und
Behörden sowie die Verlegung
von Behördenstandorten, die
auch die Gemüter in der Region
Deggendorf/Passau erhitzt. 

Kämpferisch erklärte Ober-
bürgermeisterin Anna Eder:
„Wir sind Behördenstandort
und wollen und werden es auch
bleiben!“ Konkrete Äußerungen
zur Standortfrage kamen Huber
freilich noch nicht über die Lip-
pen, die Beschäftigten dürften
aber sicher sein, dass nach sozi-

alverträglichen Lösungen ge-
sucht werde. Abgesehen davon
sei es auch zumutbar, Anfahrts -
wege von etwa 40 Kilometern
in Kauf zu nehmen. Verglichen
mit den Anforderungen in der
Wirtschaft sei dies kaum erwäh-
nenswert, betonte Huber, „zu-
mal es ja Fahrtkostenrückerstat-
tung gibt“.

Keine neuen Schulden

Finanzstaatssekretär Franz
Meyer bekräftigte seinerseits
die Entschlossenheit der Bayeri-
schen Staatsregierung, ab dem
Jahr 2006 keine neuen Schulden
mehr zu machen. Schon heute
zahle Bayern die wenigsten
Zinsen. Bayern könne daher
mehr investieren als alle ande-
ren Länder. Die Doppelstrategie
der Staatsregierung - „Sparen
und Investieren“ - hat nach den
Worten Meyers dazu geführt,
dass Bayern mit einem realen
Wirtschaftswachstum von 2,3
Prozent im ersten Halbjahr
2004 die absolute Spitzenpositi-
on in Deutschland einnimmt.
Alle die glaubten, man müsse
Schulden machen, um die Wirt-
schaft anzukurbeln, würden mit
diesen Zahlen eines Besseren
belehrt, erklärte Meyer. 

Investitionen haben
hohen Stellenwert

Trotz der Zielsetzung, 2006
einen ausgeglichenen Haushalt
zu erreichen, werden, wie der
Finanzstaatssekretär versicher-
te, Investitionen auch im Dop-
pelhaushalt 2005/2006 einen
hohen Stellenwert haben. Die
erforderlichen Mittel würden

durch Privatisierungserlöse fi-
nanziert. So sollen etwa im
Doppelhaushalt 2005/2006 zu-
sätzlich 300 Millionen Euro aus
Grundstockerlösen für den er-
sten Teil einer Investitionsinitia-
tive Bayern 2008 (Bildung und
Infrastruktur) eingesetzt wer-
den. Mit dem Erlös aus dem
Verkauf der Regentalbahn in
Höhe von 60 Mio. Euro wolle
man zudem weitere wirtschafts-
politische Akzente für Ostbay-
ern setzen.

Faire Partnerschaft

Den kommunalen Finanzaus-
gleich bezeichnete Meyer als
„besten Beweis für die faire
Partnerschaft des Freistaates
mit den Kommunen“. Die Rah-
menbedingungen für die Kom-
munalhaushalte seien nach wie
vor problematisch. Wenngleich
die Gewerbesteuereinnahmen
der bayerischen Gemeinden im
ersten Halbjahr gegenüber dem
Vorjahreszeitraum um 12,5 Pro-
zent gewachsen seien, sei es
noch verfrüht, Entwarnung zu
geben. Denn in den letzten Jah-
ren hätten Steuerrückgänge und
Ausgabenzuwächse zu hohen
Defiziten bei den Kommunen
geführt. Der mit den kommuna-
len Spitzenverbänden Ende Juli
einvernehmlich ausgehandelte
Entwurf für den kommunalen
Finanzausgleich 2005/2006 se-
he deshalb zur Stärkung der
Kommunalhaushalte beachtli-
che Verbesserungen vor. Das
Paket aus finanziellen und
strukturellen Verbesserungen
belaufe sich in der Gesamtbi-
lanz auf ein Plus von 446 Mil-
lionen Euro. Das bedeute eine
Steigerung von 9,4 Prozent.

Verbesserungen

Der Entwurf des kommuna-
len Finanzausgleichs ist, wie
Meyer hervorhob, geprägt von
finanziellen und strukturellen
Verbesserungen. Er verwies in
diesem Zusammenhang insbe-
sondere auf die Anhebung des
Verbundsatzes beim allgemei-
nen Steuerverbund von 11,54
auf 11,60 Prozent, die Abschaf-
fung der Solidarumlage in drei
Schritten, die Fortsetzung der
Reform des Sozialhilfeaus-
gleichs an die Bezirke verbun-
den mit einer weiteren Anhe-
bung des Sozialhilfeausgleichs
auf 540 Millionen Euro und die
Übernahme der Kosten für die
„Kontingentflüchtlinge“ mit ei-
nem Entlastungsvolumen von
etwa 60 Millionen Euro.

Schließlich plane die Staats-
regierung auch keine Kürzun-
gen bei den Fördermitteln für
kommunale Investitionen. Bei
Investitionen für den öffentli-
chen Personennahverkehr und
im Bereich des Kommunal-
straßenbaus und -unterhalts sol-
le es sogar wieder mehr Finanz-
hilfen geben.

Der Staatssekretär betonte in
seinen weiteren Ausführungen,
dass selbst mit noch so deutli-
chen Verbesserungen auf der
Einnahmenseite den Kommu-
nen allein nicht dauerhaft wirk-
sam geholfen werden könne. Es

bedürfe vor allem auch einer
spürbaren Entlastung auf der
Ausgabenseite. Dies gelte zu-
mal bei den Sozialausgaben. Ins-
besondere die Bezirke seien hier
stark betroffen. Der Sozialhilfe-
ausgleich an die Bezirke soll des-
halb in 2005 nach dem Haus-
haltsentwurf um 100 Mio. Euro
auf dann 540 Mio. Euro anstei-
gen. Obwohl dies, wie der Staats-
sekretär vorrechnete, ein Plus
von 22,7 Prozent und im Ver-
gleich mit 2003 sogar einen Zu-
wachs von 80 Prozent bedeute,
könnten die Bezirke keine stabi-
len Umlagesätze garantieren.

Effektive
Kostendämpfung

Um so dringlicher sei es, den
steilen Kostenzuwachs bei der
überörtlichen Sozialhilfe durch
effektive Kostendämpfungs-
maßnahmen abzuflachen. Die
Staatsregierung habe dazu Mit-
te September einen Gesetzent-
wurf zur Entlastung der Kom-
munen im sozialen Bereich be-
schlossen und mittlerweile im
Bundesrat eingebracht. Der Ge-
setzentwurf enthalte beispiels-
weise eine Finanzkraftklausel,
die es den Kommunen ermögli-
chen soll, bei der Gewährung
von Sozialleistungen mit Wahl-
rechten ihre eigene Finanzsitua-

tion mehr zu berücksichtigen.
Im Bereich der Jugendhilfe-

leistungen strebe die bayerische
Bundesratsinitiative an, künftig
vermögende Eltern an den Ko-
sten für Jugendhilfemaßnahmen
zu beteiligen. Wenn die bayeri-

sche Initiative Erfolg hat, kön-
nen die Kommunen nach Schät-
zung des Finanzstaatssekretärs
bundesweit rund 300 Mio. Euro
bei der Sozialhilfe und rund 250
Mio. Euro bei der Jugendhilfe
einsparen.                                 DK

Landkreis Miltenberg:

Einsatzleitungen mit neuer
Kommunikationsausstattung

„Laptop und Feuerwehr: Das sind keine Gegensätze sondern
bilden heute für die Sicherstellung einer effektiven Einsatzlei-
tung bei Schadensereignissen eine unentbehrliche Einheit.“ Mit
diesen Worten übergab Landrat Roland Schwing am Landrats-
amt Miltenberg zwei Laptops an die Unterstützungsgruppen
der Örtlichen Einsatzleitungen in Obernburg und Großheu-
bach. Diese werden in den bei diesen Feuerwehren stationierten
Einsatzleitfahrzeugen integriert.

Die im Wert von insgesamt
2.500 Euro erworbenen Geräte
ersetzen die bisher vom Freistaat
Bayern zur Verfügung gestellte
EDV-Ausstattung, die allerdings
nicht mehr dem Stand der Tech-
nik entspricht und aufgrund von
technischen Problemen erst im
kommenden Jahr durch neuwer-
tige Kommunikationskoffer vom
Freistaat ersetzt werden kann.
Nachdem sich die Feuerwehren
in den vergangenen Monaten mit
eigenen Rechnern beholfen ha-
ben, die allerdings nicht über die
künftig erforderliche Systemaus-
stattung verfügen, kaufte der
Landkreis die beiden Geräte für
die Einsatzleitung, um bei größe-
ren Schadensereignissen auf die
Vorteile der EDV zurückgreifen
zu können.

Die auf den Rechnern instal-
lierten Programme verfügen
über diverse Office-Anwendun-
gen und unterstützen die Mit-
glieder der Unterstützungsgrup-
pe Örtlicher Einsatzleiter (UG-
ÖEL) außerdem mit Daten aus

dem Bayerischen Alarmierungs-
und Informationssystem (BA-
SIS), diversen Auskunftspro-
grammen (z. B. über die Be-
schaffenheit von Gefahrstoffen
etc.). Außerdem dienen die
Geräte zur Kontaktaufnahme
und zum Datenaustausch mit er-
forderlichen Organisationen und
Behörden (z. B. Hilfsorganisa-
tionen, Lagezentrum Miltenberg,
Würzburg, München). 

Die im nächsten Jahr vorgese-
henen Kommunikationskoffer
verfügen unter anderem über ei-
nen weiteren Laptop, einen
Drucker mit Faxgerät und einer
mobilen ISDN-DECT-Telefon-
anlage. Eine kabellose Vernet-
zung der jeweiligen Rechner
kann über die neuartige „Centri-
no“-Technologie“ ermöglicht
werden. Die im vergangenen
Jahr in den Dienst gestellten
Einsatzleitfahrzeuge haben so-
mit neben einer modernen
Kommunikationstechnik nun
auch eine zeitgemäße EDV-
Ausstattung.                             DK

Nürnberger 
Friedensmahl 2004

Zum dritten Mal seit 1999 fand im Historischen Rathaussaal
das Nürnberger Friedensmahl statt. Es dient in den Jahren
zwischen der Verleihung des Internationalen Nürnberger
Menschenrechtspreises als Benefizveranstaltung dazu, Spen-
den für Projekte der Vorjahres-Preisträger einzuwerben. Der
Titel knüpft an das historische Nürnberger Friedensmahl des
Jahres 1649 an, bei dem die Gegner des Dreißigjährigen
Krieges ihren Friedensschluss besiegelten und Details aus-
handelten.

Das Friedensmahl 2002 zu-
gunsten von Projekten von Bi-
schof Samuel Ruíz García,
Preisträger des Jahres 2001, in
Chiapas/Mexiko erbrachte ei-
ne Spendensumme von über
83.000 Euro. 

Setalvad und Rehman

In diesem Jahr standen die
beiden Preisträger des Interna-
tionalen Nürnberger Menschen-
rechtspreises 2003, Teesta Se-
talvad und Ibn Abdur Rehman,
und ihre Projekte in Indien
und Pakistan im Mittelpunkt.
Beide stellten im Interview ih-
re Programme, die eine nach-
haltige Friedensentwicklung
und Menschenrechtsbildung auf
dem konfliktbeladenen indi-
schen Subkontinent zum Ziel
haben, vor und baten um Unter-
stützung. 

Im Rahmen des Friedens-
mahls wurde auch über den

Preisträger des Internationalen
Nürnberger Menschenrechts -
preises 2005 entschieden. Die
Jury votierte für die Gründerin
von „Mütter gegen Todesstrafe
und Folter“, Tamara Chikuno-
va. Sie begründete ihre Ent-
scheidung für die Usbekin da-
mit, dass diese sich „mit Mut
und unter hohem persönlichen
Risiko“ für die Achtung der
Menschenrechte einsetzt.

„Mütter gegen
Todesstrafe und Folter“

Tamara Chikunovas Sohn
wurde im Jahr 2000 hingerich-
tet - nach Beschuldigungen, er
hätte zwei Menschen getötet.
Im selben Jahr gründete Chiku-
nova die Organisation „Mütter
gegen Todesstrafe und Folter“,
die sie nach wie vor leitet. Die
internationale Jury unter Vorsitz
von Nürnbergs Oberbürgermei-
ster Ulrich Maly (SPD) will mit

der Preisvergabe an die Regie-
rung in Usbekistan appellieren,
ihren internationalen Verpflich-
tungen nachzukommen und die
Menschenrechte zu respektie-
ren.

Mut zum Risiko

Maly betonte, mit Tamara
Chikunova werde eine kaum
bekannte Menschenrechtskämp-
ferin gewürdigt, deren Organi-

sation in ihrer Heimat von den
Behörden verfolgt werde. Die
1948 geborene Chikunowa set-
ze sich „mit bewundernswer-
tem Mut und unter hohem per-
sönlichen Risiko für die Ach-
tung der Menschenrechte in
Usbekistan“ ein.

Die feierliche Preisverleihung
findet am 25. September 2005
im Nürnberger Opernhaus statt.
Der Preis ist mit 15.000 Euro
dotiert.                                       DK
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Vorschau auf GZ 21
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 21, die am4. November
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? EDV - Technik und Ausstattung für die 

Kommunalverwaltung
? Kommunale Baupolitik
? Krankenhäuser, Pflegeheime, Gerontotechnik
? Handwerk

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung liegt eine
Beilage für Abonnementwerbung für die Zeitschrift „Reden-
Berater“, Bonn, (Postvertriebskennzeichen: G 7929) bei.

Wir bitten um freundliche Beachtung.

Zum 65. Geburtstag von Landrat Heinrich Frey:

Politik mit Augenmaß
Heinrich Frey, Landrat des Landkreises Starnberg, feierte am 
6. Oktober seinen 65. Geburtstag. In einer Stichwahl wurde der
CSU-Politiker 1996 mit überzeugenden 66 Prozent zum Land-
rat gewählt. Die Wählerinnen und Wähler bestätigten seine er-
folgreiche Amtsführung mit der Wiederwahl im März 2002. 

Der Jurist und vierfache Fami-
lienvater war von 1975 bis 1986
Leiter des Referats „Kommuna-
ler Finanzausgleich“ im Bayeri-
schen Finanzministerium, ehe er
zur Bayerischen Landesbank
wechselte und dort Leiter des
Unternehmensbereiches „Kom-
munalkunden“ wurde.

Stationen

Als Sprecher der Geschäfts-
führung der Bayerngrund GmbH
war Frey bis 1996 tätig. Im
Kreistag Starnberg hatte er von
1990 bis 1996 den CSU-Frakti-
onsvorsitz inne. Derzeit fungiert
der engagierte Landrat als stell-
vertretender Vorsitzender des
Verwaltungsrates der Kreisspar-

kasse München-Starnberg, als
Vorsitzender diverser kommuna-
ler Einrichtungen und Zweck-
verbände sowie sozial tätiger Or-
ganisationen.

Blickt man auf Freys bisherige
„Leistungsbilanz“, so hat er es
mit politischer Fairness und
Weitsicht vermocht, den Wirt-
schaftsstandort Landkreis Starn-
berg nachhaltig zu stärken.
Neue, angepasste Gewerbege-
bietsplanungen, die Gründung
des Wirtschaftsforums und der
Wirtschaftsförderungsgesell -
schaft sowie Innovationsmessen
und Unternehmertage sind hier-
für ein deutliches Indiz. Die ehe-
mals selbständige Sparkasse
Starnberg fusionierte 2000 mit
der Kreissparkasse zur Kreis-

sparkasse München-Starnberg -
damit ist sie eine der größten in
Bayern. 

Neben dem Vorrang für
präventive Maßnahmen zugun-

langfristig durch einen mehr-
jährigen Entsorgungsvertrag mit
der Landeshauptstadt München,
durch die Verwertung von Grün-
gut und Bioabfall vor Ort sowie
durch eine neue Umladestation
an der Autobahn Lindau gesi-
chert werden.

Heinrich Freys Bestreben ist
es auch, Kultur und Bildung zu
fördern. So hat er für die Erwei-
terung der Fünfseenschule ge-
sorgt, zudem Betriebskosten-
zuschüsse für weiterführende
Schulen genehmigt, kulturelle
Projekte gezielt unterstützt und
einen Landkreiskulturpreis so-
wie einen Kultur-Förderpreis ins
Leben gerufen. Die Rück-
führung von Kreisumlagehebe-
satz und Schuldenstand verdeut-
lichen die solide und sparsame
Haushaltswirtschaft des Land-
kreises. Auch hat der agile Land-
kreischef dafür Sorge getragen,
dass das Landratsamt als Dienst-
leistungs- und Servicezentrum
vom Kunden angenommen und
geschätzt wird. Erweiterte Öff-
nungszeiten, eine fachkundige
Beratung, eine verkürzte Bear-
beitungsdauer sowie ein zentra-
les Projektmanagement dienen
letztlich allen Bürgern.

Bei allen Erfolgsmeldungen
gibt es doch einen gewaltigen
Wermutstropfen, weiß Landrat
Frey zu berichten: Wie nie zuvor
bestimme die öffentliche Finanz-
misere auch das kommunalpoli-
tische Leben im Landkreis. Ob-
wohl Starnberg einer Studie des

Magazins „Focus-Money“ zu-
folge zu den wirtschaftlich at-
traktivsten Regionen gehören
soll, sei er „keine Insel der Seli-
gen“. Die schwierigen wirt-
schaftlichen und konjunkturellen
Verhältnisse stellten die Verant-
wortlichen vor enorme Heraus-
forderungen.

Schwierige Beratungen

Der Landkreis, so Frey, habe
im laufenden Jahr eine außeror-
dentlich hohe Umlage an den
Bezirk Oberbayern für soziale
Ausgaben abzuführen. Daher ge-
stalteten sich die Beratungen
über den Kreishaushalt 2004
sehr schwierig. Der Hebesatz der
Kreisumlage sei zwar um 0,06
Prozentpunkte auf 49,26 Prozent
angehoben worden, „doch muss
der Landkreis 2004 aus eigener
Kraft ein schweres Paket an
Einsparungen schultern, verbun-
den mit dem hohen Risiko einer
Neuverschuldung“.

Zentral wichtige Zukunftsauf-
gaben dürfen am Sparkurs nicht
scheitern, fährt Frey fort. So sei
das Klinikum Starnberg als lei-
stungsfähiges „Regionales Ge-
sundheitszentrum für die ganze

Familie“ weiter zu stärken. Dazu
diene die Fertigstellung eines
Gästehauses. Auch die anderen
Krankenhausträger im Land-
kreis, insbesondere das weitere
kommunale Fachkrankenhaus in
Seefeld, hätten sich den Heraus-
forderungen der Gesundheitsre-
form zu stellen.

Politik 
„nahe an den Menschen“

Die Erweiterung der Berufs-
schule in Starnberg komme wie-
derum der Ausbildung der Ju-
gend zugute. Die Schaffung
moderner altengerechter Woh-
nungen in Form des „Betreuten
Wohnens“ sei ein Schwerpunkt
der Neubautätigkeit des Zweck-
verbandes für den sozialen
Wohnungsbau. Sport und Kul-
tur schließlich würden weiter
gefördert.

Das Landratsamt als offenes
Dienstleistungs- und Service-
zentrum für alle entspricht dem
Leitbild einer Politik „Nahe an
den Menschen“, die ihre Sor-
gen und Belange aufgreift und
ernst nimmt. Dafür steht Hein-
rich Frey in ganz besonderem
Maße.                                      DK

Landrat Heinrich Frey.         ?

sten der Jugend und einer Stär-
kung des ehrenamtlichen Enga-
gements wurde auch die Lei-
stungsfähigkeit des Kreiskran-
kenhauses erhöht. Dafür sorgten
eine neue Betriebsform als
GmbH sowie bauliche und me-
dizinische Modernisierungsmaß-
nahmen (Neuordnung der Ra-
diologie, Zentrum für Handchir-
urgie, Orthopädie-Netzwerk
SPORMED). Zudem konnte
während Freys Amtszeit die
Ökologische Abfallwirtschaft


